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Bericht
des Bundesrates an die Bundesversammlung
über die Konzeption der Armee XXI
(Armeeleitbild XXI)

vom 24. Oktober 2001

Sehr geehrter Herr Präsident,
sehr geehrte Frau Präsidentin,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir unterbreiten Ihnen den Bericht über die Konzeption der Armee XXI (Armee-
leitbild XXI; ALB XXI) mit dem Antrag, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen.

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr
geehrte Damen und Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

24. Oktober 2001 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates
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Der Bundespräsident: Moritz Leuenberger
Die Bundeskanzlerin: Annemarie Huber-Hotz
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Übersicht

1 Einleitung

Unter der Bezeichnung Schweizerische Armee XXI ist ein tief greifender Umbau un-
seres Wehrwesens in Angriff genommen worden. Damit wird die Fähigkeit der Ar-
mee sichergestellt, einen wesentlichen Beitrag zur Sicherheit der Schweiz, zum
Schutz ihrer Bevölkerung und zur Stabilität ihres strategischen Umfeldes zu leisten.
Die Reform ist nötig, weil mit der bestehenden Armee diese Aufträge nicht optimal
erfüllt werden können.

Der zentrale Auftrag bleibt die Verteidigung des Landes gegen militärische Bedro-
hungen. Bestimmend für die Armeereform ist die Entwicklung der sicherheitspo-
litischen Lage: Wenn die militärischen Herausforderungen sich ändern, muss auch
unsere Antwort darauf – die Armee – angepasst werden, damit sie ein wirksames
Instrument zur Gewährleistung der Sicherheit bleibt.

Auch wenn die Armee vor allem auf Grund sicherheitspolitischer Überlegungen re-
formiert wird, sind weitere Aspekte zu berücksichtigen: Die Armee wird auf den
Wandel unserer Gesellschaft abgestimmt, und sie muss im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden finanziellen Mittel realisiert werden sowie den demografischen
Rahmenbedingungen entsprechen.

Grundlage für die Erarbeitung dieses Armeeleitbildes ist die Bundesverfassung:

Art. 58 Armee
1 Die Schweiz hat eine Armee. Diese ist grundsätzlich nach dem Milizprinzip organi-
siert.
2 Die Armee dient der Kriegsverhinderung und trägt bei zur Erhaltung des Friedens;
sie verteidigt das Land und seine Bevölkerung. Sie unterstützt die zivilen Behörden
bei der Abwehr schwerwiegender Bedrohungen der inneren Sicherheit und bei der
Bewältigung anderer ausserordentlicher Lagen. Das Gesetz kann weitere Aufgaben
vorsehen.

Dieses Armeeleitbild zeigt, wie die Armee ihren im Bericht des Bundesrates an die
Bundesversammlung über die Sicherheitspolitik der Schweiz («Sicherheit durch
Kooperation», SIPOL B 2000) vom 7. Juni 1999 näher definierten Auftrag erfüllen
soll und gibt die entsprechende Organisation vor.

Parallel zur Armeereform wird die zivile Zusammenarbeit bei Katastrophen und
Notlagen im Rahmen des Projektes Bevölkerungsschutz erarbeitet. Das Projekt
Überprüfung des Systems der inneren Sicherheit (USIS) verläuft ebenfalls parallel
zur Armeereform und in Abstimmung mit ihr, wird aber später abgeschlossen. Ein
umfassendes «Gesamtsicherheitskonzept» kann deshalb nicht vorgelegt werden –
und das Armeeleitbild darf einem solchen Konzept auch nicht vorgreifen. Es ist aber
gestützt auf den Verfassungsauftrag davon auszugehen, dass von der Armee auch in
Zukunft Leistungen im Bereich der inneren Sicherheit erwartet werden. Die Armee
stellt entsprechende Mittel nach Erfahrungswerten der letzten Jahre bereit. Flexibi-
lität, diese Mittel nach Bedarf zu reduzieren bzw. auszubauen, ist vorhanden.

Das Armeeleitbild wird der Bundesversammlung gleichzeitig mit der Botschaft zur
Armeereform XXI und zur Revision der Militärgesetzgebung vorgelegt. Darin wird



969

der Inhalt des Armeeleitbildes auf Gesetzesstufe konkretisiert und rechtlich umge-
setzt.

Kurzportrait der Armee XXI

Die Armee besteht aus dem Generalstab und den Teilstreitkräften Heer und Luft-
waffe. Grundbausteine des Heeres sind Bataillone und Abteilungen, aus denen sich
ohne die Reserve sechs und mit der Reserve acht Kampfbrigaden und vier Territo-
rialregionen bilden lassen. Die Luftwaffe verfügt über mehrere Geschwader mit
Kampfflugzeugen, Helikoptern und Transportflugzeugen, Flugplatzverbänden sowie
Fliegerabwehrabteilungen. Die Armee XXI hat damit einen wesentlich geringeren
Bestand als die bisherige Armee: 120 000 in der aktiven Armee, dazu ein Rekruten-
jahrgang von rund 20 000 sowie eine Reserve von 80 000. Diese Verringerung ist
angesichts des veränderten Umfeldes und der militärtechnischen Entwicklung ange-
zeigt. Sie entspricht auch dem Bedürfnis, die zeitliche Belastung der Miliz abzu-
bauen. Die Armee wird dadurch nicht geschwächt, wenn die durch den niedrigeren
Bestand freiwerdenden Ressourcen zur Modernisierung und Verbesserung von Aus-
bildung, Ausrüstung und Bewaffnung verwendet werden.

Die Armee XXI bleibt eine Milizarmee; Milizkader führen grundsätzlich bis zur
Stufe Bataillon/Abteilung und können auch Brigadekommandanten werden, wenn
die entsprechende Eignung und Verfügbarkeit vorliegt. Die Rekrutenschule wird in
der Regel wie bisher im Alter von 20 Jahren absolviert, dauert aber neu 21 Wochen,
um eine gegenüber dem bisherigen System bessere Ausbildung zu ermöglichen.
Soldaten leisten nach der Rekrutenschule während 6 Jahren je einen Wiederho-
lungskurs von 19 Tagen und werden anschliessend für vier Jahre in die Reserve ein-
geteilt. Die Verlegung der zu leistenden Diensttage auf die jüngeren Jahre erleichtert
es, die Anforderungen von beruflicher Tätigkeit, Familie und Militär miteinander
zu vereinbaren. Ein Teil der Militärdienstpflichtigen soll die Gelegenheit erhalten,
den gesamten Militärdienst in einer Periode von 300 Tagen zu absolvieren, um an-
schliessend für 10 Jahre der Reserve zugeteilt zu werden (Durchdiener). Durch die
Verfügbarkeit dieser Durchdiener über das ganze Jahr wird die Armee befähigt, sub-
sidiäre Einsätze rasch und auch über längere Zeit zu leisten. Diese Ergänzung des
Milizsystems stellt das herkömmliche System mit Rekrutenschule und Wieder-
holungskursen nicht grundsätzlich in Frage, zumal höchstens ein Fünftel jedes
Rekrutenjahrganges – auf freiwilliger Basis – von dieser Möglichkeit Gebrauch
machen kann.

Die Armee XXI verzichtet grundsätzlich auf die Stufen Regiment, Division und
Korps. Bataillone und Abteilungen sind die Grundelemente. Sie sind in der Grund-
gliederung in Brigaden eingeteilt, die aber im Hinblick auf einen konkreten Einsatz
modular angepasst werden. Dadurch werden die Bedürfnisse nach regionaler Veran-
kerung ebenso wie jene nach Flexibilität berücksichtigt.

Ein weiteres Kennzeichen der Armee XXI ist die abgestufte Bereitschaft: Die Armee
muss nicht alle Leistungen innerhalb derselben Fristen erbringen, und es wäre inef-
fizient, alle Teile der Armee dauernd in hoher Bereitschaft zu halten. Ständig ein-
setzbar sind Berufs- und Zeitmilitär sowie die Durchdiener. Bei Bedarf können zu-
sätzlich Rekrutenschulen in der Verbandsausbildungsphase und WK-Verbände ein-
gesetzt werden, die gerade Dienst leisten, WK-Verbände aufgeboten oder sogar die
Reserve aktiviert werden. Im Fall einer sich abzeichnenden gravierenden Ver-
schlechterung der sicherheitspolitischen Lage können Bundesrat und Parlament
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Schritte unternehmen, um die Armee in Bestand, Bereitschaft, Ausrüstung und Be-
waffnung über die Reserve hinaus zu verstärken; dies wird als Aufwuchs bezeichnet.

Die Schweiz bleibt dauernd und bewaffnet neutral; sie tritt keinem Militärbündnis
bei. Die Armee XXI ist darauf ausgerichtet, die Verteidigung der Schweiz möglichst
mit eigenen Kräften zu gewährleisten. Es darf aber nicht ausser Acht gelassen wer-
den, dass ein militärischer Angriff (der aus heutiger Sicht auf absehbare Zeit wenig
wahrscheinlich ist) mit so starken Kräften oder in geografisch so ausgreifender Art
vorgetragen werden könnte, dass unsere Armee ihm allein nicht standhalten könnte
oder eine auf das schweizerische Territorium beschränkte Abwehr nicht Erfolg ver-
sprechend wäre. Im Hinblick auf diesen Fall ist es die Pflicht der Landesregierung
und Aufgabe der Armee, Vorkehrungen in Ausbildung und Ausrüstung zu treffen,
die im Fall eines militärischen Angriffs auf die Schweiz notfalls die Verteidigungs-
zusammenarbeit mit anderen Staaten und Armeen erlauben würde. Die Entwicklung
der Fähigkeit zur Zusammenarbeit mit anderen Armeen dient der Wahrung der
Handlungsfreiheit im Verteidigungsfall; die Fähigkeit zur autonomen Verteidigung
gegenüber Angriffen, die wir mit eigenen Mitteln meistern können, wird dabei ge-
wahrt.

2 Rahmenbedingungen

2.1 Sicherheits- und militärpolitische Lage

Die Schweiz ist von demokratischen Staaten umgeben. Alle Nachbarstaaten, ausser
Liechtenstein, sind Mitglieder der EU und gehören – mit Ausnahme von Österreich
und Liechtenstein – der NATO an.

Die Lage der Schweiz in Europa

         Abbildung 1
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Bedrohungen und Gefahren

In der folgenden Abbildung sind die Bedrohungen und Gefahren aufgeführt, zu de-
ren Bewältigung die Armee wesentliche Beiträge leistet. Die Informationskriegsfüh-
rung ist insofern eine Ausnahme, als die Armee sich in Bezug auf diese Bedrohung
im Wesentlichen darauf beschränken muss, ihre eigenen Systeme zu schützen und
funktionsfähig zu erhalten. Die Abwehr von Informationsangriffen auf andere Berei-
che von Staat und Gesellschaft ist nicht Aufgabe der Armee. Sie kann hingegen die
Folgewirkungen von Informationskriegsführung mildern, indem sie für betroffene
zivile Bereiche subsidiäre Hilfeleistungen erbringt. Bedrohungen und Gefahren sind
nach zwei Kriterien gegliedert: der Eintretenswahrscheinlichkeit und den Auswir-
kungen auf die Schweiz und ihre Bewohner. Als Tendenz ist festzustellen, dass jene
Bedrohungen und Gefahren, die am wahrscheinlichsten sind, die Schweiz nicht in
ihrer Existenz bedrohen, obwohl sie Teile der Bevölkerung massiv treffen können.
Dies ist jedoch nur eine Momentaufnahme: Die Eintretenswahrscheinlichkeit der
einzelnen Bedrohungen und Gefahren kann sich verändern. Deshalb müssen sie
ständig verfolgt werden, um die Armee und die anderen sicherheitspolitischen In-
strumente auf die reale Lage abzustimmen.

Bedrohungen und Gefahren

         Abbildung 2

Auswirkungen auf die Schweiz
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Natur- und techn. Katastrophen

Konflikte ausserhalb Europas

Auswirkungen von Proliferation

bewaffnete Konflikte in Europa

gewalttätiger Extremismus

Terrorismus

Informationskriegsführung

Gewaltanwendung im Luftraum militärische Aggression

Unruhen im Innern

Bewaffnete Konflikte ausserhalb Europas sind eine ständige Realität; derzeit z.B. im
Maghreb und Nahen Osten, in West- und Zentralafrika, in Afghanistan und Kasch-
mir, in Sri Lanka und Indonesien. Ein Unterschied zu Europa liegt darin, dass zwi-
schenstaatliche Kriege in manchen anderen Regionen weiterhin eine beträchtliche
Wahrscheinlichkeit haben (z.B. Indien-Pakistan, Nordkorea-Südkorea). Die Schweiz
ist von solchen bewaffneten Konflikten ausserhalb Europas in unterschiedlichem
Mass und auf verschiedene Weise betroffen. Flüchtlinge aus den Konfliktregionen,
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selbst aus geografisch entfernten, suchen Asyl in der Schweiz. Die Versorgung mit
wichtigen Gütern kann gestört werden, und bei bewaffneten Auseinandersetzungen
zwischen Staaten, die über Nuklearwaffen verfügen, besteht das Risiko, dass ein
allfälliger Einsatz dieser Waffen auch in der Schweiz zu erhöhter Radioaktivität füh-
ren würde.

Naturkatastrophen und technische Katastrophen sind ein ständiges Risiko. Die hohe
Siedlungsdichte macht die Schweiz für die Auswirkungen solcher Katastrophen an-
fällig. Unser Land ist stark von vernetzten Systemen (Telekommunikation, Energie,
Logistik) abhängig, sodass schon der Ausfall einzelner Komponenten weitreichende
Folgen haben kann. Naturkatastrophen oder technische Katastrophen haben starke
Auswirkungen auf die Betroffenen. Sie sind aber selten von einem solchen Ausmass,
dass grosse Teile des Volkes gleichzeitig, vital und nachhaltig betroffen wären. Auf
Grund der Erfahrungen in den vergangenen Jahren ist davon auszugehen, dass zur
Bewältigung der Folgen von Lawinen, Überschwemmungen und Stürmen auch in
Zukunft häufig die Unterstützung der Armee angefordert werden wird, weil die zi-
vilen Mittel nicht ausreichen.

Regionale bewaffnete Konflikte in Europa fanden in den letzten zehn Jahren auf
dem Balkan, im Kaukasus und in der Türkei statt (Kriege im Zusammenhang mit der
Auflösung Jugoslawiens, Kosovo, Mazedonien; Nagorni-Karabach, Georgien,
Tschetschenien; Kurdistan). Die direkten militärischen Auswirkungen waren und
sind regional begrenzt, die indirekten Auswirkungen auf die Schweiz aber erheblich.
Von den bewaffneten Auseinandersetzungen auf dem Gebiet des ehemaligen Jugo-
slawiens und in der Osttürkei ist die Schweiz durch Flüchtlingsströme betroffen, und
in der Schweiz sind beträchtliche Volksgruppen aus den betreffenden Regionen
wohnhaft. In der Kombination von Eintretenswahrscheinlichkeit und Auswirkungen
auf die Schweiz gehören regionale bewaffnete Konflikte in Europa zu den wichtigs-
ten sicherheitspolitischen Risiken für die Schweiz. Dies ist auch der Grund für das
zivile und militärische Engagement zu Gunsten von Stabilität, Sicherheit und Frie-
den jenseits unserer Grenzen.

Bereitschaft zu gewalttätigem Extremismus kommt im Zusammenhang mit den Fol-
gen von Migration sowie bei Gruppierungen vor, welche die Globalisierung und ihre
Erscheinungsformen zum Anlass von gewaltsamen Protestaktionen nehmen. Der
gewalttätige Extremismus kann die Durchführung internationaler Anlässe erschwe-
ren (Weltwirtschaftsforum Davos und andere internationale Konferenzen) und die
Attraktivität der Schweiz als Gastland für solche Treffen sowohl durch das Risiko
möglicher Störungen als auch durch die zu deren Verhinderung nötigen Sicher-
heitsmassnahmen mindern. Zudem beeinträchtigen gewaltsame Ausschreitungen die
Glaubwürdigkeit legitimer Manifestationen bei solchen Anlässen.

Die Schweiz ist zurzeit kein primäres Ziel des internationalen Terrorismus. Eine
Gefährdung kann aber für ausländische Einrichtungen und Personen in der Schweiz
sowie für Veranstaltungen mit internationaler Beteiligung bestehen, und eine allge-
meine Gefährdung kann auch aus einer internationalen Konfrontation mit Terroris-
mus entstehen, bei der die Schweiz nicht im Zentrum steht, aber von den Auswir-
kungen ebenso wie andere Staaten betroffen ist. Die Gefährdung durch Terrorismus
kann unversehens zur Realität werden, und es können gleichzeitig mehrere Einrich-
tungen bzw. Orte angegriffen werden. Es gilt ausserdem zu verhindern, dass die
Schweiz als Transitland oder rückwärtige Basis für Terroristen dient. Schliesslich
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besteht das Risiko, dass Schweizer Bürgerinnen und Bürger im Ausland gewisser-
massen zufällig zu Opfern terroristischer Anschläge werden.

Die Informationskriegsführung ist für die Schweiz ein erhebliches Risiko. Infolge
der europaweit höchsten Informatik- und Vernetzungsdichte und der starken inter-
nationalen Verflechtung der Wirtschaft ist sie stark von funktionssicheren Datenver-
bindungen abhängig. Die teilweise komplexen Vernetzungen verschiedener gesell-
schaftlicher Bereiche haben eine hohe Verwundbarkeit zur Folge. Die Bedrohung
reicht von massiven Beeinträchtigungen oder Störungen unserer Wirtschaft bis zur
Lähmung unserer politischen und militärischen Führungsfähigkeit. Informations-
kriegsführung ist kein Risiko, zu dessen Abwehr die Armee einen zentralen Beitrag
leisten kann, sie wird aber selber in ihrer Funktionsfähigkeit von diesem Risiko be-
droht und muss darum in der Lage sein, Informationskriegsangriffe auf ihre eigenen
Führungssysteme abzuwehren.

In Bezug auf Massenvernichtungswaffen, ballistische Lenkwaffen und Marschflug-
körper ist die Weiterverbreitung (Proliferation) eine Realität, trotz verschiedenen
Massnahmen, welche diese Weiterverbreitung eindämmen oder verzögern, nicht
aber vollständig verhindern können (Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von
Nuklearwaffen, Konventionen über biologische und chemische Waffen, Vereinba-
rungen über die Kontrolle von Exporten für Nuklear- bzw. Raketentechnologie).
Ungewiss ist aber, welche Staaten (oder allenfalls auch nichtstaatliche Gruppen)
Zugang zu solchen Mitteln erhalten werden, wann dies der Fall sein wird und in
welcher Weise und gegen wen sie dieses Drohpotenzial einsetzen werden. Abgese-
hen von den Potenzialen der fünf Nuklearmächte (Frankreich, Grossbritannien,
Russland, USA und Volksrepublik China) kann Europa durch ballistische Lenk-
waffen erst punktuell an seiner südlichen Peripherie erreicht werden. In einigen Jah-
ren könnte aber eintreffen, dass mehrere europäische Länder, unter ihnen auch die
Schweiz, innerhalb der Reichweite ballistischer Lenkwaffen aus dem südlichen
Mittelmeerraum oder dem Nahen und Mittleren Osten liegen. Die Weiterverbreitung
von Marschflugkörpern dürfte etwas langsamer erfolgen, zumal die Beherrschung
dieser Technologie anspruchsvoller ist.

Das Risiko, dass in der Schweiz innere Unruhen ausbrechen könnten, von denen er-
hebliche Volksteile betroffen wären, ist gering, und es zeichnen sich keine gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen, politischen oder kulturellen Konfliktfelder ab, die zu
eigentlichen inneren Unruhen Anlass geben könnten. Die Armee untersteht den ge-
wählten politischen Behörden, verfolgt selber keine politischen Ziele und lässt sich
auch nicht als Mittel in der politischen Auseinandersetzung missbrauchen. Im Falle
innerer Unruhen in der Schweiz wäre sie aber in der Lage, unter demokratisch legi-
timierter politischer Führung subsidiär die Polizei bei gewissen Aufgaben (z.B. Be-
wachung gewisser Objekte) zu entlasten.

Gewaltanwendung im Luftraum ist wenig wahrscheinlich. Sie hätte aber erhebliche
Auswirkungen, selbst wenn sie nicht von einem Angriff zu Lande gefolgt wäre: Die
Glaubwürdigkeit der Neutralität ist damit verknüpft, dass die Schweiz aus eigener
Kraft die Souveränität auf dem ganzen Territorium und in der Gesamtheit ihres Luft-
raumes durchsetzen kann. Gewaltanwendung im schweizerischen Luftraum dürfte
erst dann zu einem wahrscheinlichen Risiko werden, wenn im Umfeld der Schweiz
kriegerische Handlungen stattfinden würden. Gerade in einer solchen Lage hätte
aber die Durchsetzung der Neutralitätspflichten einen besonders hohen Stellenwert.
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Der militärische Angriff auf die Schweiz ist das sicherheitspolitische Extremrisiko,
bei dem die Existenz des Landes auf dem Spiel stünde. Die Wahrscheinlichkeit ei-
nes solchen Angriffs ist mit dem Ende des Kalten Krieges gesunken und heute als
sehr gering einzustufen. Zum einen fällt es schwerer als früher, irgendeinem Staat in
Europa aggressive Absichten zu unterstellen, deren Realisierung auch die Schweiz
militärisch bedrohen würde. Zum andern ist die quantitative Stärke konventioneller
Kriegsmittel in Europa durch Abkommen ebenso wie durch unilaterale Schritte ver-
ringert worden, auch wenn es zu berücksichtigen gilt, dass die quantitativen Reduk-
tionen von qualitativen Verbesserungen begleitet sind. Schliesslich ist zu berück-
sichtigen, dass die Schweiz von demokratischen Staaten umgeben ist, von denen
kein Risiko eines militärischen Angriffs auf die Schweiz ausgeht und die ein An-
greifer überwinden müsste, bevor ein terrestrischer Angriff auf die Schweiz möglich
würde. Die Verteidigung des Landes bleibt aber der wichtigste Auftrag der Armee –
trotz sehr geringer Wahrscheinlichkeit, dass dieser Fall eintritt –, weil der Schaden
im Eintretensfall immens wäre und es nicht auszuschliessen ist, dass die derzeit sehr
geringe Eintretenswahrscheinlichkeit längerfristig wieder zunehmen könnte.

Internationale Sicherheitsstrukturen

Die Vereinten Nationen wurden geschaffen, um u.a. den Weltfrieden und die inter-
nationale Sicherheit mittels kollektiver Massnahmen zu gewährleisten und die
friedliche Beilegung von Konflikten unter Staaten zu fördern. Grundsätzlich recht-
fertigen nur Beschlüsse des UNO-Sicherheitsrates bzw. von diesem gutgeheissene
Entscheide regionaler Sicherheitsorganisationen militärische Gewaltanwendung, die
über die Selbstverteidigung hinausgeht.

Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) umfasst
Europa, Nordamerika und die zentralasiatischen ehemaligen Sowjetrepubliken. Die
Schwerpunkte der Zusammenarbeit dieser Staatengemeinschaft, die sich zu gemein-
samen Werten bekennt (Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, Grund-
freiheiten), liegen in der Präventivdiplomatie, Konfliktverhütung und Krisenbe-
wältigung sowie in der Stärkung demokratischer Gesellschaften, besonders nach
Konflikten. Eckpfeiler des militärischen Bereiches der OSZE sind die Vertrauens-
und Sicherheitsbildenden Massnahmen, die mittels Informationsaustausch, Krisen-
bewältigungsmechanismen und verschiedenen Verifikationsformen dazu beitragen,
Offenheit, Transparenz und Berechenbarkeit bezüglich Streitkräften zu fördern.

Mit dem Vertrag von Maastricht hat die Europäische Union (EU) 1992 die Grund-
lage für eine Gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik geschaffen, die ihrem
wirtschaftlichen Gewicht entspricht. Ein weiterer Schritt ist die Schaffung einer Eu-
ropäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP). Damit will die EU die
Fähigkeit zur Durchführung der so genannten Petersberger Aufgaben erlangen. Die-
se umfassen humanitäre Einsätze, friedenserhaltende Aufgaben sowie Kampfeinsät-
ze bei der Krisenbewältigung, einschliesslich Massnahmen zur Herbeiführung des
Friedens. Am EU-Gipfel vom Dezember 1999 in Helsinki wurde zu diesem Zweck
beschlossen, bis 2003 EU-Krisenreaktionskräfte im Umfang von rund 60 000 Mann
zu schaffen, die innert 60 Tagen und für mindestens ein Jahr eingesetzt werden kön-
nen. Inzwischen haben die EU-Staaten (mit der Ausnahme von Dänemark) und eini-
ge weitere Staaten, die der NATO (nicht aber der EU) angehören, die nötige Zahl
nationaler Truppen einschliesslich von Flugzeugen und Schiffen gemeldet. Diese
Streitkräfte bleiben aber national unterstellt und sind für Einsätze im Rahmen der
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ESVP nur vorgemerkt. Wenn ein konkreter Einsatz bevorsteht, liegt es in der Ent-
scheidung jedes einzelnen Staates, ob das vorgemerkte Kontingent für diesen Ein-
satz zur Verfügung gestellt wird. Die EU hat mit der Einsetzung eines Politisch-
Militärischen Ausschusses, eines Militärausschusses und eines Militärstabes auch
ihre interne Struktur für die ESVP aufgebaut. Trotz dieser Massnahmen wird sie
aber für grosse Operationen nach wie vor auf Mittel der NATO, insbesondere der
USA, angewiesen sein, vor allem für Aufklärung, Führung und Transporte auf stra-
tegischer Stufe.

Auch nach der weitgehenden Überführung der WEU in die EU besteht zwischen den
Mitgliedern der EU keine militärische Beistandspflicht: Die Petersberger Aufgaben,
und damit auch die ESVP, betreffen nicht die gemeinsame Verteidigung und können
damit auch von den bündnisfreien EU-Mitgliedstaaten mitgetragen werden. Die
Schweiz nimmt als EU-Nichtmitglied an der ESVP nicht teil. Im Fall konkreter
Operationen im Rahmen der ESVP, die mit den Interessen der Schweiz überein-
stimmen, könnte die Schweiz fallweise und selbstständig entscheiden, ob sie einen
militärischen Beitrag anbieten möchte. Denkbar wäre Unterstützung z.B. in den Be-
reichen Logistik und Transport, ausgeschlossen aber die Teilnahme an Kampfhand-
lungen zur Erzwingung des Friedens.

Die Verteidigung ihrer Mitgliedstaaten ist nach wie vor die Kernaufgabe der NATO.
Zusätzlich hat sie jedoch die Aufgabe übernommen, ausserhalb des Territoriums ih-
rer Mitgliedstaaten mit so genannten Krisenreaktionskräften den Frieden zu erhalten
oder zu erzwingen, in der Regel unter einem Mandat der UNO, allenfalls auch der
OSZE. Dazu hat sie ihre Kommandostruktur angepasst. Ein Hauptpfeiler dieser neu-
en Kommandostruktur sind Einsatzstäbe zur Führung von multinationalen und teil-
streitkräfteübergreifenden Verbänden, die für bestimmte Aufgaben modular zusam-
mengesetzt werden, so genannte Combined Joint Task Forces. Diese ermöglichen
auch Staaten, die nicht der NATO angehören, an NATO-geführten Operationen zur
Friedensunterstützung teilzunehmen, wie es z.B. derzeit bei der KFOR der Fall ist.

Auch mit der Partnerschaft für den Frieden (PfP) und dem Euro-Atlantischen Part-
nerschaftsrat (EAPC) hat die NATO Strukturen und Foren geschaffen, um die si-
cherheitspolitische Zusammenarbeit im euro-atlantischen Raum zu intensivieren.
Zurzeit nehmen 45 Staaten an PfP teil. Die Partnerschaft dient vor allem dazu, die
Fähigkeit zur Zusammenarbeit in humanitären und friedensunterstützenden Aktio-
nen sowie Katastropheneinsätzen zu erhöhen und die demokratische Kontrolle der
Streitkräfte zu fördern. Jeder Partner bestimmt selbst Inhalt und Ausmass seines
PfP-Engagements. Zur Förderung der Zusammenarbeitsfähigkeit dient der so ge-
nannte Planning and Review Process (PARP), an dem auch die Schweiz teilnimmt.
Im Rahmen dieses Prozesses setzen sich die Partner Ziele für den Aufbau der Zu-
sammenarbeitsfähigkeit mit NATO-Streitkräften und bewerten selbst, inwieweit die-
se Ziele erreicht wurden.

2.2 Militärische Entwicklungen

Streitkräftereformen in Europa

In vielen europäischen Staaten sind Militärreformen im Gang, die zu einem wesent-
lichen Teil auf das veränderte militärische Aufgabenspektrum zurückzuführen sind.
Verteidigungsdispositive für das eigene Staatsgebiet haben an Bedeutung einge-
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büsst, für NATO-Mitgliedstaaten ebenso wie für bündnisfreie Länder. Zugenommen
hat hingegen die Bedeutung der Fähigkeit zur Teilnahme an friedensunterstützenden
oder allenfalls friedenserzwingenden Operationen. Die Verteidigung als militärische
Kernkompetenz wird indessen nicht in Frage gestellt.

Ein allgemeiner Trend ist die Verkleinerung der Streitkräfte, unter Beibehaltung
einer Reserve. Die sich daraus ergebenden Einsparungen sollen grösstenteils zur
Modernisierung eingesetzt werden. Die Luftstreitkräfte spielen bei dieser Moderni-
sierung eine zentrale Rolle und sind vom Trend zur Verkleinerung in der Regel
weniger betroffen als die anderen Teilstreitkräfte. In einigen Ländern geht die Ver-
kleinerung der Streitkräfte einher mit der Abschaffung oder Suspendierung der
allgemeinen Wehrpflicht. Die Tendenz zur Berufsarmee hat verschiedene Ursachen:
gesellschaftliche Faktoren, höhere Anforderungen im Bereich der Rüstungs-
technologie und das veränderte Aufgabenspektrum der Streitkräfte. Der profes-
sionelle Anteil wird auch bei Streitkräften zunehmen, die an der allgemeinen
Wehrpflicht festhalten.

Ein modularer Aufbau der Streitkräfte ermöglicht, Verbände im Hinblick auf einen
bevorstehenden Einsatz flexibel zusammenzustellen. Daneben ist die Modularität
ein wesentliches Element in der internationalen Zusammenarbeit: für friedensunter-
stützende Operationen werden in der Regel nationale Module zu einem multinatio-
nalen Verband zusammengefügt. Auch allfällige Verteidigungsoperationen sollen
mit modular zusammengesetzten Verbänden geführt werden. Ein weiterer Trend ist
die Schaffung schlankerer Kommandostrukturen. Auch diese erleichtern einen flexi-
blen Einsatz der Streitkräfte.

Der Kooperationsfähigkeit mit ausländischen Streitkräften wird entscheidende Be-
deutung beigemessen. Das gilt nicht nur für NATO-Mitglieder, sondern auch für
neutrale und andere bündnisfreie Staaten. Ausschliesslich nationale Militäreinsätze
beschränken sich im Wesentlichen auf Aufträge im eigenen Land und Interventionen
zur Wahrung spezifischer nationaler Interessen im Ausland. Letzteres betrifft vor
allem grössere Staaten und solche, die besondere Beziehungen zu ehemaligen Kolo-
nien unterhalten.

Entwicklung der Rüstungstechnologie

Wie in zivilen Bereichen führt der Fortschritt der Informationstechnologie auch
beim Einsatz von Streitkräften zu einer Dynamisierung des Geschehens. Eine zeit-
verzugslose Aufklärung und automatisierte Führungsabläufe führen zu einem hohen
Kenntnisstand über die Lage und tragen so zum rascheren Ablauf des Gefechts bei.
Dabei können Waffen mit grösserer Präzision über weitere Distanzen eingesetzt
werden. Eine erhöhte Mobilität von der strategischen bis zur gefechtstechnischen
Stufe verstärkt die Dynamik zusätzlich. Eine Konsequenz daraus ist, dass die Tiefe
des Raums dem Verteidiger weniger Schutz bietet. Ähnliches gilt für Tageszeit und
Witterung: Fortschritte in den Sensortechnologien haben dazu geführt, dass die
Dunkelheit militärische Operationen kaum noch behindert. Die Wirkung schlechter
Witterungsbedingungen auf militärische Operationen ist zwar nach wie vor erheb-
lich, aber auch dies dürfte sich längerfristig ändern. Gesamthaft gesehen werden sich
in Zukunft Raum und Zeit einfacher überwinden lassen, und der zur Erreichung des
Ziels benötigte Kräfteansatz wird kleiner sein. Die Verfügbarkeit von Informationen
wird zum erfolgsentscheidenden Faktor.
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Die Informationstechnologie schafft auch neue Risiken. Führungs- und Informa-
tionssysteme sind erstrangige Ziele und müssen mit hoher Priorität geschützt wer-
den. Das Ausmass der zu ergreifenden technischen und organisatorischen Schutz-
massnahmen variiert je nach dem Grad der Abhängigkeit und Verwundbarkeit, die
durch Abstützung auf vernetzte und automatisierte Systeme entsteht. Ausserdem
hängt die Leistungserbringung der Armee auch von der sicheren Funktion der zivi-
len Informationsinfrastruktur ab, die ihrerseits Risiken ausgesetzt ist.

Die geringere Akzeptanz von Opfern als Teil des gesellschaftlichen Wertewandels
und des kleineren Streitkräfteumfangs verlangt umfassenderen Schutz der Armeean-
gehörigen. Dieser kann mittels neuer technischer Vorrichtungen, wie beispielsweise
integrierte Selbstschutzsysteme für Kampffahrzeuge oder Helikopter, erreicht wer-
den. Abstandswaffen, sowohl land- wie luftgestützt, verringern die Gefährdung beim
Waffeneinsatz. Eine weitere Gefahrenminimierung wird durch Modernisierung der
Einsatzunterstützung (Minenräumung, elektronische Kriegführung etc.) erreicht.

Die meisten Streitkräfte Europas passen sich diesen Entwicklungen an und investie-
ren in den Ausbau ihrer Fähigkeiten in den Bereichen Aufklärung, Führung, Präzi-
sionsfeuer und Mobilität.

2.3 Bundesverfassung und Sicherheitspolitischer
Bericht 2000

Die Armee XXI basiert auf der Bundesverfassung vom 18. April 1999 und dem
SIPOL B 2000. Die verfassungsmässigen Grundlagen der Armee wurden ausserhalb
der Bundesverwaltung einer juristischen Analyse unterzogen, deren Ergebnisse in
diesem Armeeleitbild berücksichtigt sind.

Neutralität
Die Schweiz hält an der dauernden und bewaffneten Neutralität als Instrument der
Aussen- und Sicherheitspolitik fest. Die Grundlagen für seine Neutralitätspolitik hat
der Bundesrat in seinem Bericht zur Neutralität von 1993 festgelegt und im SIPOL
B 2000 ebenso wie im Aussenpolitischen Bericht 2000 (Präsenz und Kooperation:
Interessenwahrung in einer zusammenwachsenden Welt) vom 15. November 2000
bestätigt. Der neutralitätsrechtliche und neutralitätspolitische Spielraum wurde in
diesen Berichten aufgezeigt und bedarf hier keiner ergänzenden Ausführungen.

Neutralität bedeutet, dass sich die Schweiz an Kriegen zwischen anderen Staaten
nicht beteiligt und sich der einseitigen militärischen Unterstützung einer Partei in
solchen Konflikten enthält. Der Status der dauernden Neutralität verbietet auch, in
Friedenszeiten einem Bündnis zur kollektiven Verteidigung beizutreten. Die Mit-
wirkung der Schweiz in der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa, in der Partnerschaft für den Frieden und im Euro-Atlantischen Partner-
schaftsrat sowie in der UNO ist hingegen unbedenklich, weil sie keine Bei-
standspflicht für den Kriegsfall enthält und auch keine entsprechende Vorwirkung
entfaltet. Neutralitätsrechtlich unproblematisch ist auch die Beteiligung an interna-
tionalen Operationen zur Friedensunterstützung und Krisenbewältigung, sofern die-
se auf der Grundlage eines Mandates der UNO oder der OSZE erfolgen. Weiter ist
auch eine verteidigungsbezogene Ausbildungszusammenarbeit mit anderen Staaten
vollständig mit der Neutralität vereinbar, solange die Partner nicht in bewaffnete
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Konflikte involviert sind und die Ausbildungszusammenarbeit nicht zu Beistands-
verpflichtungen führt oder Abhängigkeiten schafft, welche die Einhaltung der Neu-
tralitätspflichten im Kriegsfall verunmöglichen würden.

Militärdienstpflicht

In Artikel 59 der Bundesverfassung ist festgelegt: «Jeder Schweizer ist verpflichtet,
Militärdienst zu leisten. Das Gesetz sieht einen zivilen Ersatzdienst vor. Für
Schweizerinnen ist der Militärdienst freiwillig.» Die in der Verfassung festgehaltene
Pflicht, Militärdienst zu leisten, lässt eine freie Wahl zwischen Militärdienst und an-
deren Formen des Dienstes zu Gunsten der Allgemeinheit nicht zu. Die Bundesver-
fassung äussert sich hingegen weder zur Dauer noch zur Art des Militärdienstes.

Milizprinzip

Das Milizsystem hat sich in unserem Land auf politischer wie auch militärischer
Ebene historisch entwickelt. Militärisch kennzeichnet sich das Milizsystem durch
eine Organisation, die alle Männer im wehrpflichtigen Alter erfasst, sie einer in der
Regel relativ kurzen Grundausbildung unterwirft, fest in eine Formation einteilt und
in periodischen Kursen und Truppenzusammenzügen Wissen und Können auffri-
schen und erweitern lässt. Das Milizsystem erlaubt eine Nutzung ziviler Kenntnisse
und bringt eine breite Verankerung im Volk. Schwächen liegen in der Reaktions-
und Durchhaltefähigkeit in der normalen Lage.

In Artikel 58 der Bundesverfassung wird der Begriff «Milizprinzip» erstmals auf
Verfassungsstufe eingeführt, ohne aber definiert zu werden: «Die Schweiz hat eine
Armee. Diese ist grundsätzlich nach dem Milizprinzip organisiert.» Die Armee XXI
hält sich an diese Vorgabe. In Übereinstimmung damit sind jedoch Ausnahmen vom
Grundsatz der Milizarmee verfassungskonform, sofern sie zur Auftragserfüllung der
Armee zwingend notwendig und auf Tätigkeitsbereiche und Funktionen beschränkt
sind, die von Angehörigen der Miliz nicht oder nur unzureichend ausgeübt werden
können (Aufgaben, die eine hohe Bereitschaft voraussetzen oder ausserordentlich
hohe Ansprüche an die spezifische Ausbildung stellen). In der Botschaft vom
20. November 1996 zur Totalrevision der Bundesverfassung werden als Beispiele
höhere Stabsoffiziere, die Instruktoren sowie die Angehörigen des Festungswacht-
korps und des Überwachungsgeschwaders genannt. Auch die Existenz einer Militär-
verwaltung, bestehend aus zivilem Personal, wird vom Grundsatz der Milizarmee
nicht in Frage gestellt.

In der Armee XXI wird die Anzahl des Berufsmilitärs erhöht, um die Ausbildungs-
qualität zu verbessern. Zudem werden auch Angehörige der Miliz, die sich der
Armee für eine befristete Zeitdauer zur Verfügung stellen, vollamtlich tätig sein.
Solches Zeitmilitär wird insbesondere im Rahmen der Ausbildung, zur internatio-
nalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung sowie in Bereichen, die einen
aussergewöhnlich hohen Trainingsaufwand oder eine hohe Bereitschaft erfordern,
eingesetzt. Diese Erhöhung der Berufskomponente, insbesondere der Einsatz von
Zeitmilitär, steht nicht im Widerspruch dazu, dass die Armee nach dem Milizprinzip
organisiert ist, zumal es sich auch in Zukunft nur um einen kleinen Anteil handeln
wird.

Führungsfunktionen werden in der Armee XXI soweit als möglich von Milizkadern
erfüllt. Es wird Milizoffizieren möglich sein, Kommandofunktionen bis zum Briga-
dekommandanten innezuhaben, sofern eine entsprechende Eignung und Verfügbar-
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keit (für Brigadekommandanten mindestens Teilzeitfunktion) gegeben ist. Stabs-
funktionen können von Milizkadern bis auf Stufe Führungsstab der Armee einge-
nommen werden. Damit wird auch die Motivation von Angehörigen der Armee ge-
fördert, sich für eine Kaderlaufbahn zur Verfügung zu stellen.

Durchdiener sind Angehörige der Miliz. Sie absolvieren ihre Militärdienstpflicht am
Stück und gehören anschliessend zehn Jahre der Reserve an. Dies ist ebenfalls ver-
fassungskonform. Ein verfassungsrechtliches Problem würde sich erst dann stellen,
wenn alle oder ein grosser Teil der Militärdienstpflichtigen ihren Dienst in dieser
Form leisten, insbesondere deshalb, weil die Armee dann weitgehend von Berufska-
dern geführt werden müsste. Den Militärdienst am Stück dürfen deshalb nur so viele
leisten, wie für die Gewährleistung der geforderten Bereitschaft (vor allem für Bei-
träge zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren) und für einen hohen
Ausbildungsstand in gewissen Bereichen zwingend notwendig sind. Die Durchdie-
ner sollen gegen 20% eines Rekrutenjahrgangs ausmachen, und die Wahl dieses
Dienstmodells ist freiwillig.

Bereitschaftsverbände bestehen aus Berufs- und Zeitmilitär sowie aus Durchdienern,
Rekrutenschulen in der Verbandsausbildung und Verbänden im Wiederholungskurs
als Milizkomponenten. Aufgaben und Einsatz der Bereitschaftsverbände werden im
Militärgesetz geregelt. Allerdings ist es nicht nötig, die Bestände gesetzlich festzu-
legen.

Die Bildung von Lehrverbänden mit Stäben, bestehend aus militärischem Personal
und Milizkader, und damit verbunden eine weitgehende Professionalisierung der
Grundausbildung, ist verfassungsrechtlich unproblematisch. Dagegen ist die Füh-
rung im Einsatz durch Berufspersonal ausserhalb ihrer Milizfunktion nur zulässig,
wenn die entsprechende Belastung nicht mehr in Teilzeit getragen werden kann,
oder wenn es sich um einen Verband handelt, der sich aus Berufs- oder Zeitmilitär
oder aus Durchdienern zusammensetzt. Verfassungsrechtlich zeichnet sich das
schweizerische Milizsystem auch dadurch aus, dass Milizkader Verbände führen
können. Das hat zur Folge, dass der Militärdienst nach der Grundausbildung in der
Regel periodisch in Form von Wiederholungskursen zu leisten ist.

Kantonale Kompetenzen

Gemäss Bundesverfassung können die Kantone kantonale Formationen zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung in ihrem Gebiet einsetzen, wenn die zivilen
Mittel zur Bewältigung schwerwiegender Bedrohungen der inneren Sicherheit nicht
ausreichen. Die kantonalen Formationen bestehen in der Armee 95 aus Füsilierba-
taillonen und Verbänden der Rettungstruppen. Die Kantone haben ihre Einsatzkom-
petenz seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr beansprucht. Bei Notlagen stellen sie
dem Bund Begehren um Truppeneinsatz.

Rechtlich ist der Verzicht auf die Bildung und den Einsatz kantonaler Formationen
zulässig. Gemäss Botschaft zur neuen Bundesverfassung (20. November 1996) und
entsprechenden Materialien ist der Bestand kantonaler Formationen von der gelten-
den Verfassung nicht garantiert; vielmehr gilt, dass der Bund die kantonalen Trup-
peneinheiten aufheben darf, wenn militärische Gründe dies nahe legen. Zivile und
militärische Gründe legen nun den Verzicht auf kantonale Formationen nahe. Eine
Situation, bei der ein Kanton allein betroffen ist und der Bund nicht handelt, ist
kaum vorstellbar. Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Kanton eigene Formationen zur
Sicherstellung von Ruhe und Ordnung aufbietet, ist gering. Mit dem Verzicht auf
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das Aufgebotsrecht ist aber die Bildung kantonaler Formationen wenig sinnvoll. Die
Struktur der Armee erlaubt keine sinnvolle Zuordnung geeigneter Formationen an
jeden Kanton. Ersteinsatzelemente (Berufs- und Zeitmilitär, Durchdiener) werden
durch den Bund aufgeboten. Mit dem Verzicht auf die Bildung kantonaler Forma-
tionen entfällt auch die Möglichkeit, Offiziere kantonaler Formationen zu ernennen
und zu befördern. Hingegen erhalten die Kantone im Bevölkerungsschutz grössere
Verantwortung. Die Kantone stimmen dem Verzicht auf kantonale Formationen zu.

Subsidiäre Einsätze zu Gunsten ziviler Behörden

Subsidiäre Einsätze erbringt die Armee, wenn die zu bewältigende Aufgabe im Ver-
antwortungsbereich der zivilen Behörden liegt, deren Mittel in personeller, materi-
eller oder zeitlicher Hinsicht aber nicht ausreichen. Subsidiäre Einsätze sind dadurch
gekennzeichnet, dass die Einsatzverantwortung bei den zivilen Behörden liegt; Ein-
sätze unter militärischer Einsatzverantwortung sind nicht subsidiär. Wenn die Ein-
satzverantwortung eines subsidiären Sicherungseinsatzes auf Grund der Lageent-
wicklung an die Armee übergeht, erfolgt dieser in der Folge nicht mehr im Rahmen
des Auftrags «subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller
Gefahren», sondern wird zur Raumsicherung.

Subsidiäre Sicherungseinsätze dienen in erster Linie der Entlastung und Unterstüt-
zung der kantonalen Polizeikorps. Bei der militärischen Katastrophenhilfe muss die
Einsatzdauer beschränkt sein. Die Armee muss mithelfen, Belastungsspitzen zu bre-
chen. Sie beteiligt sich in der Regel nur soweit am Wiederaufbau, als sie die zivile
Wirtschaft nicht konkurrenziert. Spontanhilfe leisten in erster Linie Truppen, die
sich gerade in der Nähe des Ereignisses aufhalten. Spontanhilfe ist gekennzeichnet
durch rasche, unaufgeforderte und unbürokratische Hilfeleistung. Zur Wahrung der
Lufthoheit leistet die Armee den Luftpolizeidienst zu Gunsten des Bundesamtes für
Zivilluftfahrt. Die zivilen Behörden verfügen für diese Aufgabe über keine entspre-
chenden Mittel. Subsidiäre Einsätze erfolgen zu Gunsten der Kantone oder des
Bundes. Grundsätzlich dürfen die den zivilen Behörden verrechneten Kosten weder
einen Anreiz noch einen Hinderungsgrund für subsidiäre Einsätze der Armee dar-
stellen.

Humanitäre Hilfeleistungen im Ausland leistet die Armee ebenfalls subsidiär, unter
Einsatzverantwortung des EDA. Dabei handelt es sich um Leistungen, die von kei-
ner anderen Institution der Schweiz erbracht werden können.

Kooperation

Der SIPOL B 2000, der von National- und Ständerat mit Zustimmung zur Kenntnis
genommen wurde, steht unter dem Titel «Sicherheit durch Kooperation». Das vor-
liegende Armeeleitbild basiert auf dieser Grundlage und umreisst eine Armee, die –
wo nötig – stärker als bisher auf Kooperation ausgerichtet und zu dieser besser befä-
higt ist. Kooperation bezieht sich vor allem auf die Zusammenarbeit der Armee mit
den anderen sicherheitspolitischen Instrumenten der Schweiz, aber auch auf die
Zusammenarbeit der Schweizerischen Armee mit Streitkräften anderer Staaten und
mit internationalen Organisationen (wie z.B. bereits in der Vergangenheit mit der
OSZE). Der Grund für verstärkte internationale Zusammenarbeit liegt darin, dass die
Entwicklung von Bedrohungen und Gefahren einerseits, der Militärtechnik ander-
seits, es für einen einzelnen Staat immer schwieriger machen, den Bedrohungen und
Gefahren mit guten Erfolgsschancen allein entgegenzutreten: Die Notwendigkeit
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internationaler Zusammenarbeit hat auch in diesem Bereich zugenommen. Gleich-
zeitig haben sich die Möglichkeiten zu solcher Zusammenarbeit vermehrt, ohne die
Neutralität der Schweiz aufgeben zu müssen. Mit internationaler Kooperation sollen
die Chancen zur langfristigen Stabilisierung unseres Umfeldes – und damit auch zur
Erhöhung der Sicherheit der Schweiz – genutzt und die eigenen technischen oder fi-
nanziellen Beschränkungen kompensiert werden.

Diese internationale Zusammenarbeit betrifft vor allem die Ausbildung, die Rüs-
tungsbeschaffung und Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und Kri-
senbewältigung. Auf längere Frist und im Hinblick auf eine wenig wahrscheinliche,
aber nicht auszuschliessende massive Verschlechterung der politisch-militärischen
Verhältnisse in Europa soll sich die Armee, wie im SIPOL B 2000 ausgeführt, auf
eine weitergehende Zusammenarbeit mit ausländischen Streitkräften vorbereiten.
Diese Vorbereitungen betreffen die Fähigkeit unserer Armee zur Zusammenarbeit
mit anderen Streitkräften; konkrete Absprachen oder Konzeptionen und Planungen
für eine gemeinsame Verteidigung werden nicht getroffen bzw. erarbeitet. Damit
soll die Handlungsfreiheit der Schweiz im Hinblick auf den hypothetischen Fall er-
höht werden, dass die Neutralitätspflichten durch einen militärischen Angriff hinfäl-
lig würden. Neutralitätsrechtlich ist dies unbedenklich, da kein Präjudiz für eine
allfällige Verteidigungszusammenarbeit geschaffen wird.

3 Auftrag

Gemäss SIPOL B 2000 umfasst der Auftrag der Armee Beiträge zur internationalen
Friedensunterstützung und Krisenbewältigung, die Raumsicherung und Verteidi-
gung sowie subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Ge-
fahren. Dabei handelt es sich um grob umrissene Grundaufgaben, für die sich die
Armee vorbereiten und lagegerecht bereithalten muss. Diese generellen Grundauf-
träge sind unabhängig von der konkreten Lage. Ihre Reihenfolge entspricht dem ge-
stützt auf die Bundesverfassung erarbeiteten sicherheitspolitischen Konzept, nicht
jedoch einer bestimmten Gewichtung. Eine Gewichtung könnte sich erst aus einer
bestimmten Lageentwicklung ergeben. Die generellen Grundaufträge sind zu unter-
scheiden von den konkreten Aufträgen der politischen Führung an die Armee; sol-
che Aufträge werden einsatzbezogen erteilt und können gewichtet werden. Eine all-
gemein gültige Gewichtung, unabhängig von bestimmten Lagen, lässt sich nicht
vornehmen. Es lassen sich aber folgende Aussagen machen:

Wollte man nach dem Kriterium der Eintretenswahrscheinlichkeit gewichten, so wä-
ren in der derzeitigen Lage die Funktionen im Rahmen der subsidiären Einsätze im
Vordergrund, die klassische Verteidigung am Schluss. Nähme man die finanziellen
Investitionen in die Technologie als Kriterium, so wären eher die Verteidigungsfä-
higkeit vorne, die subsidiären Einsätze hinten. Nimmt man als Kriterium die Grösse
der Armee, ihren Ausbildungsstand und den Grad der Bereitschaft, so ist der Auftrag
zur Raumsicherung von besonderer Bedeutung.

In allen Fällen ist die Fähigkeit zum Kampf eine wichtige Voraussetzung zur Auf-
tragserfüllung. In dieser Kampffähigkeit unterscheiden sich militärische von zivilen
Mitteln. Dazu gehört der Kampf im Rahmen kleiner Module ebenso wie derjenige
im kombinierten Einsatz Grosser Verbände. Eine Armee, die für den Verteidigungs-
kampf befähigt ist, kann auch subsidiäre Einsätze und Beiträge zur internationalen
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Friedensunterstützung und Krisenbewältigung leisten. Umgekehrt könnte eine Ar-
mee, die nur noch für diese letzteren Aufträge ausgebildet und ausgerüstet wäre,
nicht in Anspruch nehmen, auch die Raumsicherung und notfalls die Verteidigung
führen zu können.

Überdies steht dann, wenn Raumsicherungs- oder gar Verteidigungseinsätze not-
wendig sind, das normale Funktionieren oder gar das Überleben von Gesellschaft
und Staat auf dem Spiel. Darum müssen Vorkehrungen getroffen werden, um Raum-
sicherung nach kurzer und Verteidigung nach längerer Vorbereitung zu gewährleis-
ten, auch wenn sie beträchtliche Ressourcen erfordern und die Eintretenswahr-
scheinlichkeit heute gering ist.

Aus verschiedenen in diesem Armeeleitbild dargelegten Gründen ist eine vollkom-
mene Abdeckung aller Bedrohungen, Gefahren und Risiken nicht möglich. Es
bestehen grundsätzlich zwei Optionen: Entweder werden die verbleibenden und
mit eigenen Kräften nicht abdeckbaren Risiken akzeptiert, oder es wird durch
Zusammenarbeit mit Streitkräften anderer Staaten versucht, diese Restrisiken weiter
zu verringern. Der Bundesrat ist der Überzeugung, dass – unter Beachtung der Neu-
tralitätspflichten – der zweite Weg vorzuziehen ist, jener der Sicherheit durch
Kooperation. Ein absoluter Schutz ist auch dadurch nicht zu erreichen; aber die
Restrisiken können vermindert und die Wirkung der eigenen Anstrengungen kann
erhöht werden.

3.1 Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung
und Krisenbewältigung

Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung dienen
dazu, die friedliche Beilegung von Konflikten zu fördern und damit auch die nicht
direkt militärischen Auswirkungen von Konflikten auf die Schweiz so gering wie
möglich zu halten, sowie zur Bewältigung von Notlagen allgemein beizutragen. Es
geht zudem darum, durch ein solches Engagement darauf hinzuwirken, dass die
Schweiz auch künftig vor direkten militärischen Bedrohungen verschont bleibt. Die
Armee erfüllt diesen Auftrag, indem sie mit auf den Einsatz abgestimmten Einheiten
und einzelnen Spezialisten an Einsätzen zur Wahrung oder Stärkung von Sicherheit,
Stabilität und Frieden teilnimmt. Die Teilnahme an solchen Einsätzen ist freiwillig.

Die Beiträge der Armee zur internationalen Friedensunterstützung und Krisenbe-
wältigung umfassen friedensunterstützende Operationen und Unterstützung huma-
nitärer Hilfeleistungen inkl. Katastrophenhilfe im grenznahen Raum. Generell die-
nen auch die Verifikation in der Rüstungskontrolle und Abrüstung, die Förderung
der besseren Beachtung des Kriegsvölkerrechts, die Förderung der demokratischen
Kontrolle der Streitkräfte und Beiträge zur humanitären Minenräumung der Förde-
rung des Friedens.

Friedensunterstützende Operationen müssen auf der Grundlage eines Mandats der
UNO oder der OSZE erfolgen. Sie müssen den Grundsätzen der schweizerischen
Aussen- und Sicherheitspolitik entsprechen, und eine Teilnahme an Kampfhandlun-
gen zur Friedenserzwingung ist ausgeschlossen. Eine dem Einsatz entsprechende
Ausbildung und Ausrüstung ist Voraussetzung, um diese Aufträge zu erfüllen.
Wenn die Sicherheitslage es erfordert, werden die Angehörigen der Armee in sol-
chen Einsätzen bewaffnet, damit sie sich selber schützen und ihren Auftrag erfüllen
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können. Für Beiträge zur Friedensunterstützung und Krisenbewältigung steht in der
Regel eine Vorbereitungszeit von Wochen bis Monaten zur Verfügung.

Die Unterstützung humanitärer Hilfeleistungen durch die Armee zu Gunsten eines
Staates oder einer internationalen Organisation erfolgt subsidiär zum Einsatz ziviler
Mittel. Sie muss aus dem Stand (Stunden bis Tage) geleistet werden können, wie
z.B. bei der Unterstützung des UNHCR durch die Luftwaffe in Albanien.

3.2 Raumsicherung und Verteidigung

Der Auftrag «Raumsicherung und Verteidigung» hat für die Armee das grösste Ge-
wicht. Auch wenn die militärische Bedrohung der Schweiz abgenommen hat, muss
die Armee fähig sein, jeder gegen die Schweiz gerichteten militärischen Bedrohung
zu begegnen.

Raumsicherungseinsätze dienen dazu, strategisch wichtige Räume und Anlagen so-
wie den Luftraum zu schützen und damit zu Sicherheit und Stabilität im Inland und
in unserem Umfeld beizutragen. Sie sind je nach Umfang nach mittlerer Vorberei-
tungszeit (Wochen bis Monate) durchzuführen. Ihre Dauer kann nicht im Voraus
bestimmt werden. Die Schweiz ist in der Lage, Raumsicherungseinsätze autonom
durchzuführen, kann sie aber bei Bedarf auch mit Nachbarstaaten koordinieren.

Bei der Verteidigung geht es darum, einen militärischen Angriff auf die Schweiz ab-
zuwehren. Dies erfolgt vorzugsweise autonom (d.h. mit den eigenen Mitteln). Wenn
der gegnerische Kräfteansatz unsere eigenen Kräfte übersteigt, soll aber notfalls
auch die Zusammenarbeit mit den Armeen anderer Staaten in der Verteidigung
möglich sein.

Angesichts der militärischen und technologischen Entwicklungen und der knappen
Ressourcen wäre eine Armee, die im Alleingang auch den massivsten militärischen
Angriff allein auf sich gestellt abwehren könnte, sicherheitspolitisch nicht sinnvoll,
ganz abgesehen davon, dass eine solche Armee ein Mehrfaches des heutigen Vertei-
digungsbudgets verlangen würde. Darum sind Voraussetzungen zu schaffen, um
notfalls auch in der Verteidigung mit Streitkräften anderer Staaten kooperieren zu
können. Das ist nicht neu: Bereits in der Vergangenheit wurde für den Fall eines
massiven Angriffs auf die Schweiz ins Auge gefasst, mit anderen Staaten militärisch
zu kooperieren. Dieses Thema ist aber politisch besonders bedeutsam, weil eine ge-
meinsame Verteidigung nur in einem äusserst beschränkten Rahmen mit dem Status
der dauernden Neutralität kompatibel ist. Es bedarf darum einer Erläuterung:

Die konventionelle militärische Bedrohung gegen unser Land hat sich stark verrin-
gert. Sie ist aber nicht für alle Zeiten gebannt: Es besteht keine Gewissheit über län-
gerfristige politische und militärische Entwicklungen. Eine militärische Bedrohung
könnte wieder zunehmen und akut werden, auch wenn die Schweiz – gerade auch
durch Beiträge der Armee zur internationalen Friedensunterstützung – alle Möglich-
keiten wahrnimmt, Sicherheit, Stabilität und Frieden zu fördern, um eine solche
Entwicklung zu verhindern. Die Existenz der Armee selbst leitet sich aus dieser ver-
bleibenden Ungewissheit ab; sie ist in ihrem Verteidigungsauftrag, in ihrer Kern-
kompetenz, auf diesen Fall ausgerichtet. Es ist die Pflicht der verantwortlichen Be-
hörden, sich gedanklich mit dem Fall eines militärischen Angriffes auf die Schweiz
zu befassen, selbst wenn dies zurzeit hypothetisch ist. Dabei muss berücksichtigt
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werden, dass die Schweiz mit einem Angriff konfrontiert sein könnte, gegen den un-
sere eigenen Fähigkeiten zur militärischen Verteidigung nicht ausreichen.

Die Schweiz wäre nach einem militärischen Angriff nicht verpflichtet, ihre Neutra-
lität beizubehalten. Damit würde eine gemeinsame Verteidigung im Verbund mit
anderen Staaten zulässig. Bundesrat und Parlament müssen in einem solchen Ex-
tremfall – und um einen solchen handelt es sich angesichts der geringen Eintretens-
wahrscheinlichkeit und des hohen Einsatzes, um den es dabei ginge – möglichst
grosse Handlungsfreiheit haben, um Staat und Bevölkerung vor Schaden zu bewah-
ren. Zu dieser Handlungsfreiheit gehört es, über die Option der gemeinsamen Ver-
teidigung gleichermassen zu verfügen wie über jene der autonomen Verteidigung.
Damit die Option der gemeinsamen Verteidigung überhaupt besteht, muss die Ar-
mee fähig sein, mit anderen Streitkräften auch in der Verteidigung zusammenzuar-
beiten. Diese Fähigkeit kann nicht kurzfristig in der Krise erworben werden, sondern
muss als Element einer umsichtigen und langfristig angelegten Politik über Jahre
aufgebaut werden. Das ist im Interesse unserer Unabhängigkeit notwendige Vorsor-
ge für jenen Fall, dass die Neutralität der Schweiz durch äussere Gewalt genommen
wird. Es kann heute nicht darum gehen, konkrete Szenarien, Pläne oder sogar Ab-
sprachen für eine gemeinsame Verteidigung zu entwerfen oder vorzunehmen, wohl
aber die Fähigkeit zu einer eventuellen Zusammenarbeit auch in der Verteidigung
aufzubauen und damit Handlungsspielraum zu schaffen. Die Armee hat auch in der
Vergangenheit ständig den Erfahrungsaustausch mit anderen Armeen gepflegt und
in der Ausbildung mit ihnen kooperiert.

In der gegenwärtigen und absehbaren Lage ist es nicht möglich, quantitativ festzule-
gen, welchen gegnerischen Kräfteansatz die Armee allein meistern können muss.
Gewiss ist hingegen, dass im Rahmen der verfügbaren Ressourcen die Schwelle
möglichst hoch gesetzt werden soll, ab der Zusammenarbeit in der Verteidigung nö-
tig ist.

Für den Verteidigungseinsatz kann mit einer längeren Vorbereitungszeit gerechnet
werden. Diese Zeit kann dazu genutzt werden, die Verteidigungsbereitschaft der
Armee zu erhöhen (Aufwuchs). Dies ist jedoch nur dann möglich, wenn die Armee
ständig in den entscheidenden Bereichen moderner Kriegführung Fachkenntnisse im
Sinne von Kernkompetenzen erwirbt und bewahrt. Das erfordert eine ausreichende
Grösse, moderne Ausrüstung und Bewaffnung und einen hohen Ausbildungsstand.

3.3 Subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung
existenzieller Gefahren

Subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren im In-
land umfassen militärische Katastrophenhilfe, subsidiäre Sicherungseinsätze, den
Luftpolizeidienst zu Gunsten des Bundesamtes für Zivilluftfahrt und allgemeine
Unterstützungseinsätze. Die Armee leistet diese Beiträge auf Ersuchen der zuständi-
gen Behörde, die für die Bewältigung des Ereignisses die Verantwortung trägt. Sie
muss in der Lage sein, mehrere solche Einsätze gleichzeitig durchzuführen.

Es ist auch möglich, dass Einsätze im Ausland nötig werden: Sicherungseinsätze zu
Gunsten von Schweizern und schweizerischen Einrichtungen. Dazu gehört die Be-
wachung von diplomatischen Vertretungen, aber auch die Rückführung von
Schweizern aus Krisengebieten in Zusammenarbeit mit anderen Staaten.
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Subsidiäre Einsätze sind aus dem Stand zu leisten. Die Einsatzdauer für die militäri-
sche Katastrophenhilfe ist meist kurz. Sicherungseinsätze können dagegen länger
andauern, und der Luftpolizeidienst ist permanent sicherzustellen.

4 Konsequenzen aus Rahmenbedingungen
und Auftrag

Aus der Analyse von Bedrohungen, Gefahren und Auftrag ergeben sich die gefor-
derten Leistungen.

Bedrohungen und Gefahren – Leistungen der Armee
         Abbildung 3

4.1 Multifunktionalität

Die Armee muss multifunktional sein, weil sie mehrere Aufträge hat und verschie-
dene Leistungen erbringen muss. Die Verteidigungskompetenz ist zu bewahren, auch
wenn die Verteidigungsbereitschaft niedrig gehalten werden kann, solange sich kei-
ne fundamentale Veränderung der sicherheitspolitischen Lage abzeichnet. Die Ar-
mee muss zur Erhaltung der Verteidigungskompetenz gut ausgebildet sowie modern
ausgerüstet und bewaffnet werden; gleichzeitig kann aber ihre Grösse verringert
werden.

Die Fähigkeit, Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und Krisenbewäl-
tigung zu leisten, soll erhöht werden. Es geht vor allem darum, die personelle Ali-
mentierung eines Einsatzes längerfristig zu sichern und gleichzeitig genügend Frei-
willige zur kurzfristigen Unterstützung humanitärer Hilfeleistungen zu haben. Dieser
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Auftrag konkurrenziert die anderen beiden Armeeaufträge nicht; die dafür einge-
setzten personellen und finanziellen Ressourcen sind sowohl im internationalen
Vergleich wie auch im Verhältnis zu den Mitteln, die für die Erfüllung der beiden
anderen Aufträgen eingesetzt werden, bescheiden.

Das Leistungsprofil für subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existen-
zieller Gefahren bleibt unverändert. Die Qualität der Leistungen soll aber, ins-
besondere durch rasch einsetzbare und teilweise spezialisierte Verbände, erhöht
werden.

4.2 Modularität

Ein modularer Aufbau entspricht dem Umstand, dass die Armee verschiedene Auf-
träge hat und flexibel einsetzbar sein muss, sowie dem Bedürfnis, für jeden konkre-
ten Einsatz massgeschneiderte Verbände zu verwenden. Ein solcher Aufbau ist auch
in Bezug auf Veränderungen in Doktrin und Technologie anpassungsfähig. Zudem
ermöglicht er sowohl eine Erhöhung als auch eine Herabsetzung der Bestände ohne
grundsätzliche Umstrukturierung.

Grundmodule der Armee sind Bataillone, Abteilungen und Geschwader (allenfalls
auch selbstständige Einheiten oder Detachemente). Es handelt sich dabei um spezia-
lisierte Truppenkörper, deren Kommandanten umfassend für Ausbildung und Ein-
satz verantwortlich sind. Aus Gründen der regionalen Verankerung werden die Ba-
taillone und Abteilungen im Sinne einer Grundorganisation in Brigaden eingeteilt,
die bei Bedarf auftragsbezogen angepasst werden. Die Bataillone und Abteilungen
sind in der Lage, nach erstellter Grundbereitschaft und abgeschlossener Überfüh-
rung in die Einsatzfähigkeit eine taktische Leistung zu erbringen. Sie sind unter-
schiedlich rasch für Einsätze verfügbar: einzelne aus dem Stand (Berufsforma-
tionen), das Gros innert Wochen und die Reserve innert Jahresfrist.

Die Verkleinerung des Bestandes der Armee und effiziente Führungsprozesse erlau-
ben es, die Zahl der Führungsstufen und Führungspositionen zu verringern. So wird
auf die Stufen Armeekorps, Division und Regiment grundsätzlich verzichtet.

4.3 Bereitschaft

Die Analyse der Bedrohungen und Gefahren zeigt, dass die Armee nicht alle Leis-
tungen innerhalb derselben Fristen erbringen können muss. Summarisch kann die
Bereitschaft für die geforderten Leistungen wie in Abbildung 4 dargestellt werden.

Das bisherige System der Mobilmachung kann wegen der unterschiedlichen Reak-
tionszeiten im Interesse grösserer Effizienz durch ein flexibleres System einer abge-
stuften Bereitschaft abgelöst werden. Dabei ist zu beachten, dass die Fähigkeit zur
Leistungserbringung von der Bereitschaft zur Leistungserbringung zu unterscheiden
ist. Während für Einsätze mit einer längeren Vorbereitungszeit die Fähigkeit zur
Leistungserbringung auszubilden ist, ist für Einsätze aus dem Stand zusätzlich eine
hohe Bereitschaft mit einem angemessenen Kräfteansatz notwendig.

Subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren sind
grundsätzlich aus dem Stand zu leisten; grössere Einsätze, bzw. mehrere gleichzeiti-
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ge Einsätze, erfordern eine längere Vorbereitungszeit. Dasselbe gilt für die Unter-
stützung humanitärer Hilfeleistungen. Es sind deshalb die Voraussetzungen zu
schaffen, die dazu notwendigen Teile der Armee in hoher Bereitschaft zu halten (Be-
rufsmilitär, Zeitmilitär, Durchdiener).

Leistungsprofil

         Abbildung 4

* Die Armee verfügt derzeit über keine Fähigkeiten zur Abwehr ballistischer Lenkwaffen.
Sollte diese Fähigkeit aber erworben werden, müsste sie aus dem Stand eingesetzt werden
können.

Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung sind
binnen weniger Monate zu leisten. Einzelpersonen (z.B. Militärbeobachter) können
auch binnen Wochen eingesetzt werden. Für längere Engagements werden Angehö-
rige der Miliz (auf freiwilliger Basis), Berufs- und Zeitmilitär benötigt. Der Bedarf
kann sich kurz- bis mittelfristig verändern. Es sind die Voraussetzungen zu schaffen,
um die benötigten Freiwilligen innerhalb der verfügbaren Fristen zu rekrutieren.

Raumsicherungseinsätze müssen nach mittlerer Vorbereitungszeit möglich sein. Da-
zu werden bei Bedarf WK-Verbände aufgeboten. Bei länger dauernden Einsätzen
können auch Verbände eingesetzt werden, die eine längere Vorbereitungszeit benö-
tigen (Reserven).

Für die Verteidigung kann mit einer langen Vorbereitungszeit gerechnet werden. Es
muss eine Grundkompetenz und -bereitschaft sichergestellt werden, aus der innert
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nützlicher Frist die Einsatzbereitschaft erstellt werden kann. Falls sich eine Ent-
wicklung abzeichnet, die für die Verteidigung wesentlich grössere Kräfte erfordert,
muss es möglich sein, die Armee auch über die Reserve hinaus zu vergrössern.
Voraussetzung für einen solchen Aufwuchs, der mehrere Jahre erfordert, ist ein Ent-
scheid von Bundesrat und Parlament.

Aus dem Stand verfügbar sind Militärdienstpflichtige, die ihren Dienst am Stück ab-
solvieren und nach ihrer Grundausbildung in spezielle Bereitschaftsverbände einge-
teilt werden (Durchdiener). Dazu kommen Berufsmilitär und Zeitmilitär sowie zivi-
les Personal. Aus dem Stand einsetzbare Verbände leisten subsidiäre Einsätze zur
Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren. Die rasche Verfügbarkeit von
Durchdienern, Berufs- und Zeitmilitär, die allerdings im Ausmass beschränkt, aber
in der ganzen Schweiz einsetzbar sind, erlaubt den Verzicht auf Alarmformationen,
deren Einsatz räumlich festgelegt war (Bern, Genf, Kloten). Mit einem Bereit-
schaftssystem wird aber sichergestellt, dass auch Truppen im Ausbildungsdienst
eingesetzt werden können. Es handelt sich dabei um Truppen in der letzten Phase
der Grundausbildung (Verbandsausbildung, VBA) oder WK-leistende Verbände.
Diese Verbände können umfangreichere subsidiäre Einsätze übernehmen als die aus
dem Stand verfügbaren Truppen und zudem deren Durchhaltefähigkeit erhöhen.

Permanent verfügbare Truppen

         Abbildung 5
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Nach mittlerer Vorbereitungszeit können zusätzliche Verbände aufgeboten werden.
Diese können zusätzlich zu den bereits erwähnten Aufgaben auch Raumsicherungs-
einsätze übernehmen. Eine mittlere Vorbereitungszeit gilt auch für Verbände zur
internationalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung, die durch Berufsmi-
litär, Milizpersonal, das sich für einen bestimmten Zeitraum zur Verfügung stellt
(und damit temporär zu Zeitmilitär wird) sowie Durchdiener (auf freiwilliger Basis)
alimentiert werden.

Nach längerer Vorbereitungszeit ist zusätzlich die Reserve verfügbar. Diese Ver-
bände müssen rechtzeitig aktiviert werden, da sie für die Erreichung der Einsatz-
fähigkeit eine mehrmonatige Vorbereitungszeit benötigen. Mit ihnen kann die
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Durchhaltefähigkeit für Raumsicherungseinsätze über längere Zeit gewährleistet
werden.

Die Reserve kann in zweifacher Weise die Handlungsfreiheit der politischen Behör-
den erhöhen: Sie dient der Erhöhung der Durchhaltefähigkeit dadurch, dass sie bei
länger dauernden militärischen Operationen die Ablösungen sicherstellt. Für diesen
Zweck allein müsste nur eine persönliche Ausrüstung vorgesehen werden. Die Re-
serve dient aber auch dazu, die Anzahl Formationen der Armee und damit die
Kampfkraft deutlich zu erhöhen.

System der abgestuften Bereitschaft

         Abbildung 6
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In den letzten Jahrzehnten verfügte die Schweizer Armee über Reserven, ohne dass
der Begriff «Reserve» explizit verwendet worden wäre. In allen Formationen der
Armee blieben Angehörige der Armee eingeteilt, die ihre Dienstleistungspflicht ab-
solviert hatten und nur noch im Falle einer Mobilmachung aktiviert worden wären.
Zahlenmässig umfasste diese «Reserve» in den letzten Jahren ca. 20% des Armeebe-
standes.

Angehörige der Armee, die ihre Dienstpflicht absolviert haben, werden in Reserve-
formationen eingeteilt. Mannschaften, Unteroffiziere und Subalternoffiziere dieser
Formationen leisten in der normalen Lage keinen Dienst. Kommandanten und Stabs-
offiziere der Reserveformationen leisten pro Jahr maximal fünf Diensttage (Dienst-
rapporte, Einführung wichtiger Neuerungen usw.). Die Reserveformationen verfü-
gen – neben der persönlichen Ausrüstung – über eigenes Korpsmaterial: moderne
Waffensysteme und Fahrzeuge, die aus Beständen der Armee 95 noch vorhanden
sind. Dieses Material wird nach betriebswirtschaftlichen Kriterien langzeitgelagert.
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Über eine Erneuerung dieses Materials wird erst nach Ablauf der militärischen Nut-
zungsdauer entschieden. Komponenten, die für die Zusammenarbeit mit den aktiven
Formationen der Armee ausschlaggebend sind (z.B. Übermittlungs- und Führungs-
systeme) müssen dagegen im Gleichschritt mit den aktiven Formationen erneuert
werden.

Für spezielle Formationen (z.B. im Bereich Führungsunterstützung), deren volle
Kapazität im Normalfall nicht ausgeschöpft werden muss, sowie bei verschiedenen
Verbänden der Luftwaffe kann eine Mischung von dienstpflichtigen Angehörigen
der Armee und Reserveangehörigen der Armee vorgesehen werden.

4.4 Aufwuchs

Falls sich die sicherheitspolitische Lage in Zukunft so fundamental verschlechtern
sollte, dass für die Schweiz eine konkrete militärische Bedrohung akut würde, kann
die Armee angepasst werden. Dieser Prozess wird als Aufwuchs bezeichnet und be-
zieht sich auf folgende Bereiche:

– Konkretisierung der Doktrin (operative und taktische Verfahren);

– einsatzspezifische Ausbildungsvorbereitungen;

– Anpassung der Ausrüstung und Bewaffnung, z.B. durch Erhöhung der Be-
vorratungsmenge – die Beschaffung und Einführung komplexer Systeme aus
dem Ausland dürfte aber in einer Lage stark gestiegener Spannungen
schwierig sein;

– Erhöhung des Armeebestandes durch Ausschöpfen der gesetzlich festgeleg-
ten Diensttage und (nach Vorliegen der notwendigen Änderungen des
Rechts) Erhöhung der Dienstleistungsdauer, Aktivieren von Reserveverbän-
den sowie Einberufen von zusätzlichen Jahrgängen.

Der Aufwuchs kann nicht im Detail im Voraus geplant werden. Entscheidend ist,
dass für einen Aufwuchs parlamentarische Beschlüsse vorliegen müssen (Anpassung
von Rechtsgrundlagen, Änderung finanzieller Rahmenbedingungen usw.). Zwin-
gende Voraussetzung für einen Aufwuchs ist die Erhaltung und Weiterentwicklung
aller Kernkompetenzen der Armee zur Verteidigung, weil kaum genügend Zeit zur
Verfügung stehen wird, um nicht mehr vorhandene Kompetenzen wieder zu erwer-
ben.

4.5 Kooperation und Kooperationsfähigkeit

Die Armee muss zur Erfüllung aller Teilaufträge mit anderen Institutionen im Inland
oder im Ausland zusammenarbeiten. Sie war seit jeher, z.B. im Rahmen subsidiärer
Einsätze, auf Kooperation mit den anderen sicherheitspolitischen Instrumenten der
Schweiz ausgerichtet. Dazu kommt nun eine Verstärkung ihrer Fähigkeit, mit Streit-
kräften anderer Staaten und internationalen Organisationen zusammenzuarbeiten.
Dies schwächt in keiner Weise die Kompetenz von Bundesrat und Parlament, über
jeden einzelnen Einsatz der Armee zu entscheiden, sondern vergrössert im Gegenteil
die Handlungsfreiheit durch die Schaffung zusätzlicher Optionen.
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Bei der Kooperation im Inland ist die Armee Teil der Nationalen Sicherheitskoope-
ration, des Zusammenspiels aller sicherheitspolitischen Instrumente. Subsidiäre Ein-
sätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren werden auf Begehren
und unter der Einsatzverantwortung der zivilen Behörden erbracht, während die
Armee für Raumsicherung und Verteidigung unter eigener Verantwortung, aber in
Kooperation mit zivilen Instanzen handelt. Aber auch bei subsidiären Einsätzen ent-
scheidet die Armeeführung, mit welchen Mitteln sie die anstehende Aufgabe erfül-
len kann, sofern der Bundesrat aus übergeordneten Gründen nicht anders bestimmt.
Mit der Schaffung eines im Kern professionalisierten Führungsstabes der Armee
können die Machbarkeit subsidiärer Leistungsbeiträge aus militärischer Sicht beur-
teilt und die Verantwortungsträger beraten werden. Mit permanenten Komman-
dostrukturen der Territorialregionen werden regionale Besonderheiten subsidiärer
Einsätze berücksichtigt.

Internationale Kooperation hat in der Armee eine gewisse Tradition, insbesondere
in der Ausbildung, aber auch bei Einsätzen zur Friedensunterstützung. Durch die
Strategie der Sicherheit durch Kooperation erhält diese Zusammenarbeit, unter vol-
ler Wahrung der Neutralitätspflichten, einen höheren Stellenwert.

Bei der bilateralen oder multilateralen Ausbildungskooperation geht es vor allem
darum, Ausbildungsinhalte, die in der Schweiz nicht optimal geübt werden können,
im Ausland zu trainieren (z.B. Luftkampftraining, Verbandsausbildung ab Stufe
Bataillon/Abteilung, Mitarbeit in internationalen Stäben) und periodisch das Aus-
bildungsniveau mit demjenigen ausländischer Partner zu vergleichen und damit wie
in der Wirtschaft sozusagen im Wettbewerb die eigene Leistungsfähigkeit zu mes-
sen. Im Gegenzug werden ausländischen Streitkräften Ausbildungsmöglichkeiten in
der Schweiz angeboten, vor allem die Benützung von Simulatoren und die Teilnah-
me an Kaderlehrgängen.

Die Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung un-
ter Mandaten der UNO oder der OSZE sowie die Unterstützung humanitärer Hilfe-
leistungen im Ausland sind auf die Wahrung oder Wiederherstellung von Stabilität
und Frieden primär im europäischen Umfeld ausgerichtet. Sie ermöglichen aber
auch, für die Armee nützliche Erfahrungen zu sammeln.

Eine gemeinsame Verteidigung mit benachbarten oder anderen befreundeten Staaten
ist in jenem Fall mit der Neutralität vereinbar, dass die Schweiz militärisch ange-
griffen würde und die Neutralitätspflichten damit hinfielen. Die Armee muss die
Fähigkeit aufbauen, notfalls auch in der Verteidigung mit anderen Staaten zusam-
menzuarbeiten, damit Bundesrat und Parlament in einer solchen Lage neben der
bevorzugten Option, der autonomen Verteidigung, auch über die Möglichkeit verfü-
gen, in der Verteidigung mit anderen Staaten zusammenzuarbeiten. Die Armee wird
indessen ohne Vorliegen einer ausdrücklichen Autorisierung der Landesregierung
keinerlei Absprachen tätigen und auch keine Konzeptionen für eine gemeinsame
Verteidigung mit anderen Staaten oder Militärbündnissen erarbeiten.

Die Kooperation mit ausländischen Streitkräften erfordert einerseits eine gewisse
Fähigkeit zu internationaler Zusammenarbeit (Interoperabilität), dient anderseits
aber auch dazu, diese zu entwickeln. Interoperabilität bezieht sich vor allem auf
Sprachkenntnisse, Stabstätigkeit, Einsatzverfahren und Ausrüstung (primär Füh-
rungs- und Informationssysteme). In erster Linie ist Interoperabilität bei der Beteili-
gung an internationalen Operationen zur Friedensunterstützung und bei der Unter-
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stützung humanitärer Hilfeleistungen erforderlich. Die Fähigkeit zur Kooperation in
Raumsicherung und Verteidigung ist erst in zweiter Priorität aufzubauen. Interope-
rabilität ermöglicht und erleichtert die internationale Zusammenarbeit; sie präjudi-
ziert diese aber nicht: Autonomes Handeln bleibt weiterhin möglich.

Der Entwicklung von Interoperabilität dienen vor allem Übungen und Ausbildungs-
programme der Partnerschaft für den Frieden. In diesem Rahmen nimmt die Schweiz
am Planungs- und Überprüfungsprozess teil. In diesem Prozess werden Interopera-
bilitätsziele von der Schweiz festgelegt und bilateral mit der NATO und den andern
PfP-Partnern besprochen. Der Inhalt dieser Ziele reicht von Sprachkenntnissen über
Stabsarbeit bis zu logistischen Aspekten bei Auslandeinsätzen.

Die Armee muss in jede Kooperation eine hohe Leistung einbringen, unabhängig
davon, ob sie ein massgeblicher Partner ist, wie beispielsweise bei der militärischen
Katastrophenhilfe im Inland, oder nur eine beschränkte Rolle übernimmt, wie bei-
spielsweise im Rahmen einer friedensunterstützenden Operation. Sonst wird Koope-
ration zur Abhängigkeit. Damit die Armee ein vollwertiger Kooperationspartner ist,
muss sie gut ausgebildet sowie modern ausgerüstet und bewaffnet sein.

4.6 Militärisches Personal

Damit die Ausbildung in der Armee und die Vereinbarkeit von militärischer Karrie-
re mit Familie und Beruf verbessert, die hoch technologische Ausrüstung und Be-
waffnung bestmöglichst genutzt und die nötige Bereitschaft gewährleistet werden
kann, muss der Anteil von Berufs- und Zeitmilitär erhöht werden. Dies gilt aber
nicht für ziviles Personal, weil ein Teil der Verwaltungsaufgaben mit der Reduktion
der Armeegrösse abnimmt. Die Armee XXI wird daher insgesamt weniger Beruf-
spersonal als heute benötigen, wenn auch vielfach mit anderer beruflicher Qualifi-
kation. Die Gewährleistung der Ausbildung und der Grundbereitschaft der Armee
sowie die Führung von Einsatzverbänden, die aus dem Stand oder nach kurzer Vor-
bereitungszeit eingesetzt werden müssen, sind Aufgaben, die vor allem durch militä-
risches Personal (Berufs- und Zeitmilitär) erfüllt werden. Damit wird sich das Be-
rufsbild des heutigen Instruktors wandeln: Diese werden vom «Lehrer in Uniform»
zum echten Berufsmilitär. Die hohen Ansprüche an die Verfügbarkeit des Berufs-
militärs widerspiegeln sich in speziellen Ausführungsbestimmungen zum Bundes-
personalgesetz. Zeitmilitärs unterstützen das Berufsmilitär in ihrer Tätigkeit. Gleich-
zeitig muss mehr ziviles Personal für die Ausbildung angestellt werden.

5 Doktrin

Die militärische Doktrin leitet sich aus den sicherheitspolitischen Zielen und dem
politisch-strategischen und technologischen Umfeld ab. Sie definiert eine gemein-
same Sicht der Prinzipien, nach denen die Armee eingesetzt wird, und ermöglicht
dadurch auf allen Stufen eine einheitliche und trotzdem flexible Führung. Sie muss
ausreichend flexibel und internationalen Standards angepasst sein, damit sie künfti-
gen Entwicklungen Platz bietet und die Zusammenarbeit mit Partnern ermöglicht,
wo autonome Ansätze nicht genügen.
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5.1 Armeemodelle

Für die Konzeption der Armee sind grundsätzlich vier Modelle denkbar:

Die Raumsicherungsarmee

Weil ein militärischer Angriff auf die Schweiz mit regulären Streitkräften wenig
wahrscheinlich ist, könnte sich die Armee darauf beschränken, asymmetrische Be-
drohungsformen (ausgehend von Gruppierungen, die irreguläre Mittel und Verfah-
ren anwenden) abzuwehren. Das Aufgabenspektrum würde dabei von Friedensunter-
stützung über subsidiäre Beiträge zur Bewältigung existenzieller Gefahren bis hin
zur Raumsicherung reichen. Die Fähigkeit zur Verteidigung gegen einen konventio-
nellen militärischen Angriff würde nach diesem Modell erst dann wieder aufgebaut,
wenn sich Anzeichen einer entsprechenden Bedrohung ausmachen liessen.

Zeitkritischer Faktor für einen solchen Aufwuchs wäre das Heranbilden einer
Kadergeneration, die über das Know-how der Führung eines modernen Gefechts
(Gefecht der verbundenen Waffen, teilstreitkräfteübergreifende Zusammenarbeit)
verfügt. Diese Aufgabe innerhalb einer Vorwarnzeit von wenigen Jahren bewältigen
zu wollen, ist unrealistisch. Solange ein militärischer Angriff auf die Schweiz nicht
für alle Zeiten ausgeschlossen werden kann, ist die Raumsicherungsarmee deshalb
keine taugliche Alternative.

Die autonome Verteidigungsarmee

Ausgehend von der Neutralität der Schweiz und der erklärten Absicht, keinem Mili-
tärbündnis beitreten zu wollen, könnte die Forderung nach einer Armee erhoben
werden, die sich gegen jeden Gegner unabhängig von seiner Stärke autonom (d.h.
ohne Hilfe von aussen) verteidigen kann. Eine solche Armee hatte die Schweiz nie.
Sie wäre nur unter gewaltigen Aufrüstungsanstrengungen und mit einem Mehr-
fachen des gegenwärtigen Verteidigungshaushaltes machbar. Israel ist das Beispiel
eines Kleinstaates, der Wehrsysteme gegen übermächtige Gegner aufbaut und unter-
hält. Israel verfügt aber über Massenvernichtungswaffen, auch wenn dies nicht offi-
ziell bestätigt wird. Die Schweiz hätte kein Abschreckungspotenzial gegen den Ein-
satz von Massenvernichtungswaffen, es sei denn, sie wollte Nuklearwaffen erwerben
– ein Unterfangen, das finanziell aufwendig und technisch schwierig wäre und das
Land in die politische Isolation führen würde.

Auch ein Massenheer mit relativ einfacher Bewaffnung kann der Schweiz keine au-
tonome Verteidigungsfähigkeit bieten. Ein moderner Gegner kann die Führungsfä-
higkeit von Staat und Armee sowie andere neuralgische Punkte aus der Luft und mit
Abstandswaffen derart schädigen, dass auch unter Inkaufnahme eines sehr hohen
Blutzolls keine kohärente Landesverteidigung mehr möglich wäre. Die Bedeutung
des zahlenmässigen Umfanges einer Armee für ihre Abwehrstärke hat gegenüber
früher bereits deutlich abgenommen, und dieser Trend wird wahrscheinlich anhalten
und zu einem weiter steigenden Bedarf nach Technologie zu Lasten von Mann-
schaftsstärke führen.

Die kleine, stark professionalisierte Armee

Von der Annahme ausgehend, dass eine kleine Armee für die Erfüllung der gemäss
Erfahrung der vergangenen Jahrzehnte anstehenden Aufgaben genüge und die Ver-
teidigung gegen einen militärischen Angriff allein ohnehin aussichtslos sei, könnte
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eine stark professionalisierte, aber kleine Armee gefordert werden. Eine solche
Armee würde aus Wehrpflichtigen (Durchdienern) und Zeitmilitär bestehen, mit
einem weitgehend professionalisierten Kader. Sie würde in Bezug auf das Know-
how durchaus das ganze Aufgabenspektrum abdecken, ihre Bestände wären jedoch
bereits für (autonom zu erfüllende) Raumsicherungseinsätze grösseren Ausmasses
zu klein. Im Hinblick auf die Möglichkeit eines militärischen Angriffes auf die
Schweiz müsste zwingend der Beitritt zu einem Militärbündnis ins Auge gefasst
werden. Eine solche Armee wäre keine Milizarmee mehr und bedingte eine Ände-
rung der Bundesverfassung. Wenn sie eine für den Verteidigungsfall ausreichende
Grösse haben und sehr modern ausgerüstet sein sollte, würden ihre Kosten ausser-
dem das heutige Verteidigungsbudget sprengen.

Die Armee XXI

Die Armee XXI entstand aus dem Bemühen, dem Verfassungsauftrag zu entspre-
chen, die Unwägbarkeiten der längerfristigen sicherheitspolitischen Entwicklung zu
berücksichtigen, den gesellschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen ge-
recht zu werden und die Schwächen der erwähnten drei Alternativmodelle zu ver-
meiden. Die Armee XXI ist eine Milizarmee, die sich durch eine hohe und moderne
Verteidigungskompetenz auszeichnet, deren Verteidigungsbereitschaft aber gegen-
über früher gesenkt werden kann, ohne die Sicherheit des Landes zu gefährden. Es
ist eine Armee, deren aktiver Bestand sich primär aus den Erfordernissen der wahr-
scheinlichen Einsätze (subsidiäre Einsätze, Friedensunterstützung, Raumsicherung)
ableitet, die aber ohne tiefgreifende Umstrukturierungen auch in ihrer Grösse verän-
dert werden kann. Sie kann mit Reserve und Aufwuchs das ganze Spektrum der ge-
forderten Leistungen bewältigen, wird aber nicht permanent in einer kostspieligen,
auf den schlimmsten Fall ausgerichteten Bereitschaft gehalten.

5.2 Aktionsfelder der Armee

Auf schweizerischem Territorium führt die Armee Raumsicherungseinsätze durch,
fängt nach Massgabe ihrer Möglichkeiten Angriffe auf und stellt den Status quo ante
wieder her. Die Armee erwirbt auch die Fähigkeit zur Zusammenarbeit mit anderen
Staaten in der Verteidigung, um den politischen Behörden im Fall eines militäri-
schen Angriffes auf die Schweiz (durch den die Neutralität hinfällig würde) zusätzli-
che Handlungsfreiheit zu schaffen. Zudem wird die Armee für subsidiäre Einsätze
zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren eingesetzt.

In unserem strategischen Umfeld leistet die Armee Beiträge zur Aufrechterhaltung
und Wiederherstellung von Sicherheit, Stabilität und Frieden. Sie trägt damit dazu
bei, kurz- und mittelfristig die nichtmilitärischen Auswirkungen regionaler Konflikte
auf die Schweiz zu verringern und langfristig das Risiko zu vermindern, dass sich
eine konkrete militärische Bedrohung gegen die Schweiz entwickelt. Ausserhalb der
Schweizer Grenzen kann die Armee ausserdem humanitäre Hilfeleistungen unter-
stützen; dies schliesst auch Katastrophenhilfe im grenznahen Raum ein.

Global leistet die Armee Beiträge zur Implementierung internationaler Abkommen
(z.B. Verifikation, Entsendung von Militärbeobachtern, Missionen), zum Schutz un-
serer Interessen im Ausland (z.B. Bewachung von Botschaften, Evakuation von
Schweizer Bürgern) sowie zur Unterstützung in Bereichen wie humanitäre Minen-
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räumung, demokratische Kontrolle der Streitkräfte, Vertrauensbildung, Abrüstung
und Ausbildung. Das globale Informationsumfeld nutzt die Armee für die eigene
Operationsführung, wobei dem Schutz vor Informationskriegsführung hohe Bedeu-
tung zukommt.

5.3 Grundsätze zur Verwendung von Streitkräften

Wenn es früher im Krieg darum ging, einen Staat mit der Vernichtung seiner Streit-
kräfte zur bedingungslosen Kapitulation zu zwingen, stehen heute begrenzte, rasche
militärische Erfolge im Vordergrund, die günstige Voraussetzungen für nachfolgen-
de politische Verhandlungen schaffen. Gepaart mit den Entwicklungen im Bereich
der Streitkräfte und der Rüstungstechnologie führt dies dazu, dass die Kriegführung
zu Beginn des 21. Jahrhunderts von fünf Faktoren bestimmt wird.

– Der Mensch steht im Vordergrund: Die Rüstungstechnologie sowie neue
Kommunikationssysteme erhöhen den Stellenwert des einzelnen Armeean-
gehörigen und erlauben flachere Hierarchien. Die Minimierung menschli-
cher Verluste bestimmt Abläufe und häufig auch Ziele einer Operation.

– Antizipation: Risiken sind zu erkennen und zu beurteilen, bevor sie zur Be-
drohung werden. Dies setzt einen leistungsfähigen, anpassungsfähigen und
im ganzen Spektrum der modernen Gefahren einsetzbaren Nachrichtendienst
voraus.

– Angemessenheit des Kräfteeinsatzes: Das Instrumentarium muss dem Ge-
waltpotenzial angemessen sein und der Lageentwicklung laufend angepasst
werden können. Es gilt auch, die schädlichen Auswirkungen militärischer
Operationen auf Dritte möglichst gering zu halten.

– Fokussierung: Räumlich und zeitlich begrenzt, muss jene Überlegenheit er-
langt werden, die es erlaubt, operative und taktische Erfolge strategisch zu
nutzen. Dies setzt die Integration der Informationsmittel und die Verfügbar-
keit moderner Technologien voraus.

– Einsatzbezogene Integration: Die Komponenten eines Kräfteansatzes (Sys-
teme und Truppengattungen sowie Teilstreitkräfte und nationale Kon-
tingente) müssen an die jeweilige Operation angepasst und flexibel zusam-
mengestellt werden (Modularität). In der Regel sind an jeder Operation
Komponenten des Heeres und der Luftwaffe gemeinsam beteiligt (teilstreit-
kräfteübergreifende Operationen).

5.4 Symmetrische und asymmetrische Kriegführung

Grundsätzlich können militärische Konflikte symmetrisch oder asymmetrisch aus-
getragen werden, auch wenn sie in der Praxis oft durch eine Kombination beider
Formen gekennzeichnet sind.

Bei symmetrischer Kriegführung verfügen die Konfliktparteien über Streitkräfte, die
sich in wesentlichen Bereichen, wie Doktrin, Struktur und Ausrüstung ähnlich sind
und vergleichbare taktische und operative Ziele verfolgen. In einem solchen Fall
erfolgt die Kampfführung aller Beteiligten gemäss derselben militärischen Logik.
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Bei asymmetrischer Kriegführung will oder kann eine Konfliktpartei den Kampf
nicht symmetrisch führen. Sie weicht der symmetrischen Auseinandersetzung aus
und sucht die Konfrontation dort, wo der Gegner seine Stärken nicht ausspielen
kann, schwach und unvorbereitet ist. Damit verändern sich die operativen oder takti-
schen Ziele; das strategische Ziel, das Kriegsziel an sich, bleibt aber in der Regel
dasselbe.

Die asymmetrische Kriegführung ist häufig durch ein hohes Mass an Gewalt, bei-
spielsweise in Form von Terroranschlägen, charakterisiert. Diese Gewalt richtet sich
nicht nur gegen militärische, sondern mit medienwirksamer Brutalität auch gegen
zivile Ziele. Wer asymmetrisch Krieg führt, hält sich nicht an das Kriegsvölkerrecht.
Eine solche Art der Kriegführung eignet sich daher nicht für demokratisch legiti-
mierte Staaten, sie kann aber, z.B. durch Terroristen, gegen solche Staaten und Ge-
sellschaften eingesetzt werden.

Zivile Sicherheitskräfte und Militär werden in asymmetrischen Konflikten sehr stark
gefordert. Gegnerische Aktivitäten können meist nicht unterbunden, sondern nur
eingeschränkt werden. Neben Terror und Guerillakrieg ist künftig auch mit Infor-
mationskriegführung und dem Einsatz von Massenvernichtungswaffen als asymme-
trische Bedrohungsformen zu rechnen.

5.5 Elemente einer Verteidigungskonzeption

Eigentliche Verteidigungskonzeptionen – wie sie die Schweizer Armee zuletzt wäh-
rend dem Kalten Krieg hatte (Grundkampfdispositiv) – sind nur angesichts einer
konkreten militärischen Bedrohung sinnvoll. Elemente einer Verteidigungskonzep-
tion der Armee XXI gegen einen ähnlich modern ausgerüsteten Gegner, der ein ope-
ratives Ziel in der Schweiz verfolgt, wären aus heutiger Sicht:

– Die Verteidigung wird von Heer und Luftwaffe aktiv und beweglich geführt
und basiert auf einer Kombination von Angriffs-, Verteidigungs- und Ver-
zögerungsoperationen massgeschneiderter Kampfverbände. Diese verfügen
über weitreichende Feuermittel sowie über gefechtsfeldbewegliche Kampf-
mittel, die fähig sind, das Gefecht der verbundenen Waffen zu führen.

– Mit Operationen in der Tiefe werden gegnerische Führungs-, Kampf- und
Kampfunterstützungsmittel sowie die Logistik bekämpft, um dem Gegner
die Initiative und die Handlungsfreiheit zu nehmen, seine Operationen zu
verzögern oder bestenfalls zu verunmöglichen. Heer und Luftwaffe schaffen
mit operativen Elementen (Feuer, Aufklärung) günstige Voraussetzungen für
die unmittelbaren Operationen. Zurzeit verfügt die Armee für diese Opera-
tionen nur über sehr beschränkte Mittel.
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Rahmenwerk für Verteidigungsoperationen
         Abbildung 7
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– Mit den unmittelbaren Operationen soll der abgenutzte Gegner aufgefangen
und mit Angriffsaktionen vernichtet werden. Räumlich vorgelagert, erken-
nen Sicherungsverbände frühzeitig die Absicht des Gegners, täuschen diesen
und schaffen durch Feuer und aggressive Kampfführung günstige Voraus-
setzungen für die Hauptverteidigungskräfte. Zu den letzteren gehören In-
fanteriebrigaden, die Auffangoperationen zur Verzögerung und Kanalisie-
rung des Gegners führen. Panzerbrigaden als terrestrische Hauptkampfmittel
führen durch Angriffe die Entscheidung auf operativer Ebene herbei. Die
Artillerie soll gegnerische Feuerquellen in der Tiefe des Raumes zerschlagen
und die eigenen Kampfverbände unterstützen. Die Luftwaffe unterstützt die
terrestrischen Operationen.

– Die rückwärtigen Operationen richten sich gegen gegnerische Operationen
in der Tiefe der Schweiz. Es geht dabei darum, die Bevölkerung und wichti-
ge Ziele zu schützen. Rückwärtige Operationen stellen die Unterstützung,
die Versorgung und den Schutz nicht direkt an unmittelbaren Operationen
beteiligter Kräfte sicher. Dies wird durch eine systematische Raumüberwa-
chung, das Bereitstellen von Reserven sowie durch den Einsatz von Luft-
verteidigungsmitteln erreicht.

Das schweizerische Territorium wird in operativ-taktischer Hinsicht traditionell als
starkes militärisches Gelände bezeichnet, verfügt aber über eine vergleichsweise ge-
ringe operative Tiefe. Moderne militärische Operationen finden in zunehmend grös-
seren Räumen und insbesondere auch in der dritten Dimension statt. Damit wird der
Abhaltewert des Geländes relativiert, und Operationen zum Schutz z.B. von Trans-
versalen können sich nicht mehr auf die geländestarken Teile beschränken, sondern
müssen die ganze Transversale und die meistens im Mittelland liegende und entlang
der Talachsen verlaufende Infrastruktur umfassen. Die Multifunktionalität der Ar-
mee XXI trägt diesem Umstand Rechnung und sieht nur bedingt spezifische Trup-
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pen für entsprechende Geländeteile vor. Führungs-, Übermittlungs- und Logistikan-
lagen von strategischer und operativer Bedeutung sollen darum an die Bedürfnisse
der verkleinerten Armee angepasst weiterhin erhalten, wo nötig modernisiert werden
– die übrige Verteidigungsinfrastruktur wird für Ausbildungszwecke im Sinne der
Erhaltung einer Kernkompetenz weiterhin genutzt, das Gros aber nach betriebswirt-
schaftlichen Kriterien inaktiviert und periodisch auf die Notwendigkeit überprüft.

6 Leistungen

Die Armee erbringt Leistungen auf der operativen wie auf der taktischen Stufe in
Kombination von Heer und Luftwaffe. Entscheidend für den Erfolg einer Gesamt-
operation ist die Fähigkeit, alle Teiloperationen im Einsatzraum aufeinander abzu-
stimmen. Auf der operativen Stufe werden die Teiloperationen des Heeres und der
Luftwaffe vom Führungsstab der Armee koordiniert und in einer Gesamtoperation
integriert. In der Regel sind Heeres- und Luftwaffeneinsatzstäbe diesem Führungs-
stab der Armee unterstellt und führen die Einsätze ihrer Teilstreitkraft.

6.1 Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung
und Krisenbewältigung

Die Armee leistet Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und Krisenbe-
wältigung, indem sie Einzelpersonen und Verbände nach entsprechender Vorberei-
tung über längere Zeit in entsprechenden Operationen einsetzt und bei Bedarf kurz-
fristig humanitäre Hilfeleistungen unterstützt.

Einsätze zur Friedensunterstützung und Krisenbewältigung benötigen Berufsmilitär
und Milizpersonal, das sich für einen bestimmten Zeitraum zur Verfügung stellt
(und damit temporär zu Zeitmilitär wird). Milizangehörige der Armee werden auf
Grundlage der Freiwilligkeit für solche Einsätze rekrutiert, während sich Berufsmi-
litär im Rahmen des Anstellungsvertrags verpflichtet, bei Bedarf solche Auslandein-
sätze zu leisten. Erfahrungsgemäss ist es nicht leicht, genügend geeignetes Personal
zu rekrutieren. Darum wird die Armee ihr Engagement in der Friedensunterstützung
und Krisenbewältigung in den kommenden Jahren nur leicht erhöhen können. Zu-
dem ist zu beachten, dass die Armee zur Wahrung der Handlungsfreiheit permanent
genügend Freiwillige bereithalten muss, um kurzfristig humanitäre Hilfeleistungen
unterstützen zu können.

Truppen im Auslandeinsatz sind auf logistische Unterstützung aus der Schweiz an-
gewiesen. In der Regel ist dazu eine ausreichende eigene Lufttransportkapazität
notwendig. Auch die notwendigen Führungsunterstützungsmittel müssen bereitge-
stellt werden.

Friedensunterstützende Operationen

Beiträge zu friedensunterstützenden Operationen finden ausschliesslich im Rahmen
von internationalen Operationen und gestützt auf ein Mandat der UNO oder OSZE
statt. Die Einsätze müssen den Grundsätzen der Schweizer Aussen- und Sicherheits-
politik entsprechen, und die Teilnahme an Kampfhandlungen zur Friedenserzwin-
gung ist ausgeschlossen.
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Jeder Einsatz wird vom Bundesrat angeordnet. Er bestimmt, ob eine Bewaffnung für
den Schutz der durch die Schweiz eingesetzten Personen und Truppen sowie für die
Erfüllung ihres Auftrages erforderlich ist, und legt gegebenenfalls Art und Umfang
der Bewaffnung fest. Die Truppen müssen in der Lage sein, ihren Auftrag zu erfül-
len, auch wenn die Konfliktparteien vom vereinbarten Verhalten (Waffenstillstands-
oder Friedensabkommen) temporär abweichen, dürfen aber nicht an Kampf-
handlungen zur Friedenserzwingung teilnehmen.

Soll der Einsatz bewaffnet erfolgen, konsultiert der Bundesrat vorgängig die Aus-
senpolitischen und die Sicherheitspolitischen Kommissionen beider Räte. Sind für
einen bewaffneten Einsatz mehr als 100 Angehörige der Armee vorgesehen oder
dauert dieser länger als drei Wochen, so ist eine Genehmigung durch die Bundesver-
sammlung erforderlich. In dringenden Fällen kann der Bundesrat diese Genehmi-
gung nachträglich einholen; im Regelfall sollte sie aber vor Beginn des Einsatzes
vorliegen.

Die Armee ist gegenwärtig in der Lage, binnen Monaten an friedensunterstützenden
Operationen, vor allem im strategischen Umfeld der Schweiz, mit maximal einer
verstärkten Einheit im Rahmen eines internationalen Grossverbandes während Jah-
ren teilzunehmen, in der Regel zur logistischen Unterstützung (inkl. auftragsbezoge-
nem Schutz von Personen und Truppen). Sie kann ausserdem innert Wochen Beiträ-
ge zur Implementierung internationaler Abkommen (z.B. Verifikation, Entsendung
von Militärbeobachtern, Missionen) mit Personal und Fachkenntnissen leisten.

Mittelfristig soll die Armee die Fähigkeit erwerben, sich an einer friedensunterstüt-
zenden Operation mit maximal einem Verband in Bataillonsstärke oder alternativ
zwei verstärkten Einheiten gleichzeitig zu beteiligen. Die eingesetzten Einheiten
können sich je nach Auftrag und Umfang aus Infanterie-, Logistik-, Führungs-, Ge-
nie-, Aufklärungs-, Militärpolizei- und Lufttransportelementen zusammensetzen.
Die Teilnahme mit einem Verband in Bataillonsstärke ermöglicht im Rahmen der
Planungs- und Vorbereitungsarbeiten frühzeitiges Mitsprache- und Mitbestim-
mungsrecht.

Unterstützung humanitärer Hilfeleistungen

Die Armee ist fähig, humanitäre Hilfeleistungen – eine erweiterte Form der bisheri-
gen Katastrophenhilfe – aus dem Stand während einiger Monate zu unterstützen.
Solche Unterstützung erfolgt auf Ersuchen eines Staates oder einer internationalen
Organisation, und die Unterstützung humanitärer Hilfeleistungen durch die Armee
erfolgt subsidiär zum Einsatz der zivilen Mittel. Die Einsatzverantwortung liegt
beim EDA, die Führungsverantwortung für die der zivilen Organisation (z.B.
DEZA, internationale Organisation wie UNHCR) zur Zusammenarbeit zugewiese-
nen militärischen Mittel beim VBS. Der Einsatz der militärischen Mittel beschränkt
sich grundsätzlich auf die Bereiche Schutz, Logistik (inkl. Transport), Kommunika-
tion und Rettung. In diesem Sinne ist auch die Katastrophenhilfe im Ausland unter
der Unterstützung humanitärer Hilfeleistungen zu subsumieren. Das Schweizerische
Katastrophenhilfekorps kann wie bisher insbesondere im Rahmen von Einsätzen der
Rettungskette auf Basis der Freiwilligkeit auf Angehörige der Armee und Armee-
material zurückgreifen.

Der Einsatz der Mittel im Rahmen einer humanitären Hilfeleistung richtet sich nach
den allgemein gültigen humanitären Prinzipien (Unparteilichkeit, keine politischen
Bedingungen) und dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit. In der Regel erfolgen
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solche Einsätze unbewaffnet. Im Einvernehmen mit dem Staat, der ein Hilfsgesuch
stellt und auf dessen Territorium der Einsatz stattfindet, ist aber auch die Mitnahme
von Waffen zum Selbstschutz oder zu Bewachungszwecken denkbar.

Umsetzung

Verbände im internationalen Einsatz benötigen im Vergleich zu Einheiten im natio-
nalen Einsatz zusätzliche Stabs- und Unterstützungselemente. Auch kleinere Kon-
tingente im Ausland müssen in folgenden Bereichen autonom sein: Kommunikation,
Nachrichtendienst, Aufklärung, Rechtsberatung, Betreuung, Sicherung, Nach- und
Rückschub, Wasserversorgung, Instandhaltung, Sanitätsdienst, Transporte und
Infrastruktur. Diese Unterstützungselemente, die ausschliesslich Leistungen zu Gun-
sten des eigenen Kontingents erbringen, sind in ihrer Grösse nur beschränkt ver-
änderbar. Als Regel gilt: Je kleiner das Kontingent, um so grösser der Anteil der
erforderlichen logistischen Elemente. Es ist deshalb effizient, die verfügbaren Mittel
in einer einzigen Operation zu konzentrieren.

Die Armee erhöht ihre Fähigkeit zur Leistung von Beiträgen zur internationalen
Friedensunterstützung und Krisenbewältigung stufenweise.

In den kommenden Jahren gilt es, die bestehende Beteiligung an laufenden friedens-
unterstützenden Operationen und allfällige Einsätze zur Unterstützung humanitärer
Hilfeleistungen ohne Leistungseinbusse sicherzustellen. Die personelle Alimentie-
rung dieser Einsätze hat deshalb weiterhin Priorität; gleichzeitig müssen Beobach-
tungs-, Inspektions- und Verifikationsmissionen mit qualifiziertem Personal besetzt
werden können. Berufs- und Zeitmilitär, das nicht spezifisch im Hinblick auf einen
Auslandeinsatz angestellt wurde, steht für Friedensunterstützung und Krisenbe-
wältigung nur eingeschränkt zur Verfügung. Es wird vor allem in der Ausbildung
eingesetzt, mit Ausnahme der Angehörigen von Berufsformationen (Teile der Mili-
tärpolizei, des Armeeaufklärungsdetachements, der Katastrophenhilfe-Bereitschafts-
kompanien und der Luftwaffe). Kontingente für Einsätze zur Friedensunterstützung
und zur Krisenbewältigung werden primär durch Zeitmilitär alimentiert, das spezi-
fisch im Hinblick auf einen Auslandeinsatz aus der Miliz rekrutiert und angestellt
wird. Durchdiener können auf freiwilliger Basis für Einsätze zur Friedensunterstüt-
zung und Krisenbewältigung herangezogen werden. Vorrang haben für Durchdiener
jedoch subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren.

6.2 Raumsicherung und Verteidigung

Raumsicherung

Bei der Raumsicherung geht es darum, eine akute Krisenlage für Land und Volk
autonom zu meistern und die Gefahr einer Eskalation einzudämmen. Mit den bereit-
gestellten Kräften soll Gewalt strategischen Ausmasses verhindert, eingedämmt oder
neutralisiert werden. Raumsicherungseinsätze können, auf Anordnung des Bundes-
rates, mit Streitkräften von Nachbarstaaten koordiniert werden, wenn diese Länder
ähnliche Massnahmen vornehmen. Einsätze der Armee zur Raumsicherung sollen
eine stabilisierende Wirkung erzeugen. Im Innern geht es um die Gewährleistung der
Sicherheit der Bevölkerung, um die Wahrung der Funktionsfähigkeit von Staat, Ge-
sellschaft und Wirtschaft sowie um die Sicherung der politischen Handlungsfähig-
keit. Mit Blick ins Ausland gilt es zu signalisieren, dass in der Schweiz kein Macht-
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vakuum besteht und dass unser Land willens und fähig ist, auf seinem eigenen Ter-
ritorium Stabilität zu bewahren. In diesem Zusammenhang ist auf die europäische
Bedeutung der Transversalen hinzuweisen. Es geht im Raumsicherungseinsatz ins-
besondere darum, diese für die eigenen Bedürfnisse und jene unserer Partner zu
sichern und offen zu halten.

Raumsicherung umfasst folgende Operationen:

– Wahrung der Lufthoheit;

– Sicherung grösserer Grenzabschnitte durch massive Präsenz zur Verhinde-
rung von Grenzverletzungen;

– Schutz von Schlüsselräumen, um Übergriffe auf kriegswichtige Objekte zu
verhindern und für zukünftige Operationen wichtige Räume zu besetzen;

– Offenhalten von Transversalen (Strasse, Schiene, Energieträger, Kommuni-
kation);

– Schutz wichtiger Infrastruktureinrichtungen.

Die Armee ist in der Lage, im Rahmen der Raumsicherung mehrere Einsätze gleich-
zeitig innert Monaten und während längerer Zeit auf dem ganzen Territorium der
Schweiz mit zwei bis drei Brigaden und den Mitteln der Luftwaffe durchzuführen.
Die Verlängerung der Grundausbildung erlaubt, die meisten Truppengattungen für
Schutz- und Sicherungsaufgaben einzusetzen. Mit den besonders ausgebildeten
Durchdienern wird zudem über die Jahre eine ansehnliche Reserve (ca. 10 000) spe-
ziell ausgebildeter Infanterie geschaffen, die auch für den Schutz spezieller Ein-
richtungen (z. B. Flughäfen) eingesetzt werden kann.

Raumsicherungseinsätze sind eine flexible Antwort auf ein breites Spektrum häufig
asymmetrischer Bedrohungen. Der Übergang von subsidiären Sicherungseinsätzen
zur Raumsicherung und von dieser zur Verteidigung ist fliessend. Der Unterschied
von Raumsicherungseinsätzen zu subsidiären Sicherungseinsätzen liegt einerseits
in der Verantwortungsfrage, anderseits in der Grösse des Mitteleinsatzes. Raum-
sicherungseinsätze werden unter militärischer Einsatzführung mit massiven Mitteln
geleistet, subsidiäre Sicherungseinsätze erfolgen in der Verantwortung der zivilen
Behörden und in der Regel mit geringeren Mitteln.

Verteidigung

Bei der Verteidigung geht es darum, einen militärischen Angriff auf die Schweiz ab-
zuwehren. Die Armee erbringt dazu folgende Leistungen:

– Wahrung der Lufthoheit, minimal Verhinderung einer gegnerischen Luft-
überlegenheit über der Schweiz, allenfalls – bei Hinfall der Neutralität und
nach einem Entscheid der politischen Behörden – Beteiligung an Luftvertei-
digungseinsätzen in Zusammenarbeit mit den Luftwaffen anderer Staaten;

– autonome Verteidigung des Territoriums, wenn der Angriff die Widerstands-
kraft der Schweizerischen Armee nicht offenkundig übersteigt, und – bei
Hinfall der Neutralität nach einem Entscheid der politischen Behörden in der
Folge eines militärischen Angriffs auf die Schweiz – gemeinsame Verteidi-
gung in Kooperation mit ausländischen Streitkräften;

– Schutz von Räumen und Objekten innerhalb der Schweiz.
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Die Wahrung der Lufthoheit bzw. das Verhindern einer gegnerischen Luftüberlegen-
heit ist für die Kampfführung von erstrangiger Bedeutung. Ist der Verteidiger in die-
sem Bereich erfolgreich, sinkt die Gefahr eines Angriffs zu Lande. Mit einer erfolg-
reichen Luftverteidigung kann ein militärischer Angriff schon frühzeitig gestoppt
werden. Die Überlebensfähigkeit der terrestrischen Verbände, insbesondere deren
Beweglichkeit, ist direkt davon abhängig, dass die gegnerische Handlungsfreiheit in
der Luft verhindert wird.

Die Entwicklung der Militärtechnologie ermöglicht – und erfordert gleichzeitig –
schon heute, mit immer weniger Waffenplattformen in immer grösseren Räumen
militärische Operationen durchzuführen. Diese Tendenz wird sich in Zukunft ver-
stärken. Auch Verteidigungsoperationen müssen darum in Zukunft mit hoher Be-
weglichkeit und in grossen Räumen geführt werden. Operationsräume lassen sich
nicht auf nationale Territorien beschränken und überschreiten in der Ausdehnung
die Grösse der Schweiz.

Die Armee muss gleichzeitig den Kampf in der Tiefe, im unmittelbaren und im
rückwärtigen Operationsraum führen können. Sie verfügt dazu je nach auftragsbe-
zogener Gliederung über 6 bis 8 Kampfbrigaden, entsprechende Kampfunterstüt-
zungs- und Logistikverbände des Heeres sowie über die Leistungen der Luftwaffe.
Diese führt die Luftverteidigung und unterstützt das Heer. Die Fähigkeit der Luft-
waffe zur Bekämpfung von Bodenzielen ist zurzeit nicht vorhanden, soll jedoch
wieder aufgebaut werden. Für Elemente einer Verteidigungskonzeption wird auf
Abschnitt 5.5 des Kapitels «Doktrin» verwiesen.

Besonderer Aspekt: Abwehr von Waffen mittlerer und grosser Reichweite

Auf eine Bedrohung durch Fernwaffen gibt es grundsätzlich vier mögliche Antwor-
ten von Armee und Bevölkerungsschutz:

– Abschreckung: der potenzielle Angreifer wird dadurch von einem Angriff
abgehalten, dass glaubwürdig mit Vergeltung gedroht wird;

– Präventivschläge: die weit reichenden Mittel des potenziellen Angreifers
werden ausser Gefecht gesetzt oder zerstört, bevor er diese einsetzen kann;

– aktive Verteidigung: weit reichende Mittel des Angreifers werden nach ih-
rem Einsatz abgefangen, bevor sie ihre Ziele erreichen (z.B. Raketenab-
wehr);

– passive Verteidigung: die weit reichenden Mittel des Angreifers können
nicht abgewehrt, ihre Wirkung aber z.B. durch Schutzräume für die Bevöl-
kerung verringert werden.

Autonom ist die Schweiz nur zu passiver Verteidigung (Zivilschutz) fähig. Ab-
schreckung und Präventivschläge liegen ausserhalb unserer Möglichkeiten.

Bei aktiven Verteidigungsmassnahmen muss aus technischen Gründen zwischen der
Bekämpfung von ballistischen Lenkwaffen und Marschflugkörpern unterschieden
werden. Gemeinsam ist aber beiden Waffenkategorien, dass ihre Abwehr nur in in-
ternationaler Zusammenarbeit möglich wäre.

Eine Bekämpfung von Marschflugkörpern basiert im Wesentlichen auf denselben
Luftverteidigungsmitteln, die auch gegen bemannte Flugzeuge eingesetzt werden.
Um einer Bedrohung durch moderne Marschflugkörper zu begegnen, muss die Leis-
tungsfähigkeit der Luftverteidigungssysteme jedoch, insbesondere hinsichtlich einer
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weit reichenden und lückenlosen Luftraumüberwachung, verbessert werden. Bereits
eine Datenintegration der Luftraumüberwachungssysteme der umliegenden Staaten
ins Schweizer Luftraumüberwachungssystem würde die Erfolgsaussichten einer er-
folgreichen Bekämpfung von Marschflugkörpern wesentlich erhöhen. Die Weiter-
verbreitung solcher moderner weit reichender Marschflugkörper hat allerdings bis
jetzt kaum stattgefunden; deshalb sind die Anstrengungen zu deren Abwehr noch
nicht sehr weit fortgeschritten.

Im Vordergrund stehen heute die Gefahren, die von ballistischen Lenkwaffen ausge-
hen. An der Abwehr dieser Waffen wird derzeit vor allem in den USA und in Israel
gearbeitet. Israel hat als erster Staat ein Abwehrsystem zum Schutz seines gesamten
Territoriums in Dienst gestellt. Die Anstrengungen der USA konzentrieren sich in
der Forschung und Entwicklung von Raketenabwehrsystemen einerseits ebenfalls
auf den Schutz des Staatsgebietes, anderseits auf den Schutz amerikanischer und
verbündeter Truppen in einem Krisen- oder Kriegsgebiet. Die europäischen Aktivi-
täten beschränken sich im Wesentlichen auf die Abwehr ballistischer Lenkwaffen
kurzer Reichweite. Im Zusammenhang mit der Proliferation von Massenvernich-
tungswaffen und entsprechenden Trägermitteln spielen Abwehrsysteme gegen ballis-
tische Lenkwaffen kurzer Reichweite jedoch keine Rolle. Am naheliegendsten ist
der Einsatz derartiger Systeme zum Schutz von Truppenkontingenten in Krisenre-
gionen. Dagegen ist nach wie vor unklar, ob in Europa ein gemeinsames flächen-
deckendes Abwehrsystem gegen Angriffe aus grösserer Distanz realisiert werden
kann und soll. Falls es soweit kommt, ist eine schweizerische Beteiligung zu prüfen.
Insbesondere ist rechtzeitig der neutralitätsrechtliche Spielraum auszuloten, da
in der Raketenabwehr eine enge Zusammenarbeit mit Partnerstaaten schon in der
normalen Lage zwingend ist. In welcher Form eine derartige Beteiligung realisiert
werden könnte, die über Meinungsaustausch und Forschungszusammenarbeit hin-
ausgehen würde, lässt sich zurzeit noch nicht sagen. Der Bundesrat verfolgt die
Entwicklung in diesem Bereich aufmerksam und wird zu gegebener Zeit weiterge-
hende Abklärungen treffen bzw. Massnahmen einleiten.

6.3 Subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung
existenzieller Gefahren

Wenn die Mittel der zivilen Behörden von Bund und Kantonen in personeller, mate-
rieller oder zeitlicher Hinsicht nicht ausreichen, unterstützt die Armee diese auf de-
ren Begehren. Diese Einsätze erfolgen subsidiär, d.h., die Einsatzverantwortung
liegt bei den zivilen Behörden. Die Armee entscheidet über den Kräfteansatz und
trägt die Führungsverantwortung für ihre Truppen. Die Einsatzgrundsätze werden
von den zivilen und militärischen Verantwortungsträgern gemeinsam festgelegt. Die
Kostenfrage für subsidiäre Einsätze ist grundsätzlich so zu regeln, dass keine finan-
ziellen Anreize bestehen, das Militär zivilen Leistungserbringern vorzuziehen.

Für subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren
werden in erster Priorität Berufsmilitär und Durchdiener (bei subsidiären Siche-
rungseinsätzen primär Militärpolizeiformationen) eingesetzt. Aus dem Stand und
über längere Zeit sind Einsätze von ca. 950 Durchdienern möglich. Ihre Zuteilung
zu den einzelnen Truppengattungen (Infanterie, Rettungs-/Genietruppen, Logistik,
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Luftwaffe) wird auf Grund des Bedarfs der letzten Jahre festgelegt. Militärpolizei-
detachemente bilden zusätzliche Kapazitäten für subsidiäre Sicherungseinsätze.

Militärische Katastrophenhilfe

Die Armee unterstützt die zivilen Behörden bei der Bewältigung natur- oder zivili-
sationsbedingter Katastrophen im Inland. (Die Katastrophenhilfe im Ausland ist Teil
der Unterstützung humanitärer Hifleleistungen und damit des Auftrags «Friedens-
unterstützung und Krisenbewältigung».) Diese subsidiären Einsätze sollen mithel-
fen, Belastungsspitzen zu brechen: Die Armee konkurrenziert die zivile Wirtschaft
nicht und leistet in der Regel keine Wiederaufbauhilfe. Katastrophenhilfe erfolgt aus
dem Stand. Teile der Luftwaffe stehen innert Stunden zur Verfügung. Die Armee ist
in der Lage, gleichzeitig bei der Bewältigung mehrerer Gross-Schadenereignisse
Unterstützung zu leisten und Personen und Güter in ausgedehnten Schadenlagen zu
retten und zu schützen. Sie erbringt dazu folgende Leistungen:

– Sie überlässt zivilen Partnern permanent militärisches Katastrophenhilfe-
material zur Nutzung ausserhalb der Dienstleistungen der Truppe.

– Sie stellt weiteres besonderes Katastrophenhilfematerial in dezentralen Ma-
teriallagern zur Verfügung.

– Nach einem Schadenereignis leistet sie mit allen in der Nähe befindlichen
Truppen Spontanhilfe.

– Die Armee leistet auf Begehren ziviler Behörden mit maximal einer Kata-
strophenhilfe-Bereitschaftskompanie (Berufsmilitär und Durchdiener), mo-
bilen Logistikelementen und maximal zwei Infanteriekompanien (Durchdie-
ner) sowie Mitteln der Luftwaffe gleichzeitig an mehreren Schadenplätzen
Hilfe und stellt den entsprechenden Schutz sicher. Wenn diese Kräfte nicht
ausreichen, können Truppen im Ausbildungsdienst herangezogen werden.
Die eigentliche militärische Katastrophenhilfe wird in der Regel durch Ge-
nie- und Rettungstruppen geleistet; im Bedarfsfall werden diese durch ande-
re Truppen verstärkt.

Mit einem Bereitschaftssystem der Wiederholungskurse leistenden Truppenkörper
der Genie- und Rettungstruppen (inkl. eines Sanitätselements) sowie der Infanterie
stellt die Armee die Durchhaltefähigkeit während einiger Wochen sicher.

Subsidiäre Sicherungseinsätze

Folgende subsidiäre Sicherungseinsätze kann die Armee innert Tagen leisten:

– Unterstützung der zivilen Behörden beim Personenschutz: Diese Aufgabe
kann durch mehrere Militärpolizeidetachemente (Berufsmilitär) gleichzeitig
und während mehrerer Wochen wahrgenommen werden.

– Rückführung von Schweizer Bürgern aus Krisengebieten: Die Armee ist in
der Lage, entsprechende Operationen mit dem Armeeaufklärungsdetache-
ment (Berufsmilitär) und mit Unterstützung der Luftwaffe (Lufttransport)
durchzuführen. Rückführungsoperationen erfolgen unter Einsatzverantwor-
tung des EDA, in Zusammenarbeit mit anderen Bundesstellen (namentlich
dem EJPD) und in der Regel in Kooperation mit ausländischen Streitkräften.
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Zu den subsidiären Sicherungseinsätzen, welche die Armee innert Wochen leisten
kann, zählen:

– Sicherstellung des Schutzes wichtiger Objekte oder Unterstützung des
Grenzwachtkorps beim Schutz der Landesgrenzen. Dazu stehen drei Militär-
polizeibataillone (Berufsmilitär/WK-Miliz) und zwei Infanteriekompanien
(Durchdiener) zur Verfügung. Mit dem gleichen Kräfteansatz können wäh-
rend Tagen mehrere Einsätze zum Personen- und Objektschutz, zum Schutz
von Konferenzen und internationalen Veranstaltungen, geleistet werden.

– Mit maximal zwei Militärpolizeibataillonen (Berufsmilitär) können zur
Unterstützung der zivilen Behörden mehrere Einsätze zur Abwehr schwer-
wiegender Bedrohungen der inneren Sicherheit gleichzeitig durchgeführt
werden.

– Mit mehreren Militärpolizeidetachementen (Berufsmilitär) können gleich-
zeitig mehrere Einsätze zum Personen- und Objektschutz durchgeführt wer-
den (Schutz wichtiger Persönlichkeiten und diplomatischer Vertretungen der
Schweiz im Ausland).

Die Einsätze werden bei Bedarf durch die Luftwaffe unterstützt. Wenn nötig, kann
die Durchhaltefähigkeit mit WK- und oder Reserveverbänden – insbesondere der
Infanterie – sichergestellt werden.

Die für subsidiäre Sicherungseinsätze vorgesehenen Verfügbarkeiten der Armee
werden im Lichte der Ergebnisse des Projekts «Überprüfung des Systems der inne-
ren Sicherheit der Schweiz» (USIS) überprüft und nötigenfalls angepasst.

Luftpolizeidienst

Die Luftwaffe leistet zur Wahrung der Lufthoheit und zur Kontrolle der Einhaltung
des international definierten Luftrechts subsidiäre Einsätze zu Gunsten des Bundes-
amtes für Zivilluftfahrt. Sie kann aus dem Stand mit einzelnen Kampfflugzeugen
oder bei länger dauernden Einsätzen während Monaten mit allen Mitteln die durch
Bundesrat und Parlament definierten Bedürfnisse erfüllen. Die Identifikation von
Luftfahrzeugen erfolgt in der Regel mit elektronischen Mitteln; die Fähigkeit zur
visuellen Identifikation von Luftfahrzeugen und zur allfälligen Intervention (inkl.
Gewaltandrohung und Waffeneinsatz) ist ebenfalls sichergestellt.

6.4 Querschnittsfunktionen

Nachrichtendienst

Gute Kenntnisse von Lage und Umwelt sind die Voraussetzung für militärisches
Handeln auf allen Stufen. Der Nachrichtendienst beschafft Informationen und wertet
diese zuhanden der Entscheidungsträger aus. Mit dieser Aufgabe eng verknüpft ist
der Gegennachrichtendienst.

Ein entscheidender Erfolgsfaktor ist die zeit- und stufengerechte Verfügbarkeit der
nachrichtendienstlichen Erkenntnisse für alle Entscheidungsträger. Auf Grund der
zunehmenden Dynamik des militärischen Geschehens werden dazu die hierarchisch
aufgebauten Strukturen durch eine umfassende horizontale und vertikale Vernetzung
ergänzt: Führungsstufen müssen sich bei Bedarf überspringen lassen. Der Nach-
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richtendienst der operativen Stufe kann beispielsweise nachrichtendienstliche Er-
kenntnisse, die für die Auftragserfüllung eines spezifischen Bataillons entscheidend
sind, diesem gleichzeitig wie der übergeordneten Brigade zur Verfügung stellen.

Der ständige Auslandnachrichtendienst wird vom Strategischen Nachrichtendienst
sichergestellt, der im zivilen Teil des VBS angesiedelt ist. Wegen der abgestuften
Bereitschaft ist er besonders wichtig: Die Aktivierung von Reserven und vor allem
der Aufwuchs bedürfen einer erheblichen Vorbereitungszeit. Der Strategische Nach-
richtendienst muss den Bundesrat rechtzeitig auf eine entsprechende Lageverände-
rung in unserem Umfeld aufmerksam machen.

Der Militärische Nachrichtendienst verfolgt die armeerelevante Lage in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Strategischen Nachrichtendienst. Wenn die Armee eingesetzt
wird, unterstützt er die militärische Führung in der Schweiz und im Ausland.

Der Luftwaffennachrichtendienst stellt den operativ-taktischen Nachrichtendienst
für den Einsatz der Luftwaffe sicher.

Die Truppe verfügt auf jeder Stufe bis und mit Truppenkörper über eigene Elemente
zur Nachrichtenbeschaffung und -auswertung.

Logistik

Unter Logistik versteht man das System von Prozessen und Diensten zur umfassen-
den Unterstützung von Streitkräften, bestehend aus der Truppengattung der Sanität
sowie Nachschub/ Rückschub, Instandhaltung, Verkehr und Transport, Infrastruktur.
Die Logistik hat den Auftrag, die Armee mit Leistungen zu versorgen, die für Ein-
satz und Ausbildung nötig sind. Es gilt das am Bedarf orientierte Bringprinzip. Die-
ses ermöglicht, die bereitgehaltene Gütermenge zu reduzieren und gleichzeitig die
Versorgungssicherheit zu erhöhen. Zudem können die Kampf- und Kampfunterstüt-
zungsverbände von Logistikaufgaben entlastet werden.

Die Logistik besteht aus sechs logistischen Teilprozessen, die über alle Lagen
grundsätzlich unverändert bleiben: Planungs- und Führungsprozess, die Kernprozes-
se Nach- und Rückschub, Instandhaltung, Sanität und die Unterstützungsprozesse
Verkehr und Transport sowie Infrastruktur. Verantwortung und Kompetenz für alle
Teilprozesse als gesamter Logistikprozess sind über alle Lagen, ohne Wechsel der
Verantwortlichkeiten, in derselben Hand.

Die Teilstreitkräfte und die Einsatzverbände aller Stufen verfügen über logistische
Elemente auf einer gemeinsamen Logistikbasis der Armee. Die Brigaden und Terri-
torialregionen erhalten im Einsatz auftragsorientiert zusammengestellte, bewegliche
Logistikelemente in Form eines oder mehrerer Logistikbataillone. Die Bataillone
sowie deren Einheiten verfügen je über organische Logistikelemente, die sich ge-
genseitig unterstützen und ergänzen.

Die gesamte Logistik umfasst vier Ebenen:

– die Einsatzlogistik in den Einheiten;

– die Einsatzlogistik in den Bataillonen;

– die direkte logistische Unterstützung in den Brigaden und Territorialregio-
nen (mobile Logistik);

– die logistische Unterstützung in der Armee (stationäre Logistik).



1007

Stufenmodell

         Abbildung 8

Die Logistikführung erfolgt über alle Lagen zentral. Sie hat die Finanzplanungs- und
Budgetkompetenz über alle Logistikbereiche der Armee. Der Unterstabschef Logis-
tik plant und steuert die betriebswirtschaftliche Logistikführung über die logistische
Bereitschaft und Durchhaltefähigkeit und setzt die militärischen und zivilen Logis-
tikmittel der Armee ein. Die zivilen Logistik- und Industriepartner, das Gewerbe,
das öffentliche Gesundheitswesen und die Armeelogistik arbeiten in allen Lagen zu-
sammen. Diese Kooperation muss bereits in der normalen Lage trainiert werden. Der
Unterstabschef Logistik koordiniert die Vergabe von Logistikleistungen an zivile
Leistungserbringer ausserhalb der Armeelogistik und optimiert nach militärischen
und betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten über alle Lagen die Leistungserbrin-
gung der militärischen und zivilen Partner.

Die Logistikbasis der Armee ist ab Start der Armee XXI innerhalb eines Zeitraumes
von etwa 5 bis 10 Jahren einschliesslich des Einsparpotenzials, der Umverteilung
und des Abbaus der personellen Ressourcen zu realisieren. Bis zur Ausgestaltung
des Logistiksystems Armee XXI erfüllen das Bundesamt für Betriebe des Heeres
und das Bundesamt für Betriebe der Luftwaffe nach den übergeordneten Vorgaben
die logistischen Aufgaben des Heeres bzw. der Luftwaffe weiter.

Informationskrieg

Die Aufrechterhaltung der Führungsfähigkeit und damit der Schutz vor Informa-
tionskrieg ist für die Funktionsfähigkeit der Armee von entscheidender Bedeutung
und Voraussetzung jeglicher Auftragserfüllung. Ein allfälliger Gegner wird ver-
suchen, diese Verwundbarkeit auszunützen und auf unsere Führungs- und Informa-
tionssysteme einzuwirken (in Netzwerke einzudringen, Daten aufzuklären, zu ver-
nichten oder zu manipulieren). Informationskriegführung nutzt überdies auch
herkömmliche militärische Mittel: die elektronische Störung oder auch physische
Zerstörung von Kommunikationslinien, Führungs- und Informationssystemen sowie
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von Systemen, die deren Funktion aufrechterhalten (z.B. Stromversorgung). Beim
Informationskrieg geht es in erster Linie darum, die Führung des Gegners auf allen
Stufen derart zu beeinträchtigen, dass er seinen Auftrag nicht mehr erfüllen kann
und im besten Fall ungewollt im Sinne des Angreifers handelt.

Der Schutz vor physischer Zerstörung wichtiger informationstechnologischer Kom-
ponenten ist vor allem im Rahmen des Auftrags Raumsicherung und Verteidigung
von Bedeutung und erfolgt im Rahmen herkömmlicher militärischer Aufgaben (vom
Objektschutz bis zur Luftverteidigung). Gegen Angriffe auf Netzwerke, die grund-
sätzlich in jeder Lage und im Zusammenhang mit allen Armeeaufträgen erfolgen
können, sind aber neue Schutzvorkehrungen notwendig. Von entscheidender Be-
deutung ist dabei, die Schwächen der eigenen Netzwerke zu kennen. Dazu braucht
es Spezialisten, die auf die eigenen Systeme angesetzt werden können, um so deren
Verwundbarkeit ausfindig zu machen. Die Schaffung einer solchen Fähigkeit ist
Voraussetzung, um die eigenen Netzwerke wirksam zu schützen. Die Armee muss
sich aber auch darauf vorbereiten, dass der Schutz versagen könnte. Die Führungs-
tätigkeit muss daher in einem durch Informationskriegführung beeinträchtigten
Umfeld auf allen Stufen trainiert werden.

In der Kriegführung ist ein rein defensives Verhalten selten erfolgreich. Die Armee
muss deshalb in der Lage sein, im Rahmen der Informationskriegführung offensiv
vorzugehen. Sie wird dazu vorerst nur über punktuelle Fähigkeiten verfügen, bei-
spielsweise mit Mitteln zur Störung der gegnerischen Kommunikation. Längerfristig
müssen die offensiven Möglichkeiten jedoch verbessert werden. Die Kernfähigkeit
wird aber in jedem Fall die Aufrechterhaltung der Führungsfähigkeit bleiben.

7 Prozesse und Strukturen

7.1 Hauptprozesse der Armee

Damit die Armee die von ihr geforderten Leistungen erbringen kann, sind folgende
Hauptprozesse nötig: die beiden Führungsprozesse für Daueraufgaben und für spe-
zifische Aufträge, der Kernprozess «Erbringung der Einsätze» und Unterstützungs-
prozesse.
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Hauptprozesse zur Leistungserbringung der Armee

         Abbildung 9
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Daueraufgaben

Die Prozesskette Daueraufgaben dient dazu, die Grundbereitschaft sicherzustellen,
von der aus die Einsatzbereitschaft erstellt werden kann. Die Grundbereitschaft er-
gibt sich aus den Vorgaben von Bundesverfassung und SIPOL B 2000. Sie ist unab-
hängig von einem spezifischen Auftrag und permanent aufrechtzuerhalten.

Spezifische Aufträge

Die Prozesskette Spezifische Aufträge dient dazu, ausgehend von der Grundbereit-
schaft die Einsatzbereitschaft für einen konkret anstehenden Auftrag zu erreichen.
Der Planungsprozess der militärischen Aktion führt zum Operationsplan. Dieser be-
schreibt, wie die Armee diesen konkreten Auftrag erfolgreich lösen soll. Aus dem
Operationsplan werden die Vorgaben für die Einsatzbereitschaft der benötigten
Mittel abgeleitet.

Die Einsatzbereitschaft unterscheidet sich grundsätzlich von der Grundbereitschaft.
Wenn ein spezifischer Auftrag vorliegt, wird sie auf Grund der Vorgaben aus dem
Operationsplan definiert. Die Einsatzbereitschaft basiert auf den in der Grundbereit-
schaft vorhandenen Mitteln und wird durch zusätzliche Ausbildung, Bereitstellung
von angepasstem Material etc. erreicht. Die Unterscheidung zwischen Grundbereit-
schaft und Einsatzbereitschaft ist für das Verständnis der Armee von fundamentaler
Bedeutung.
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Die Struktur der Armee entspricht einer Grundgliederung. Sobald ein spezifischer
Auftrag vorliegt, der die Einsatzbereitschaft der Armee oder von Teilen derselben
verlangt, werden die Brigaden und Territorialregionen auftragsspezifisch gegliedert.
Aus der Grundgliederung entsteht dann die Einsatzgliederung.

Prozessmodell der Armee

       Abbildung 10
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Kernprozess Erbringung von Einsätzen

Die Erbringung von Einsätzen führt von den Mitteln der Armee zu den geforderten
konkreten Einsätzen. Sie umfasst:

– Das Erstellen der Grundbereitschaft: Auf Grund der Vorgaben des General-
stabes wird die Grundbereitschaft durch die Teilstreitkräfte erstellt. Das Heer
verfügt dazu über die Lehrverbände sowie über die Brigade- und Territorial-
regionenstäbe, die Luftwaffe über Lehrverbände und Flugplatzkommandos.

– Das Erstellen der Einsatzbereitschaft: Sobald ein spezifischer Auftrag vor-
liegt, erarbeitet der Führungsstab der Armee einen Operationsplan. Dieser
erlaubt den Kommandanten der Teilstreitkräfte, die Einsatzbereitschaft zu
erstellen.

– Den Einsatz: Der Führungsstab der Armee führt die Umsetzung des Opera-
tionsplans durch die Teilstreitkräfte.

Unterstützungsprozesse

Mit den Unterstützungsprozessen wird sichergestellt, dass die für die Kernprozesse
notwendigen Ressourcen (Personal, Material, Infrastruktur, Finanzen) zur Verfü-
gung stehen.
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7.2 Armeeführung

Chef der Armee

Der Chef der Armee ist für die Entwicklung und Führung der Armee verantwortlich.
Er ist dem Chef VBS unterstellt, der die politische Verantwortung wahrnimmt. Der
Chef der Armee führt die beiden Teilstreitkräfte Heer und Luftwaffe, die Höhere
Kaderausbildung und den Generalstab und verfügt dazu über einen persönlichen
Stab. Er hat den Grad eines Korpskommandanten und ist nicht mit dem erst in
Kriegszeiten vom Parlament zu wählenden Oberbefehlshaber zu verwechseln. Damit
werden klare Führungsverhältnisse und Verantwortlichkeiten geschaffen und das
Primat der Politik gestärkt.

Führung der Armee

       Abbildung 11
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Vergleich Chef der Armee – Oberbefehlshaber

       Abbildung 12

Chef der Armee Oberbefehlshaber
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Unterstellung unter Chef VBS Unterstellung unter Bundesrat

Generalstab

Der Generalstab ist für folgende Daueraufgaben zuständig: Doktrinentwicklung, Er-
arbeitung der Vorgaben für die Grundbereitschaft, Unternehmensentwicklung (mit-
tel- und längerfristige Entwicklung der Armee) und Unternehmensführung. Er leitet
aus den sicherheitspolitischen Vorgaben die militärstrategischen Folgerungen ab.

Der Führungsstab der Armee ist Teil des Generalstabes. Er ist das permanente Füh-
rungsinstrument der Armee auf operativer Stufe und setzt militärstrategische Vorga-
ben in Operationen um. Er nimmt folgende Aufgaben wahr: Umsetzung des politi-
schen Auftrages in militärische Aktionen, Vorgaben für die Einsatzfähigkeit der
Armee und deren Steuerung, Planung und Führung der Armeeeinsätze.

Höhere Kaderausbildung

Die Höhere Kaderausbildung umfasst das Armeeausbildungszentrum, die Militäri-
sche Führungsschule an der ETH Zürich, die Generalstabsschule sowie die Be-
rufsunteroffiziersschule der Armee. Es stellt für Heer und Luftwaffe die höhere Ka-
derausbildung, die Aus- und Weiterbildung des militärischen Personals sowie die
Zusammenarbeit mit in- und ausländischen militärischen und zivilen Hochschulen
sicher.

7.3 Teilstreitkräfte

Die Armee besteht aus den zwei Teilstreitkräften Heer und Luftwaffe. Auf die Bil-
dung einer dritten Teilstreitkraft «Territorialtruppen» wird verzichtet: Als Teilstreit-
kraft strukturierte und organisierte Territorialtruppen binden zu viele Ressourcen,
verunmöglichen eine echte teilstreitkräfteübergreifende Führung und schaffen zu-
sätzlichen Koordinationsaufwand im Raumsicherungs- und Verteidigungseinsatz.
Die Truppenkörper des Heeres bleiben jedoch über die Rekrutierung, die dezentrale
geografische Verteilung der Kommandostellen und die Unterstellung bzw. Zuwei-
sung der Bataillone und Abteilungen regional verankert. Neben den Brigaden und
Territorialregionen werden in beiden Teilstreitkräften Lehrverbände gebildet. Diese
sind grundsätzlich für die Ausbildung des Heeres und der Luftwaffe verantwortlich.

Heer und Luftwaffe bilden Ausbildungssysteme, die nach den Bereitschaftsvorgaben
des Chefs der Armee ihre Stäbe und Truppen ausbilden. Die Kommandanten der
Teilstreitkräfte regeln den Rhythmus der Wiederholungskurse bei Brigaden und
Lehrverbänden und stellen ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Stabsausbildung,
Truppenübungen und WK-Vorbereitung/-Durchführung sicher.
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7.4 Heer

Kommandant Heer

Der Kommandant Heer trägt die Gesamtverantwortung für die Teilstreitkraft Heer.
Ihm unterstellt sind der Chef Heereseinsatz, die Kommandanten der vier Territorial-
regionen und der Ausbildungschef des Heeres.

Heer

       Abbildung 13

Chef Heereseinsatz – Brigaden

Der Chef Heereseinsatz ist dem Kommandant Heer unterstellt und für Führung und
Ausbildung sämtlicher unterstellter Brigaden verantwortlich.

Aus den Bataillonen und Abteilungen des Heeres (inkl. der Reserve) lassen sich bei
Bedarf vier Infanteriebrigaden, zwei Gebirgsinfanteriebrigaden, zwei Panzerbriga-
den, eine Logistikbrigade und vier Territorialregionen bilden. Den Brigaden des
Heeres werden in der Grundstruktur nach regionalen Kriterien Bataillone/Abtei-
lungen unterstellt, um das Gefecht der verbundenen Waffen zu schulen. Im Hinblick
auf einen Einsatz können diese Brigaden angepasst werden, indem Elemente hinzu-
gefügt bzw. weggenommen werden.

Im Einsatz kann der Chef Heereseinsatz mehrere Kampfbrigaden führen. Die Briga-
dekommandos führen im Rahmen der Raumsicherung und Verteidigung Kampfbri-
gaden. Die Brigadestäbe bestehen grundsätzlich aus Milizangehörigen.
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Grundgliederung der Brigaden des Heeres

       Abbildung 14
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Die Brigaden sind für die Ausbildung der unterstellten Bataillone/Abteilungen in
der Einsatzführung (Schulung in Stabs-, Stabsrahmen- wie in Truppenübungen) und
in enger Zusammenarbeit mit den Lehrverbandskommandanten für die Kaderaus-
wahl in ihren unterstellten Bataillonen/Abteilungen verantwortlich und erstellen
nach Vorgaben der Teilstreitkraft die Einsatzbereitschaft. Sie werden vom Chef
Heereseinsatz oder vom Führungsstab der Armee beübt, um die Grundbereitschaft
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sicherzustellen, und nehmen mit Teilen oder mit allen unterstellten Bataillonen/Ab-
teilungen an Truppenübungen unter Leitung des Chefs Heereseinsatz oder des Füh-
rungsstabes der Armee teil.

Die Logistikbrigade führt die Verbandsausbildung und den Einsatz der mobilen und
stationären Logistikbataillone, der mobilen Spitalbataillone, der Spitalbataillone, der
Sanitätslogistikbataillone, der Verkehrs- und Transport- sowie der Infrastrukturba-
taillone.

Territorialregionen

Die vier Territorialregionen

       Abbildung 15
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Die Territorialregionen sind das regionale Bindeglied zu den Kantonen und ver-
fügen über das spezifische Wissen für Einsätze in ihrem Raum (z.B. für die Bewa-
chung von Objekten). Sie bestehen aus einem Milizstab, haben jedoch keine per-
manent unterstellten Truppen. Im Rahmen der Grundbereitschaft können ihnen
Bataillone/Abteilungen für die Ausbildung zugewiesen werden. Die Territorial-
regionen führen die subsidiären Armeeeinsätze im Inland. Im Weiteren können sie
in Raumsicherung und Verteidigung mit dazu unterstellten Verbänden für Operatio-
nen zum Schutz der Bevölkerung, der Infrastruktur und des rückwärtigen Operati-
onsraumes eingesetzt werden.

Ausbildungschef des Heeres – Lehrverbände

Der Ausbildungschef des Heeres trägt die Verantwortung für die ihm unterstellten
acht Lehrverbände. Er definiert auf Grund der Vorgaben zur Grundbereitschaft zu-
sammen mit den Lehrverbänden die Standards der Truppengattungen und stellt eine
einheitliche Leistungsüberprüfung der Verbandsausbildung bis Stufe taktische Ein-
heit bzw. Bataillon/Abteilung bei der Artillerie und der Führungsunterstützung
sicher.
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Die Lehrverbände verfügen über das Gros von Berufs- und Zeitmilitär sowie über
Milizangehörige. Die Kommandanten der Lehrverbände sind verantwortlich für eine
einheitliche Ausbildung der Truppe und des Kaders ihrer Truppengattung. Dank der
Verlängerung auf 21 Wochen kann die Verbandsausbildung bis Stufe taktische Ein-
heit (im Ausnahmefall bis Bataillon/Abteilung z.B. bei der Artillerie oder der Füh-
rungsunterstützung) betrieben werden.

Die Lehrverbände stellen mit ihren Versuchsstäben sicher, dass die Einsatzstandards
bis Stufe Truppenkörper, die Kaderausbildung und die Ausbildung der Bataillone
(WK beim Lehrverband) technologisch à jour bleiben. Sie sind für die Einführung
neuer Systeme und Verfahren verantwortlich. Weiter stellen sie die Alimentierung
der Truppengattung mit genügend Kader sicher und werden für Vorschläge der hö-
heren Kader (ab Einheitskommandant) für nicht unterstellte Bataillone/Abteilungen
ihrer Truppengattung konsultiert.

Gliederung der Lehrverbände des Heeres

       Abbildung 16
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– Der Lehrverband Führungsunterstützung bildet die Hauptquartierbataillone,
die Führungsunterstützungsbataillone der Brigaden und der Territorialregio-
nen (Grundausbildung), Übermittlungs-, Richtstrahlbataillone und Bataillo-
ne der Elektronischen Kriegführung aus.

– Die beiden Infanterielehrverbände führen die allgemeine Grundausbildung,
die Funktionsgrundausbildung sowie die Verbandsausbildung der Infanterie
durch. Ihnen unterstellt sind: die Zentrale Gebirgskampfschule (ZGKS, mit
unterstellter Gebirgsspezialistenabteilung), alle Durchdiener der Infanterie
sowie die Militärmusik. Auf eine spezielle Territorialinfanterie wird verzich-
tet; die Fachkompetenz der Schutzinfanterie wird in die Grundausbildung
der Infanterie integriert. In der gegenüber der Armee 95 verlängerten Grund-
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ausbildung wird die Infanterie für Schutz- und Kampfaufgaben ausgebildet;
ein Teil erhält eine Gebirgsausbildung.

Grenadierformationen führen komplexe militärische Aktionen durch. Die
Reorganisation sieht eine Anpassung der Kapazitäten und Strukturen der
heutigen Infanteriegrenadierformationen vor. Es geht darum, den Bestand
von ca. 6700 auf 2500 zu reduzieren, eine zentrale Führung und Ausbildung
zu ermöglichen und eine minimale professionelle Kapazität aufzubauen. Der
Grossteil sind Miliztruppen, die primär im Rahmen des Auftrages Raumsi-
cherung und Verteidigung zum Einsatz gelangen.

Das Kommando Grenadiere besteht aus einer Ausbildungskompanie und
dem Grenadierregiment, das folgendermassen gegliedert ist:

Der Regimentsstab und die Regimentsstabskompanie stellen die Führung der
unterstellten Verbände sicher. Mit einem Führungselement, das sich perma-
nent in Bereitschaft befindet, unterstützen sie den Führungsstab der Armee
bereits in der normalen Lage. Das Armeeaufklärungsdetachement, bestehend
aus multifunktional einsetzbarem Berufspersonal, kann kurzfristig u.a. für
die Beschaffung von Schlüsselinformationen, Rettung und Rückführung von
Schweizer Bürgern bei gravierender Bedrohung im Ausland sowie Schutz
eigener Truppen und Personen eingesetzt werden. Die drei Grenadierba-
taillone sind leichte Infanterieverbände (Miliz), die für offensive Operatio-
nen sowie für Kampfeinsätze wie z.B. Angriffe zur Lähmung oder Zerstö-
rung von Zielen strategischer oder operativer Bedeutung, Unterbrechen von
Kommunikationen und Beschaffung von Schlüsselinformationen eingesetzt
werden.

– Der Panzerlehrverband führt die allgemeine Grundausbildung, die Funk-
tionsgrundausbildung sowie die Verbandsausbildung der Panzertruppen und
der Aufklärung durch. Die Radfahrerregimenter und die Panzerbataillone
der Felddivisionen werden aufgelöst.

– Der Artillerielehrverband führt die allgemeine Grundausbildung, die Funk-
tionsgrundausbildung sowie die Verbandsausbildung der mobilen und der
Festungsartillerie durch. Die nicht kampfwertgesteigerten Panzerhaubitzen-
abteilungen und Teile der Festungsartillerie werden aufgelöst.

– Der Genie-/Rettungs-/ABC-Lehrverband bildet die Panzersappeur-, die
Genie-, die Pontonier- und die Katastrophenhilfebataillone, die ABC-
Spezialisten, die Fliegergeniekompanien und die Ingenieurstäbe aus. Er
verfügt über drei gestaffelt im Dienst stehende Katastrophenhilfebereit-
schaftskompanien und ein ABC-Einsatzdetachement (Berufsmilitär und
Durchdiener).

– Der Logistiklehrverband führt die allgemeine Grundausbildung, die Funk-
tionsgrundausbildung sowie die Verbandsausbildung der Truppengattungen
Nachschub/Rückschub, Instandhaltung, Sanität, Verkehr und Transport, In-
frastruktur für die gesamte Armee durch. Im Kompetenzzentrum Armeetiere
werden Pferde (3–4 Trainkolonnen) und Hunde für subsidiäre Einsätze zur
Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren ausgebildet und zur
Verfügung gehalten.
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– Der Lehrverband Militärische Sicherheit ist eine professionelle, militärische
Organisation, die Kriminal-, Sicherheits- und Schutzaufgaben zu Gunsten
der Armee erfüllt. Sie entsteht aus der Zusammenlegung der heutigen Militä-
rischen Sicherheit mit den Sicherheitszügen des Festungswachtkorps
(FWK). Die Einsatzelemente der Militärischen Sicherheit sind nach wie vor
«Elemente der ersten Stunde», die nach kurzer Vorbereitung im In- und
Ausland eingesetzt werden können. Sie können selbstständig zu Gunsten der
Armee oder auf Anfrage der zivilen Behörden subsidiär eingesetzt werden
und sollen die polizeilichen Mittel in keinem Fall konkurrenzieren. Sie kön-
nen nicht als eigentliche Bundespolizeireserve bezeichnet werden.

Um die Führung und Ausbildung der gesamten Militärischen Sicherheit si-
cherzustellen, verfügt diese über ein eigenes Kompetenzzentrum. Um die
kriminal- und sicherheitspolizeilichen (inklusive verkehrspolizeilichen) Auf-
gaben – wie schon in der Armee 95 – abzudecken, werden Angehörige des
Festungswachtkorps umgeschult und in einem Bataillon (ca. 250 Angehö-
rige der Armee) mit vier raumgebundenen Territorialmilitärpolizeikompa-
nien eingeteilt.

Für subsidiäre oder selbstständige sicherheitspolizeiliche Einsätze im In-
und Ausland werden zwei Militärpolizeibataillone (je ca. 250 Angehörige
der Armee, Berufspersonal) gebildet. Damit können eine ständige Bereit-
schaft mindestens eines Bataillons sichergestellt werden bzw. zwei räumlich
getrennte Einsätze durchgeführt werden. Diese Bataillone können bei Bedarf
durch das Militärpolizeibataillon der Miliz verstärkt werden.

Um die Bedürfnisse des Bundes an Personenschutz im In- und Ausland ab-
zudecken, wird ein aus Berufspersonal bestehendes Schutzdetachement (ca.
40 Angehörige der Armee) gebildet. Das heutige Schutzdetachement des
Bundesrates, bestehend aus Angehörigen der zivilen Polizeikorps, bleibt als
Organisation bestehen, um die Fachkompetenz und die Durchhaltefähigkeit
zu erhalten.

Um den heute knappen personellen Ressourcen der zivilen Polizeikorps
Rechnung zu tragen, wird der Bestand an Militärpolizisten zu deren Gunsten
markant reduziert. Die Erhöhung des Bestandes an Sicherheitspersonal wird
durch die Verlagerung von bereits existierenden Stellen des FWK (Instand-
haltung) zu Gunsten der Militärischen Sicherheit erreicht. Anpassungen kön-
nen im Rahmen des Projektes USIS vorgenommen werden.

7.5 Luftwaffe

Kommandant Luftwaffe

Der Kommandant Luftwaffe trägt die Gesamtverantwortung für die Teilstreitkraft
Luftwaffe. Ihm unterstellt sind der Chef Luftwaffeneinsatz und der Ausbildungschef
der Luftwaffe.
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Luftwaffe

       Abbildung 17

Chef Luftwaffeneinsatz

Die Teilstreitkraft Luftwaffe ist in der Lage, mehrere Geschwader mit Kampfflug-
zeugen, Helikoptern und Transportflugzeugen sowie Fliegerabwehrabteilungen ein-
zusetzen. Letztere können zu Kampfgruppen zusammengefasst werden. Der Chef
Luftwaffeneinsatz trägt die Verantwortung für die Führung der ihm für einen kon-
kreten Einsatz unterstellten Verbände der Luftwaffe. Er verfügt über die zentrale
Führungsorganisation, die notwendigen Einsatzmittel und die dazu gehörige Infra-
struktur sowie die ständig betriebenen Führungseinrichtungen.

Ausbildungschef der Luftwaffe

Der Ausbildungschef der Luftwaffe trägt die Verantwortung für die ihm unterstellten
Lehrverbände.
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Grundgliederung der Brigaden der Luftwaffe

       Abbildung 18
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Der Lehrverband Führungsunterstützung der Luftwaffe bildet die Truppen der mo-
bilen und stationären Radarabteilungen, der Richtstrahl- und der Übermittlungs-
abteilung, der Elektronischen Aufklärungsabteilung, der Luftwaffennachrichten-
sowie der Armeewetterabteilung aus.

Der Fliegerlehrverband bildet die Truppen zur Bildung von Geschwadern mit
Kampfflugzeugen, Helikoptern und Transportflugzeugen sowie von entsprechenden
Einheiten für die Instandhaltung aus. Zusätzlich trägt er die Ausbildungsverantwor-
tung für die Drohnenabteilung und die Fallschirmaufklärerkompanie.

Der Fliegerabwehrlehrverband bildet die Mobilen und die Leichten Fliegerabwehr-
lenkwaffenabteilungen, die Mittleren Fliegerabwehrabteilungen sowie die Kampf-
gruppenstäbe aus.

8 Ausbildung

8.1 Ausbildungsziele und -grundsätze

Ziel der militärischen Ausbildung ist die Einsatzfähigkeit. Gemessen wird ihre Qua-
lität u.a. durch den Vergleich mit internationalen Standards und ihre Glaubwürdig-
keit in der Truppe und in der Bevölkerung. Die Ausbildungsinhalte orientieren sich
grundsätzlich an der Kernfähigkeit der Armee. Wer die Fähigkeit zum Kampf
beherrscht, ist mit einer einsatzorientierten Ausbildung auch befähigt, Beiträge zur
internationalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung sowie subsidiäre
Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren zu leisten. Die
Ausbildungsinhalte der Durchdiener orientieren sich an den Anforderungen der sub-
sidiären Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren.
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Die Ausbildungsführung umfasst die Vorgaben zu Ausbildungsgrundsätzen und
Ressourcen, teilstreitkräfte- und truppengattungsspezifische Ausbildungsziele und
-inhalte, didaktisch-methodische, organisatorische und dienstbetriebliche Belange
sowie Controlling.

Die Ausbildung wird über drei Stufen geführt: Armee, Teilstreitkräfte und Lehrver-
bände bzw. Brigade- und Territorialregionenkommandos: Der Chef der Armee legt
den teilstreitkräfteübergreifenden Aufgaben- und Zielkatalog sowie die Vorgaben
für die Grundbereitschaft fest und leitet die Ausbildung der Stäbe, die teilstreitkräf-
teübergreifende Aufgaben zu erfüllen haben. Die Teilstreitkräfte sind für die trup-
pengattungsübergreifende Ausbildung zuständig. Die Lehrverbände sind für die
truppengattungsspezifische Einzel- und Verbandsausbildung verantwortlich. Die
Kommandos der Brigaden und Territorialregionen konzentrieren sich auf die Ver-
bandsschulung.

Erhöhte Anforderungen an die Handhabung moderner Waffentechnologie, an den
Selbstschutz des Einzelnen und des Verbandes und an die Führung der Stufe
taktische Einheit erfordern eine wesentliche Verlängerung der Grundausbildung.
Mit einer Rekrutenschule von 21 Wochen kann das Ausbildungsziel der Schulung
der taktischen Einheit erreicht werden, nicht jedoch die ganze Einsetzbarkeit für
unterschiedliche Aufgaben. In den Wiederholungskursen wird die Ausbildung im
Gefecht der verbundenen Waffen so aufgebaut, dass im Wechsel zur Ausbildung der
Bataillone/Abteilungen und zur Einführung von neuem Material periodisch Briga-
deübungen stattfinden können.

Daraus leitet sich ab:

– Die Rekrutenschule dauert 21 Wochen und wird von Berufs- und Zeitmilitär
geleitet.

– Die Kaderausbildung ist auf die Einsatzplanung und -führung der Verbände
ausgerichtet.

– In den jährlichen Wiederholungskursen steht die Verbandsausbildung und
das Gefecht der verbundenen Waffen im Zentrum.

– Neue Informations- und Kommunikationstechnologien (Digital Training)
und Simulatoren werden verstärkt genutzt.

8.2 Ausbildungsorganisation

Der Generalstab definiert die teilstreitkräfteübergreifende Doktrin von Heer und
Luftwaffe. Die Kommandanten der Teilstreitkräfte Heer und Luftwaffe setzen diese
Doktrinvorgaben für die Ausbildung in den Territorialregionen, Brigaden und Lehr-
verbänden um.

Der Kommandant Heer stellt durch den Chef Heereseinsatz die Ausbildung der Bri-
gade- und Territorialregionenstäbe sicher. Der Kommandant Luftwaffe stellt durch
den Chef Luftwaffeneinsatz die einsatzbezogene Ausbildung der ihm unterstellten
Formationen sicher.
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Die Kommandanten von Brigaden stellen die Ausbildung im Gefecht der verbunde-
nen Waffen ihrer unterstellten Bataillone/Abteilungen sicher. Die Kommandanten
von Territorialregionen schulen Stäbe und Verbände im Raumsicherungseinsatz
und in subsidiären Einsätzen.

Die Ausbildungschefs Heer/Luftwaffe stellen die unité de doctrine in der Ausbildung
der Lehrverbände sicher, machen Vorgaben für die Erarbeitung der Standards sowie
für die truppengattungsübergreifende Ausbildung.

Die Kommandanten der Lehrverbände stellen die Ausbildung der taktischen Einheit
in der Grundausbildung sicher und erstellen und überprüfen im Auftrag der Kom-
mandanten Heer und Luftwaffe die Grundbereitschaft der Bataillone/Abteilungen
ihrer Truppengattung. Die Lehrverbände basieren grundsätzlich auf der zugewiese-
nen Infrastruktur und verfügen über eine gewisse Autonomie in den Bereichen trup-
pengattungsspezifische Ausbildung, Personalmanagement, Logistik und Finanzen.
Sie werden nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen geführt. Die Kommandanten
der Lehrverbände tragen grundsätzlich die Verantwortung für ihre Truppengattung
und verfügen über die nötige Handlungsfreiheit, um die geforderte Leistung zu er-
bringen.

Die Bataillons-/Abteilungskommandanten stellen die Grundbereitschaft der unter-
stellten Einheiten sicher.

Kompetenzzentren

Kompetenzzentren sind zum Beispiel das Nationale Zentrum für ABC-Abwehr, die
Zentrale Gebirgskampfschule, das Kompetenzzentrum Armeetiere (Pferde und Hun-
de), die Militärmusik und ein Zentrum für die Vorbereitung von Einsätzen zur inter-
nationalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung. Sie sind teilstreitkräfte-
übergreifend für die Ausbildung und die Entwicklung der Einsatzgrundsätze eines
Dienstzweiges, Dienstes, Fachbereichs oder besonderer Formationen verantwortlich
und dienen als permanente Ansprechstellen für Partnerorganisationen im In- und
Ausland.

8.3 Militärische Grundausbildung

Technisch anspruchsvolle Geräte und Systeme erlauben und erfordern eine Verrin-
gerung der Truppendichte auf dem modernen Gefechtsfeld. Diese Entwicklung
erhöht die waffentechnischen Anforderungen an den Soldaten und dessen Verant-
wortung. Ein Fehlverhalten eines Einzelnen kann sich sehr viel nachteiliger als
früher auf die Sicherheit von Menschen – Truppen und Zivilbevölkerung gleicher-
massen – und Material auswirken.

Die Angehörigen der Armee müssen die ihnen anvertrauten Waffen und Geräte vor
Beginn der Verbandsausbildung einsetzen können. Auf dieser Grundlage kann sich
die Verbandsausbildung auf die Einsatzschulung und das Zusammenwirken der ein-
zelnen Systeme konzentrieren.

Erfahrungen zeigen, dass moderne Waffensysteme und Geräte bedeutend mehr Zeit,
nicht nur für die Ausbildung im Verbund, sondern auch für die Instandhaltung und
das Aufrechterhalten der Grundbereitschaft in Anspruch nehmen.
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Rekrutenschulen

In der Rekrutenschule, die frühestens nach vollendetem 18. Altersjahr absolviert
werden kann, geht es darum, die Grundbereitschaft der taktischen Einheit zu errei-
chen, weil erst auf dieser Stufe Kampf, Kampfunterstützung und Logistik vereint
trainiert werden und diese für die Erfüllung aller Aufgaben nötig sind. Dazu sind
drei aufeinander aufbauende Ausbildungsperioden notwendig:

– In der Allgemeinen Grundausbildung (AGA) von ca. fünf Wochen erwirbt
der Rekrut militärisches Grundwissen. Er wird befähigt, seine persönliche
Waffe einzusetzen sowie sich und seine Kameraden zu schützen. Die AGA
hat für die ganze Armee denselben Ausbildungsinhalt, indessen können
Leistungsklassen gebildet werden.

– In der Funktionsgrundausbildung (FGA) von ca. acht Wochen wird der
Rekrut zum Spezialisten an Systemen seiner Truppengattung ausgebildet,
die im Trupp oder in der Gruppe eingesetzt werden. Diese Kampf- oder Ein-
satzgruppen sind die notwendigen Bausteine für die Verbandsausbildung.
Für technische Truppengattungen kann die Dauer der FGA zu Lasten der
VBA verlängert werden.

– In der Verbandsausbildung (VBA) von acht Wochen geht es um das Zu-
sammenführen von Kampf- und Einsatzgruppen zu Zügen und taktischen
Einheiten. Nach dem Erlernen von gefechtstechnischem Standardverhalten
werden die Züge zu einer Einheit zusammengeführt. Mittels Einsatzübungen
erreichen Züge und taktische Einheiten die Grundbereitschaft. In der Ver-
bandsausbildung muss sich der einzelne Soldat als Teil eines Ganzen verste-
hen und seine Aufgabe im Gesamtrahmen erfüllen.

Die Dynamisierung des Gefechtsfeldes erfordert eine gegenüber früher verbesserte
Fähigkeit, den Verband mit eigenen Mitteln zu schützen, sowie das Beherrschen der
Stufe taktische Einheit am Ende der Grundausbildung. Gleichzeitig verlangt die
Verkleinerung der Armee danach, dass verschiedene Funktionen zusammengefasst
und die Angehörigen der Armee polyvalenter ausgebildet werden.

Mit einer Grundausbildungsdauer von 21 Wochen kann diesen Forderungen nur be-
dingt Rechnung getragen werden. Zur Sicherstellung der Grundbereitschaft von
WK-Verbäden mit Milizkadern wird damit die taktische Einheit zur minimal zu er-
reichenden Ausbildungsstufe am Ende der Grundausbildung. Aus rein militärischer
Sicht wäre eine Dauer der Rekrutenschule von 24 Wochen angezeigt. Um innerhalb
von 21 Wochen die gesetzten Ausbildungsziele zu erreichen, müssen Ausbildungs-
inhalte in der Allgemeinen Grundausbildung gestrichen werden. Dadurch verringert
sich – gegenüber einer RS-Dauer von 24 Wochen – die Grundbereitschaft, was zur
Konsequenz hat, dass sich der Zeitraum verlängert, der ausgehend von der Grundbe-
reitschaft zur Erreichung der Einsatzfähigkeit nötig ist.

Jährlich beginnen für das Gros der Truppengattungen gestaffelt drei Rekrutenschu-
len mit möglichst ausgeglichenen Beständen. Das ist erforderlich, damit die Schulen
und Wiederholungskurse, die Kaderausbildung und der Einsatz der Durchdiener
aufeinander abgestimmt werden können. Damit ist auch eine weitgehend unter-
bruchsfreie Kadergrundausbildung möglich. Ausserdem ist, gerade für subsidiäre
Einsätze, die Durchhaltefähigkeit mit Durchdienern sichergestellt. Schliesslich las-
sen sich die Ausbildungsressourcen (Personal, Infrastruktur) gleichmässig über das
Jahr auslasten.



1024

Gewisse Spezialisten (z.B. Piloten, Instandhaltungsspezialisten für technisch an-
spruchsvolle Systeme, Grenadiere) benötigen eine längere Grundausbildung. Sie ab-
solvieren, unter Anrechnung an die Gesamtdienstleistungspflicht, zusätzliche Fach-
kurse.

In begründeten Fällen ist ein Unterbruch frühestens vor dem Verbandsausbildungs-
block möglich.

Die in der Rekrutenschule ausgebildete taktische Einheit ist die Basis für die Aus-
bildung weiterer Verbandsstufen in den Wiederholungskursen. Das Zusammenwir-
ken von Einheiten ist primär eine Führungsaufgabe der Kader. Diese werden in den
entsprechenden Lehrgängen und in Stabsübungen darauf vorbereitet.

Das Durchdienermodell mit drei Starts pro Jahr ermöglicht Einsätze jeweils in den
letzten ca. vier Monaten der Durchdiener-Rekrutenschule. Zusammen mit den Be-
reitschaftstruppen, bestehend aus WK-leistenden Truppenkörpern, kann so die
Durchhaltefähigkeit für existenzsichernde Einsätze sichergestellt werden.

Dreistartmodell – Einsatzmodell der Durchdiener

       Abbildung 19
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Mannschaftsfunktionen

Nach der Allgemeinen Grund- und Funktionsgrundausbildung werden alle Rekruten
zu Soldaten befördert. Im Verlauf der militärischen Grundausbildung werden geeig-
nete Angehörige der Armee, die weder eine Unteroffiziers- noch Offiziersausbildung
absolvieren, für spezielle Funktionen mit erhöhter Verantwortung ausgebildet (z.B.
Gruppenführerstellvertreter, Material- und Munitionschef). Nach erfolgter Ausbil-
dung wird ihnen ein neuer Grad verliehen.
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8.4 Kaderausbildung

Das Schwergewicht in der Ausbildung des Kaders liegt in der Verbandsführung.

Alle Rekruten starten mit der Allgemeinen Grundausbildung. Die Selektion für eine
Kaderfunktion erfolgt nach 7 Wochen. In Offiziers- bzw. Unteroffiziersschulen wer-
den alle Kader im Hinblick auf ihre Funktion ausgebildet. Neben der Vermittlung
der Grundlagen von Führung werden Taktik sowie allgemeine Kenntnisse und trup-
pengattungsspezifisches Können vermittelt. Zwischen den Unteroffiziers- und Offi-
ziersausbildungen besteht eine Durchlässigkeit.

Der Praktische Dienst für Kader konzentriert sich auf die führungsrelevante Phase
der Funktionsgrundausbildung bzw. der Verbandsausbildung. Hier festigen und
vertiefen die Kader als Führer ihres Verbandes das gelernte Können und Wissen in
der Menschenführung, in der Einsatzplanung und -führung sowie in der Methodik
der Verbandsausbildung.

Modell der Kaderausbildung

       Abbildung 20

Zur Erhöhung der Attraktivität von Kaderfunktionen und zur Kompensation des
zeitlichen Mehraufwandes wird mit der Zertifizierung der Absolventen von Kader-
lehrgängen die zivile Anerkennung militärischer Führungsausbildung angestrebt. Im
Weiteren wird durch die neue Gradstruktur und die damit verbundene finanzielle
Entschädigung die Übernahme von Kaderfunktionen gefördert. In begründeten Fäl-
len kann die Ausbildung einmal unterbrochen werden.

Angehörige der Armee können verpflichtet werden, einen bestimmten Grad zu be-
kleiden und ein Kommando oder eine Funktion zu übernehmen.
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Unteroffiziere

Gruppenführer sind verantwortlich für Führung, Erziehung und Grund- bzw. Ein-
satzbereitschaft der Gruppe. Als direkte Vorgesetzte der Mannschaft kommt ihrer
Fachkompetenz und ihrer persönlichen Autorität eine grosse Bedeutung zu. Die
Ausbildung zum Gruppenführer, insbesondere bei Truppen mit erhöhten Führungs-
und Ausbildungsanforderungen, dauert inkl. Rekrutenschule 9 Monate.

Vergleich Grundausbildung Soldat – Grundausbildung Unteroffizier

       Abbildung 21
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Der angehende Gruppenführer wird zunächst zum fachtechnischen Chef eines Waf-
fen- oder Gerätesystems ausgebildet. Im Rahmen der Funktionsgrundausbildung
durchläuft er eine praktische Anwendungsphase; während der Verbandsausbildung
führt er seine Gruppe zur Grundbereitschaft. Für den Gruppenführer mit einer neun
Monate dauernden Ausbildung ist eine Zertifizierung zu erreichen.

Im Ausnahmemodell von fünf Monaten werden jene Gruppenführer ausgebildet, die
entweder aus ihrer zivilen Tätigkeit das Wissen für den gesamten Bereich der
Funktionsgrundausbildung bereits mitbringen und dementsprechend vor allem im
Hinblick auf ihre Führungsverantwortung ausgebildet werden müssen oder in ihrer
zukünftigen Funktion keine Führungsverantwortung zu übernehmen haben. Sie
können in der zur Verfügung stehenden Zeit in der Funktionsgrundausbildung ge-
schult werden.
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Vergleich Grundausbildung Soldat – Unteroffizier (kurz)

       Abbildung 22

Nach der neunmonatigen Gruppenführerausbildung erfolgt die Beförderung zum
Wachtmeister, dies im Unterschied zur fünfmonatigen Gruppenführerausbildung, die
mit der Beförderung zum Korporal abschliesst.

Höhere Unteroffiziere

Nach den ersten sieben Wochen der Allgemeinen Grundausbildung werden Anwär-
ter für höhere Unteroffiziersfunktionen ausgewählt. Sie erhalten in zentralen Schu-
len die Ausbildung im Hinblick auf ihre zukünftige Funktion. Frühestens ab dem
dritten Wiederholungskurs erhalten geeignete Kandidaten den Vorschlag zur Über-
nahme von Stabsfunktionen. Bei entsprechender Eignung und nach abgeschlossener
Ausbildung besteht die Möglichkeit, in die Offizierslaufbahn zu wechseln. Dieses
Modell verbessert die Attraktivität der Laufbahnen für das gesamte Unteroffiziers-
korps. Die Durchlässigkeit in die Offizierslaufbahn ist möglich.
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Schema der Unteroffizierslaufbahn mit approximativer Altersstruktur

       Abbildung 23

Alter 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42

Gruppenführer Zugführerstellvertreter

Einheitfeldweibel Stabsmitarbeiter Uof Stufe Truppenkörper

Einheitfeldweibel
Technischer Uof
Gruppenführer

Logistikzugführer

Einheitsfourier Stabsmitarbeiter Of
Stufe Truppenkörper

Logistikzugführer Stabsmitarbeiter Of
Stufe Truppenkörper

Logistikzugführer Einheitskommandant Stabs- oder Log Kp

Stabsmitarbeiter Uof
Stufe Truppenkörper

Stabsmitarbeiter Uof
Stufe Br / Ter Reg

Alter 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42

WK – Dienstleistung (kann mehr oder weniger sein)

Weiterausbildung ca. 25 Tage pro Jahr

Dienstleistung in der erreichten Funktion bis zur Entlassung aus der Dienstpflicht ( 36 resp 42 Jahre ) oder bis zur
Weiterausbildung für eine neue Funktion

Wenn die Ausbildungsdienstpflicht noch nicht vollständig erfüllt wurde.

Auf Grund neuer Funktionen im Mannschafts- und Unteroffiziersbereich und den
neu bestehenden unterschiedlichen Gruppenführerfunktionen muss die Gradstruktur
der Mannschaft und des Unteroffizierskorps angepasst werden.

Grade, die mehrere Funktionen beinhalten, werden aufgeschlüsselt. Dies führt dazu,
dass der Technische Unteroffizier den Grad Feldweibel trägt, während der Einheits-
feldweibel einen neuen Grad tragen wird. Im Bereich der Adjutanten sollen die
heute angewandten Bezeichnungen Stabsadjutant 1–4 neu mit je einem Grad pro
Funktion, analog den Offiziersbezeichnungen, verständlicher dargestellt werden.
Dies führt dazu, dass Stabsmitarbeiter Stufe Truppenkörper, Stufe Brigade und Stufe
Territorialregion je einen neuen Grad zugeteilt erhalten werden.

Subalternoffiziere

Nach den ersten sieben Wochen der Allgemeinen Grundausbildung werden Anwär-
ter für Subalternoffiziersfunktionen ausgewählt. Sie erhalten in den Lehrverbänden
und im zentralen Offizierslehrgang die Ausbildung für ihre zukünftige Funktion.
Subalternoffiziere sind verantwortlich für Führung und Erziehung der Gruppenfüh-
rer sowie für die Grundbereitschaft bzw. Einsatzfähigkeit des Zuges. Vor dem Ein-
satz in der Verbandsausbildung durchläuft der angehende Subalternoffizier eine
praktische Anwendungsphase (z.B. als Zugführer-Stellvertreter im Rahmen der Ver-
bandsausbildung) zur Erweiterung der Führungskompetenz.

8.5 Übergangsmodelle

Ein besonders kritischer Erfolgsfaktor ist der Bestand an Berufs- und Zeitmilitär. Es
muss alles daran gesetzt werden, die Attraktivität des Berufstandes zu verbessern,
um die Erosion zu stoppen und den notwendigen Ausbau sicherzustellen. Das Aus-
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bildungsmodell muss in den Lehrverbänden je nach dem zur Verfügung stehenden
militärischen Personal allenfalls schrittweise realisiert werden. In der Übergangs-
phase sind angepasste Modelle möglich (z.B. Kader aus der Armee 95, Ausbilder-
pool, Unterstützung der Berufs- durch Milizkader).

8.6 Grundausbildung der Kommandanten und der Stäbe

Die Ausbildungslehrgänge für Kommandanten, Stabsmitglieder und Generalstabs-
offiziere berücksichtigen zwei gegensätzliche Anliegen: Eine glaubwürdige Ausbil-
dung verlangt ausreichend lange Ausbildungszeiten, die Rekrutierung der besten
Kader aus der Miliz zwingt jedoch zur Beschränkung auf das Wesentliche und zu
einer Abstimmung mit der beruflichen Karriere. Die Entflechtung von Ausbildung
für die Funktion und Einsatz als Kommandant oder in einem Stab erlaubt, die Belas-
tung auf ca. 25 Diensttage pro Jahr zu begrenzen.

Einheitskommandanten

Die Einheitskommandanten werden zunächst im Zentralen Führungslehrgang I in
Führung und Doktrin ausgebildet. In der Folge wird die fach- und truppengattungs-
spezifische Ausbildung in den Lehrverbänden vermittelt. Im Anschluss daran führen
die angehenden Einheitskommandanten während der Verbandsausbildung in der
Rekrutenschule eine Einheit im Praktischen Dienst und trainieren die Einsatzfüh-
rung. Nach der Verbandsausbildung erfolgt bei Funktionsübernahme die Beförde-
rung zum Hauptmann.

Trennung von Ausbildungs- und Funktionsjahren

       Abbildung 24

Ausbildungsjahre

Funktionsjahre

Offiziere in den Stäben der Bataillone/Abteilungen

Die Führungsgehilfen der Stäbe werden in einem Technischen Lehrgang in den
Lehrverbänden bzw. im Armeeausbildungszentrum in ihren fachtechnischen Berei-
chen ausgebildet. In einem zentralen Stabslehrgang werden die Grundlagen für die
Stabsarbeit vermittelt und die Stabsarbeitsprozesse, teilweise zusammen mit dem
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Führungslehrgang II, trainiert. Im Anschluss daran trainieren die angehenden Stabs-
mitarbeiter im Praktischen Dienst während der Verbandsausbildung die Stabsarbeit
im Lehrverband.

Bataillons-/Abteilungskommandanten

Die Bataillons-/Abteilungskommandanten werden im Führungslehrgang II ausgebil-
det. Der erste Teil umfasst eine Ausbildung in Führung und Doktrin. In einem
zweiten Teil wird die fach- und truppengattungsspezifische Ausbildung in den Lehr-
verbänden vermittelt. Im Anschluss daran leisten die angehenden Bataillons- bzw.
Abteilungskommandanten den Praktischen Dienst während der Verbandsausbildung
und trainieren die Einsatzführung der taktischen Einheit. Dabei steht ihnen ein Stab
zur Verfügung. Die Ausbildung zum Bataillons-/Abteilungskommandanten wird in
drei aufeinanderfolgenden Jahren vermittelt. Vor der Kommandoübernahme sind
zwei Jahre als Kommandant-Stellvertreter oder als Chef Einsatz zu absolvieren. Bei
der Funktionsübernahme erfolgt die Beförderung zum Oberstleutnant.

Offiziere in Stäben von Brigaden und Territorialregionen

Die Führungsgehilfen dieser Stäbe werden in einem Technischen Lehrgang in den
Lehrverbänden bzw. im Armeeausbildungszentrum in ihren fachtechnischen Berei-
chen ausgebildet. In einem zentralen Stabslehrgang wird Grundwissen vermittelt. Im
Anschluss daran trainieren sie zusammen mit den Stabs- und Unterstabschefs die
Einsatzplanung und -führung in Übungen der oberen taktischen Stufe.

Regel-Laufbahnen von Kommandanten
(ohne Generalstabsausbildung)

       Abbildung 25

20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47 48 49 50 W0

Zfhr / Lt

Zfhr / Oblt

Kp Kdt / Hptm V

Kp Kdt / Maj V

Bat Kdt / Oberstlt V

Kdt Br / Ter Reg
Br / Div

V

Vorschlag Beförderungsdienst (TLG
/ FLG / VBA, angepasste
Verwendung)

Einsatz als Kdt Stv / C Ei 

Truppendienst / WK

Reserve*

Bei Bedarf

Kp Kdt Bat Kdt Kdt Br / Ter Reg

Ausnahmefall ohne Gst Ausbildung

V

* Der tatsächliche Verbleib in der Reserve wird 
durch die Bedürfnisse der Alimentierung festgelegt.
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Regel-Laufbahnen von Kommandanten
(mit Generalstabsausbildung)

       Abbildung 26

20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47 48 49 50 W0

Kp Kdt / Hptm V

Gst Of / Maj i Gst / Oberstlt i Gst / 
GLG I-III

V

Bat Kdt / 
Oberstlt i Gst

Gst Of / Oberstlt i Gst / Oberst i Gst / 
GLG IV - V

V

Kdt Stv Br / Ter Reg
Oberst i Gst

V

Kp Kdt Bat Kdt

ab GLG II mit SK

Kdt Br / Ter Reg
Br / Div

Kdt Br / Ter RegKdt Stv
Br / Ter Reg

Vorschlag Beförderungsdienst (FLG
/ GLG / SK, angepasste
Verwendung)

Truppendienst / WK

Reserve*

V

* Der tatsächliche Verbleib in der Reserve wird 
durch die Bedürfnisse der Alimentierung festgelegt.

Regel-Laufbahnen von Generalstabsoffizieren
(ohne Kommandantenfunktion)

       Abbildung 27

20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47 48 49 50 Wo

Kp Kdt / Hptm / Maj V

Gst Of / Maj i Gst / Oberstlt i Gst V

Gst Of / USC / Oberstlt i Gst V

Gst Of /  SC /  Oberst i Gst V

Kp Kdt Gst Of USC SC

ab GLG II mit SK

Vorschlag Beförderungsdienst (FLG
/ GLG / SK, angepasste
Verwendung)

Truppendienst / SK

Reserve* 

Stabskurs nach GLG 

V

X X

X

* Der tatsächliche Verbleib in der Reserve wird 
durch die Bedürfnisse der Alimentierung festgelegt.
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Regel-Laufbahnen von Führungsgehilfen

       Abbildung 28

Generalstabsoffiziere

Den Generalstabsoffizieren wird nach dem Führungslehrgang II in den General-
stabslehrgängen I bis III das generalstäbliche Grundwissen vermittelt. Nach Absol-
vieren der Generalstabslehrgänge I und II erfolgt die Ernennung zum Major im Ge-
neralstab, nach Absolvieren des Generalstabslehrgangs III die Beförderung zum
Oberstleutnant im Generalstab. Zwischen den Lehrgängen II und III leisten die Ge-
neralstabsoffiziere Dienst in Stäben Grosser Verbände.

Das Fachwissen von Generalstabsoffizieren, die anschliessend nicht für eine Weiter-
ausbildung vorgesehen sind, wird periodisch in einem speziellen Lehrgang auf den
aktuellsten Stand gebracht. Im Generalstabslehrgang IV werden künftige Unter-
stabschefs, im Generalstabslehrgang V künftige Stabschefs ausgebildet.

Für Generalstabsoffiziere kann von der jährlichen Diensttage-Obergrenze von ca.
25 Tagen abgewichen werden.

8.7 Ausbildungszusammenarbeit mit dem Ausland

Die Ausbildungszusammenarbeit mit dem Ausland erfolgt auf bilateraler und multi-
lateraler Ebene. Schweizerisches Berufsmilitär nimmt an ausländischen Lehrgängen
teil; im Gegenzug besuchen ausländische Offiziere und Unteroffiziere Lehrgänge der
Schweizer Armee. Im Rahmen der Partnerschaft für den Frieden nehmen Kader der
Schweizer Armee an internationalen Stabsübungen teil. Die so erworbenen Erfah-
rungen fliessen in die eigenen Lehrgänge ein und dienen der Weiterentwicklung der
Armee.

20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47 48 49 50 Wo

Zfhr / Oblt

Bat / Hptm / Maj V V

Br / Ter Reg  
Oberstlt / Oberst V V

Hptm

Oberst

Maj

Oberstlt

Vorschlag Beförderungsdienst (TLG
/ FLG / VBA, angepasste
Verwendung)

Truppendienst / WK

Reserve*

V

    Hptm      Major

* Der tatsächliche Verbleib in der Reserve wird 
durch die Bedürfnisse der Alimentierung festgelegt.
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Die Verbandsausbildung des Heeres auf Stufe Bataillon/Abteilung oder gar Brigade
lässt sich auf Schweizer Übungsplätzen nicht durchführen. Anzustreben sind Ver-
einbarungen mit anderen Staaten, um Zugang zu ausländischen Übungsplätzen zu
erreichen. Im Gegenzug kann die Benützung von Anlagen der Schweizer Armee an-
geboten werden, vor allem der Simulatoren.

Besonders die Luftwaffe bedarf der Zusammenarbeit mit ausländischen Partnern.
Nur so kann sie an ihren Waffensystemen effizient und einsatzorientiert ausgebildet
werden. Für das Erreichen der Interoperabilität und damit auch für die Kooperation
selbst ist gemeinsames Training entscheidend.

8.8 Ausbildungsinfrastruktur

Die Bedürfnisse der Ausbildung hängen von den Ausbildungsinhalten, den Bestän-
den und den Anteilen der verschiedenen Truppengattungen am Gesamtbestand der
Armee ab. Die bestehende Infrastruktur wird optimal genutzt, laufende Verträge
werden eingehalten, politische Vorgaben beachtet und regionalpolitische Rücksich-
ten genommen. Der Bund regelt in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen die
Benützung von deren Ausbildungsinfrastruktur.

Es ist aber absehbar, dass vor allem für die Verbandsausbildung der Kampftruppen
grössere Investitionen getätigt werden müssen. Die Armee wird darüber hinaus trotz
kleinerer Bestände weiterhin darauf angewiesen sein, auch ausserhalb bestehender
Waffenplätze und zusätzlich auf ausländischen Waffenplätzen üben zu können.

8.9 Wiederholungskurse

Sechs Wiederholungskurse im Jahresrhythmus sind vor dem Hintergrund der fest-
gelegten Armeegrösse das Optimum zwischen ausbildungsbedingter Notwendigkeit
und gesellschaftspolitischer Realisierbarkeit.

Mit Verbandsschulung und -übungen auf Gegenseitigkeit wird die Stufe verstärkte
Einheit trainiert. Mit der Verbandsschulung und -übungen bis auf Stufe Brigade
wird die Grundbereitschaft überprüft. Dieses Training stellt die notwendige Füh-
rungserfahrung insbesondere der Miliz sicher. Die sichere Anwendung von Waffen
und Geräten, die Beherrschung von Einsatzverfahren und die Entwicklung des dazu
notwendigen Verantwortungsgefühls verlangen regelmässige Wiederholungen.

Die Einführung von neuen Systemen und die Umsetzung von Neuerungen verlangen
aus Ausbildungsgründen entsprechende Wiederholungen. Geht man für grössere
Neueinführungen (z.B. Mechanisierung der Infanterie, Einführung des neuen Schüt-
zenpanzers usw.) von zwei Umschulungskursen aus, so wird in der Regel im dritten
Wiederholungskurs die Stufe verstärkte Einheit/Bataillon erreicht.
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8.10 Ausserdienstliche Ausbildung und Tätigkeiten

Die vordienstliche Ausbildung, die freiwillig ist, umfasst vor allem die Schiessaus-
bildung, die Ausbildung der Pontoniere, die fliegerische Vorschulung und Kurse in
Erster Hilfe.

Die ausserdienstliche Ausbildung ist ebenfalls freiwillig. Sie wird durch die militä-
rischen Verbände und Vereine, unterstützt von Lehrverbänden und Kompetenzzent-
ren, angeboten. Es geht dabei um militärpolitischen Informationsaustausch, um Aus-
und Weiterbildung in Fach-, Funktions- und Kadervereinigungen, um den Armee-
sport und um die Pflege der Kameradschaft.

Ausserdienstliche Tätigkeiten müssen den Bedürfnissen der Armee entsprechen.
Infolge der hohen Komplexität und der zunehmenden Technisierung der Ausbildung
muss vermehrt Berufspersonal für ausserdienstliche Aus- und Weiterbildungskurse
beansprucht werden. Die Details der Zusammenarbeit, die personelle und materielle
Unterstützung und die Entschädigung der militärischen Vereinigungen werden in
Vereinbarungen zwischen der Armee (insbesondere den Lehrverbänden) und den
einzelnen militärischen Vereinigungen festgelegt.

8.11 Schiesswesen ausser Dienst

Die Angehörigen der Armee bewahren ihre persönliche Waffe zu Hause auf. Das au-
sserdienstliche Schiesswesen dient der Aufrechterhaltung des Ausbildungsstandes
im Umgang mit der persönlichen Waffe. Im Rahmen des obligatorischen Schiess-
programms wird nach wie vor das Präzisionsschiessen geübt, das auch die Grundla-
ge des Gefechtsschiessens bildet. Die Durchführung des ausserdienstlichen Schiess-
wesens bleibt dem Schweizer Schiesssportverband übertragen.

9 Ressourcen

9.1 Personal

Der Bestand der aktiven Armee beträgt 120 000, dazu kommt ein Rekrutenjahrgang
von rund 20 000, so dass der Bestand der Armee ohne Reserve 140 000 beträgt; da-
von sind ca. 4000 (heute rund 3300) Berufsmilitär und ca. 1000 (heute 150) Zeitmi-
litär. Der Abbau von Armee 95 zu Armee XXI im Milizteil erfolgt in den einzelnen
Truppengattungen und Dienstzweigen allerdings nicht linear. Bei der Luftwaffe, den
Führungsunterstützungsverbänden und der Logistik sind die Reduktionen geringer
als in anderen Bereichen. Mit diesem Bestand kann die notwendige Bereitschaft er-
reicht und die Besetzung aller Funktionen auch in Wiederholungskursen gesichert
werden, was für die Verbandsausbildung wichtig ist.

Die Reserve umfasst 80 000 Angehörige der Armee (4 Jahrgänge ehemaliger WK-
Pflichtiger und 10 Jahrgänge ehemaliger Durchdiener). Jede Dienstverschiebung
von WK-Pflichtigen bis zum 34. Altersjahr hat als unmittelbare Konsequenz eine
Verkleinerung dieser Reserve zu Gunsten der aktiven Armee zur Folge.
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Frauen und Männer

Frauen und Männer können sämtlichen Personalkategorien zugeteilt werden. Ebenso
können alle Funktionen sowohl durch Frauen als auch durch Männer besetzt wer-
den. Damit wird dem gesellschaftlichen Wandel Rechnung getragen und den Frauen
die gleichen Möglichkeiten wie den Männern auch im militärischen Bereich der Si-
cherheitspolitik eröffnet. Zudem ergibt sich durch den dreiteiligen Armeeauftrag und
durch das generelle Erfordernis der Multifunktionalität der Armee eine breite Palette
von Einsatzmöglichkeiten, insbesondere auch für Frauen. Schliesslich zeigt sich,
dass sich Frauen gerade in den Bereichen Friedensunterstützung und Krisenbewälti-
gung sowie subsidiäre Einsätze für viele Aufgaben besonders gut eignen. Das diffe-
renziertere Rekrutierungssystem für die Armee XXI gestattet, dieses Potenzial ge-
zielter zu erfassen.

Rekrutierung

Gemäss Bundesverfassung ist jeder Schweizer verpflichtet, Militärdienst zu leisten.
Vor der Rekrutierung wird ein Orientierungstag unter Verantwortung der Kantone
durchgeführt. Die Teilnahme an diesem Orientierungstag ist für stellungspflichtige
Männer obligatorisch; Frauen werden dazu eingeladen, ihre Teilnahme ist aber frei-
willig.

Die Schweiz wird in Absprache mit den Kantonen in mehrere Rekrutierungszonen
aufgeteilt. Die Rekrutierung wird für Armee und Zivilschutz an vier bis sechs per-
manenten Standorten durchgeführt und dauert bis drei Tage. Ziel der Rekrutierung
ist für die Stellungspflichtigen die Information und die persönliche Einteilung. (Da-
bei entscheidet der Dienstpflichtige auch, ob er den Dienst als Durchdiener leisten
will.) Für Armee und Zivilschutz geht es um das Erfassen des physischen, psychi-
schen, intellektuellen und beruflichen Potenzials für die Zuteilung. Im Weiteren
werden Potenzial und Interesse für eine Kaderlaufbahn und für Einsätze als Zeitmi-
litär erfasst.

Angehörige der Miliz

WK-Pflichtige

Zum Bestand der aktiven Armee gehören Angehörige der Armee, die nach absol-
vierter Rekrutenschule eingeteilt werden und jährliche Wiederholungskurse leisten,
bis sie ihre Dienstleistungspflicht erfüllt haben. Sie können in einer besonderen oder
ausserordentlichen Lage innert weniger Monate einsatzbereit sein.

Die Gesamtzahl der Diensttage wird durch die Länge der Grundausbildung sowie
die Länge und Anzahl der Wiederholungskurse bestimmt. Eine 21-wöchige Grund-
ausbildung entspricht 145 Tagen, 6 Wiederholungskurse zu 19 Tagen entsprechen
114 Tagen. Zusammen mit den 3 Tagen Rekrutierung resultieren insgesamt 262 zu
leistende Diensttage. Während der 6 Jahre der Einteilung in die aktive Armee sind
für verschiedene militärische Aktivitäten (z.B. Repetitorium für Fahrer, Panzertrai-
ningskurse, Dienstpersonal für Kadervorkurse oder gewisse truppengattungsspezifi-
sche Kurse) 18 Diensttage nötig.

Aus Ausbildungsgründen kann von dieser Regel abgewichen werden, vor allem für
Spezialisten. Die im Militärgesetz festgelegte Obergrenze von 330 Tagen darf aber
nicht überschritten werden.
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Die Mannschaft und Unteroffiziere sollen in der Regel am Ende des Jahres, in wel-
chem das 30. Altersjahr abgeschlossen wird, aus der Militärdienstpflicht entlassen
werden. Die Verlegung der zu leistenden Diensttage auf die jüngeren Jahre (21 Wo-
chen RS, 6 Wiederholungskurse bis zum Alter von 26 Jahren) erlaubt es, Militär-
dienst und berufliche Verpflichtungen besser miteinander zu vereinbaren. Bei ver-
spätetem Beginn der Rekrutenschule und Verschiebung von Wiederholungskursen
ist eine Entlassung bis spätestens zum Ende des Jahres vorzusehen, in dem das 34.
Altersjahr vollendet wird. Dies hat den Vorteil einer besseren Durchmischung der
Altersstruktur ohne zusätzlichen Verwaltungsaufwand.

Rekrutenschule Wiederholungskurse Reserve Entlassung

Dauer 145 Tage 6 zu 19 Tagen,
total 114 Tage

4 Jahre

im Alter von 20 21 bis 26 27 bis 30 30 (Normalfall)

Höhere Unteroffiziere und Subalternoffiziere werden mit 36 Jahren aus der Dienst-
pflicht entlassen, Hauptleute und höhere Unteroffiziere in Stäben am Ende des Jah-
res, in dem sie das 42. Altersjahr vollendet haben, Stabsoffiziere und höhere Stabs-
offiziere am Ende des Jahres, in dem sie das 50. Altersjahr vollenden.

Durchdiener (Erfüllung der Ausbildungsdienstpflicht ohne Unterbrechung)

Durchdiener sind Milizsoldaten, die ihre gesamte Ausbildungsdienstpflicht (300 Ta-
ge) an einem Stück absolvieren. Sie werden nach absolvierter Grundausbildung pri-
mär für subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren
eingesetzt. Sekundär unterstützen sie die Ausbildung in den Lehrverbänden. Das
Durchdienerkonzept ist damit eine Antwort auf die Erfahrungen bei subsidiären Si-
cherungseinsätzen und Einsätze zur militärischen Katastrophenhilfe der letzten Jah-
re. Die Auswertung zeigte, dass die beiden Elemente Reaktivität und Durchhaltefä-
higkeit ungenügend waren. Auf freiwilliger Basis können Durchdiener in den letzten
vier Monaten ihres Dienstes auch in der Friedensunterstützung und Krisenbewälti-
gung eingesetzt werden.

Ihre Zuteilung zu den einzelnen Truppengattungen wird auf Grund des Bedarfs der
letzten Jahre festgelegt (für jeden der dreimaligen Starts der Durchdiener-RS pro
Jahr folgende Bestände: ca. 400 bei der Infanterie, 150 bei den Rettungs-/Genie-
truppen, 200 bei der Logistik, 200 bei der Luftwaffe). Aus dem Stand und über län-
gere Zeit sind damit zu jeder Zeit Einsätze von ca. 950 Durchdienern möglich. Mit
den Durchdienern wird darüber hinaus über die Jahre eine ansehnliche Reserve (ca.
10 000) von speziell ausgebildeter Infanterie geschaffen, die auch für den Schutz
von speziellen Einrichtungen (z.B. Flughäfen) eingesetzt werden kann.

Mit rund 2800 Durchdienern pro Jahrgang wird in der Startkonfiguration das Kon-
tingent von höchstens 20% eines Rekrutenjahrganges nicht ausgeschöpft.

Aus Gründen der Wehrgerechtigkeit dauert die Dienstpflicht für WK-Pflichtige und
Durchdiener grundsätzlich gleich lange. Die mindestens 20 Diensttage, die ein
Durchdiener mehr leistet, gleichen seine Vorteile in Bezug auf zusätzliche Urlaube
aus. Die Entlassung erfolgt am Ende des Jahres, in welchem das 30. Altersjahr voll-
endet wird.
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Grundausbildung und Einsatz Reserve Entlassung

Dauer 300 Tage 10 Jahre
im Alter von 20 21 bis 30 30

Reserve

Zur Reserve gehören Angehörige der Armee, die ihre Ausbildungsdienste geleistet
haben: WK-Pflichtige nach Ableistung aller Wiederholungskurse, Durchdiener nach
Ableistung von Grundausbildung und Einsatz. Sie sind in Reserveverbände einge-
teilt, verfügen weiterhin über ihre persönliche Ausrüstung und sind schiesspflichtig.
Ihr Ausbildungsstand nimmt zwar ohne Dienstleistungen ab, bleibt aber einige Jahre
noch so hoch, dass bei einer Aktivierung der Reserve nicht erneut mit der Grund-
ausbildung begonnen werden muss. Die Reserve ist innert Jahresfrist einsatzbereit.
Momentan stehen genügend moderne Waffensysteme zur Verfügung, um sie auszu-
rüsten. Kommandanten und Stabsangehörige der Reserve leisten pro Jahr maximal
fünf Diensttage.

Ausnahmen

Ein Vorteil des Milizsystems ist die Ausnützung ziviler Ausbildung und Fähigkeiten
für militärische Zwecke. Für bestimmte Funktionen kann die Armee von der zivilen
Ausbildung einiger Armeeangehöriger speziell profitieren. Eine solche Ausbildung
dauert in der Regel länger und wird kaum vor dem 30. Altersjahr abgeschlossen.

Damit die Armee trotz der Reduktion des Dienstpflichtalters von den speziellen zi-
vilen Kompetenzen (z.B. Ärzte, Juristen, EDV-Spezialisten, AC-Spezialisten, Pilo-
ten, Kommunikations-Spezialisten, Bau-Ingenieure, Pfarrer etc.) profitieren kann,
wird diesen Armeeangehörigen eine besondere Art der Dienstleistung ermöglicht.
Sie werden nach Möglichkeit zu Beginn ihrer zivilen Ausbildung erfasst und
durchlaufen eine fachspezifische militärische Ausbildung oder werden nach Ab-
schluss der zivilen Ausbildung umgeteilt. Dabei besteht für sie die Möglichkeit,
entweder den militärischen Grad zu behalten oder auf ausserordentlichem Weg in
eine Offiziersfunktion befördert zu werden.
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Berufspersonal

Übersicht Personalkategorien des Berufspersonals

       Abbildung 29
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Militärisches Personal ist der Oberbegriff für Berufs- und Zeitmilitär. Es übernimmt
Aufgaben in zentralen Stäben (Generalstab, Heer, Luftwaffe, evtl. auch Generalsek-
retariat VBS) und in Lehrverbänden, in der Führung von Verbänden und in Einsät-
zen zur internationalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung. Das Rück-
trittsalter für das militärische Personal wird durch den Bundesrat festgelegt.

Das Berufsmilitär umfasst Berufsoffiziere, Berufsunteroffiziere und Berufssoldaten,
die in der Regel mit einem zeitlich unbefristeten Arbeitsvertrag eine vollamtliche
Dienstverpflichtung eingehen. Berufsoffiziere und -unteroffiziere sind verantwort-
lich für die Ausbildungsführung in den Lehrgängen. Zudem können sie als militäri-
sche Sachverständige in der Armeeführung sowie in den Brigade- und Territorialre-
gionenkommandos eingesetzt werden. Jede Laufbahn eines Berufsoffiziers oder Be-
rufsunteroffiziers beginnt nach absolvierter Milizgrundausbildung grundsätzlich mit
dem Einsatz als Zeitmilitär. Ein Beurteilungsverfahren ist die Grundlage für den
Entscheid, ob dieser Zeitmilitär die Grundausbildung zum Berufsoffizier oder Be-
rufsunteroffizier absolvieren kann.

Berufsoffiziere werden in der Regel in der Militärischen Führungsschule an der
ETH Zürich ausgebildet, Berufsunteroffiziere an der Berufsunteroffiziersschule der
Armee, Zeitmilitär in einem zentralen Kurs für Zeitkader. Einsatz und Ausbildung
von Berufsoffizieren und -unteroffizieren werden zentral gesteuert und mit der Mi-
lizlaufbahn koordiniert. Auf Grund der neuen Aufgaben des Berufsmilitärs muss
auch eine von der Milizlaufbahn unabhängige Laufbahn möglich sein.

Das Zeitmilitär umfasst Zeitoffiziere, Zeitunteroffiziere und Zeitsoldaten, die mit ei-
nem zeitlich befristeten Anstellungsvertrag eine vollamtliche Dienstverpflichtung
eingehen. Zeitoffiziere und -unteroffiziere bilden insbesondere in den Rekruten-
schulen unter Führung von Berufsmilitär die Rekruten aus. Sie können auch in Wie-
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derholungskursen für die Ausbildung der Mannschaft eingesetzt werden. Zudem
können sie Führungs- oder Mannschaftsfunktionen in professionellen Einsatzver-
bänden oder Schlüsselfunktionen in Durchdienerverbänden übernehmen.

Zur Sicherstellung des Betriebes, der Verwaltung und der Ausbildung sowie zur
Unterstützung des militärischen Personals ist die Armee auf ziviles Personal ange-
wiesen. Zur Gewährleistung von Schlüsselfunktionen in besonderen oder ausseror-
dentlichen Lagen kann das zivile Personal als Fachpersonal oder Fachkader militari-
siert werden. Fachlehrer bilden im Rahmen der militärischen Grundausbildung und
in Kaderschulen Angehörige der Armee insbesondere an Systemen, Geräten und
Fahrzeugen aus.

9.2 Finanzen

Die Armee hat die von ihr geforderten Leistungen möglichst kostengünstig zu er-
bringen. Modernisierung, Ausrüstung und Betrieb einer Armee, die dem Auftrag,
der Lage und der Doktrin entspricht sowie mit dem technologischen Fortschritt
Schritt hält, sind aber mit erheblichen Kosten verbunden.

Der Bundesrat hat, gestützt auf die in der Bundesverfassung und im SIPOL B 2000
der Armee zugewiesenen Aufgaben, die Leistungen der Armee definiert und einen
entsprechenden Finanzrahmen abgesteckt. Die finanziellen Aufwendungen bewegen
sich grundsätzlich im Rahmen des Finanzplans. Dem VBS sollen die Mittel zur
Verfügung gestellt werden, die für eine moderne und glaubwürdige Armee benötigt
werden. Bei markanten Änderungen der Bedrohungslage oder der finanzpolitischen
Situation des Bundes ist eine Neubeurteilung jederzeit möglich. Es können auch fi-
nanzplanerhöhend Mittel gesprochen werden.

Der Bundesrat sieht in seiner derzeitigen Finanzplanung jährliche Ausgaben für die
Verteidigung von ca. 4,3 Mia. Fr. gemäss institutioneller Gliederung vor. Das ent-
spricht dem im Finanzplan 2002 bis 2004 genannten Betrag von rund 4,8 Mia. Fr.
für die militärische Landesverteidigung (funktionale Gliederung). Bei der Bemes-
sung der finanziellen Mittel liess sich der Bundesrat im Wesentlichen von folgenden
Faktoren leiten:

– vom voraussichtlichen Finanzbedarf für die zu erbringende Leistung und die
dazu notwendige verbesserte Ausbildung;

– vom längerfristig realisierbaren Einsparpotenzial;

– von bereits erbrachten und noch nachwirkenden Kürzungen;

– vom rüstungsseitigen Nachhol- und Weiterentwicklungsbedarf.

Das diesen Vorgaben entsprechende Leistungsprofil der Armee erlaubt, mit 6–8
Kampfbrigaden, der entsprechenden Luftunterstützung und logistischer Unterstüt-
zung subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren,
Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung sowie
Raumsicherung über das ganze nationale Territorium sicherzustellen. Die Erhaltung
und Entwickung der Verteidigungskompetenz ist im Rahmen der geplanten Ausga-
ben gewährleistet; für die Herstellung der Verteidigungsbereitschaft (Aufwuchs)
wären aber zusätzliche Ressourcen nötig.
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Der verfassungsmässige Auftrag der Armee mit den geschilderten Rahmenbedingun-
gen kann nicht beliebig interpretiert werden. Finanzielle Planungssicherheit ist Vor-
aussetzung für die Erhaltung der Fähigkeiten der Armee. Mittelausstattung und ge-
forderte Leistungsfähigkeit müssen einander entsprechen. Dabei sind nicht nur die
beim Bund anfallenden Ausgaben, sondern auch die Aufwendungen der Kantone
und Gemeinden sowie der privaten Unternehmen und Haushalte zu berücksichtigen.
Eine weitere Reduktion der Verteidigungsausgaben würde das zu erreichende Leis-
tungsprofil in Frage stellen. Damit würde auch der Druck zunehmen, die sich he-
rausbildenden Lücken in den autonomen Fähigkeiten durch frühzeitige Absprachen
für eine internationale Zusammenarbeit in der Verteidigung zu kompensieren.

Rüstungsseitiger Nachholbedarf

Die Armee hat Nachholbedarf bei den Investitionen, insbesondere der Rüstung, weil
die Budgetkürzungen im vergangenen Jahrzehnt schneller erfolgten als sie betrieb-
lich umgesetzt werden konnten. Dies hatte zur Folge, dass der Anteil der Betriebs-
ausgaben im Verteidigungsbudget zunahm, während der Anteil der Rüstungsausga-
ben zurückging.

Anteil von Betriebs- und Rüstungsausgaben
am Verteidigungsbudget

       Abbildung 30
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Ein erster markanter Rückgang resultierte aus den Kürzungen, die durch den Weg-
fall der konkreten militärischen Bedrohung möglich wurden, ein zweiter mit der
Umsetzung der Armee 95, ein dritter mit dem Stabilisierungsprogramm 1998. Weil
die Betriebsausgaben nicht kurzfristig gekürzt werden konnten, mussten die Rüs-
tungsausgaben verringert werden.

In den nächsten Jahren geht es darum, dieses strukturelle Ungleichgewicht zwischen
Rüstungs- und Betriebsausgaben zu beheben und den Anteil der militärischen Inves-
titionen an den Gesamtausgaben deutlich zu steigern. Gleichzeitig sind die Defizite
in den Bereichen Führung und Aufklärung aus den freiwerdenden Mitteln in Folge
der zahlenmässigen Reduktion konventioneller Systeme zu decken und die Mittel
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für eine Erhöhung des Anteils an militärischem Personal und den Übergang zum
Einjahresrhythmus der Wiederholungskurse freizustellen. Der Trend zu einer dem
Milizsystem und dem hohen Ausbildungsniveau angepassten höheren Technologie
ist auch in der Armee zwingend, weil dadurch fehlende Quantität durch Qualität im
Sinne der «Force Multiplier» kompensiert wird. Beispiele sind: Nachtkampftaug-
lichkeit, Führungs- und Informationssysteme, Sensoren im Verbund mit Führungs-
und Informationssystemen, Kampfwertsteigerungsmassnahmen, Überwachungssys-
teme für Objektschutzaufgaben und Simulatoren.

Bei einer realen Plafonierung der verfügbaren Mittel setzt das eine deutliche Sen-
kung der Betriebsausgaben und Umschichtung zu Gunsten von Investitionen voraus.
Schlüsselfaktoren dazu sind die Senkung der Personalausgaben und die Minimie-
rung der weiteren Betriebsausgaben. Es ist absehbar, dass ein zusätzlicher Abbau
von über 2000 Stellen erforderlich ist. Die Betriebskosten sind dadurch kurzfristig
nicht reduzierbar, weil die Übergangsphase Mehrkosten im Rahmen der Sozialpläne
(Restrukturierungskosten) mit sich bringen wird. Die entsprechenden Massnahmen
werden sozialverträglich geplant und über einen längeren Zeitraum umgesetzt.

Eine effizientere Mittelzuweisung setzt verbesserte Planungs- und Steuerungsinstru-
mente wie z.B. Leistungsaufträge und Mehrjahresprogramme voraus. Unabdingbar
ist die Einführung des betrieblichen Rechnungswesens, das als Führungsinstrument
auszugestalten ist und die notwendige Transparenz für eine kostenbewusste Führung
sowie für betriebswirtschaftliche und politische Überlegungen bietet. Wo immer
möglich sind Voraussetzungen zu schaffen, dass Verantwortung delegiert und Kre-
dite auf andere Bereiche oder Jahre übertragbar sind. Die im Rahmen der Departe-
mentsreform VBS XXI geplante Aufteilung in fünf Bereiche wird dank der Rollen-
entflechtung der effizienten Mittelzuweisung ebenso wie der Transparenz zugute
kommen.

Einsparungspotenziale

Längerfristige Einsparungspotenziale bestehen vor allem in der armeeweiten Logis-
tik, in der Verwaltung und in der Rüstungsbeschaffung.

In der Logistik und in der Verwaltung wird es mittelfristig zu einem erheblichen
Um- und Abbau kommen. Bestandes- und volumenabhängige Aufgaben werden sich
als Folge der Verkleinerung der Armee verringern. Doppelspurigkeiten sollen elimi-
niert, Synergien durch organisations- bzw. stufenübergreifende Prozesse genutzt
werden. Die Prozesse sollen systematisch auf die Leistungsabnehmer ausgerichtet
und die Kosten gleichzeitig minimiert werden. Nicht zwingend in den Verteidi-
gungsbereich gehörende Leistungen sollen ausgelagert werden.

In der Rüstungsbeschaffung geht es vor allem um eine Beschleunigung des Rü-
stungsablaufs und eine weitergehende Kostenoptimierung im Beschaffungswesen.
Eine Lockerung der Auflagen im Bereich Regionalpolitik und der schweizerischen
Industriebeteiligungen ist Vorausetzung für eine weitere Kostenoptimierung.

Diesen Einsparungspotenzialen stehen aber erhebliche Restrukturierungs- und Li-
quidationskosten gegenüber, die zum Teil bereits vor Umsetzung der Kostensen-
kungsprogramme ausgabenwirksam werden und ebenfalls im Rahmen der verfügba-
ren Mittel aufzufangen sind.



1042

9.3 Ausrüstung und Bewaffnung

Die Ausrüstung und Bewaffnung ist Gegenstand der Rüstungsplanung und umfasst
Beschaffungsvorbereitung, Beschaffung, Nutzung, Instandhaltung, Ausbildung und
Entsorgung. Eine optimale materielle Sicherstellung der Armee ergibt sich aus ei-
nem ausgewogenen Verhältnis von technischen Systemen, technologischem Wissen
(inkl. Forschung und Entwicklung) und technischem Können (Ausbildung, Einsatz,
Betrieb usw.). Es muss ein Niveau angestrebt werden, das mit anderen europäischen
Staaten vergleichbar ist. Der technologische Fortschritt und die knappen finanziellen
Ressourcen führen allerdings dazu, dass Beschaffungen nicht mehr immer flächen-
deckend erfolgen werden, was zu einem unterschiedlichen Technologiestand zwi-
schen verschiedenen Verbänden führen kann, ohne jedoch die Grundbereitschaft zu
gefährden.

Bis heute erfolgte die Rüstungsplanung grösstenteils nach den Bedürfnissen der ver-
schiedenen Leistungserbringer (z.B. Truppengattungen). Im Vordergrund stand das
technische Einzelsystem. Künftig wird es darum gehen, ausgehend von den zu er-
bringenden Leistungen der Armee die Rüstung gesamtheitlich zu planen. Die Be-
dürfnisse der verschiedenen Leistungserbringer werden dabei besser aufeinander ab-
gestimmt und in ein Gesamtsystem eingefügt. Die gesamtheitliche Rüstungsplanung
ist Sache des Generalstabes, der die Leistungserbringer in den Planungsprozess ein-
bezieht.

Die Umsetzung der Rüstungsplanung und die Beherrschung von komplexen und
vernetzten Systemen erfordern zunehmend wissenschaftliche und technologische
Grundlagen und Fähigkeiten. Die Forschung und Entwicklung im VBS sichert diese
Basis im Rahmen der politischen Vorgaben und übergeordneter Rahmenbedingun-
gen.

Leitlinien für die Rüstungsbeschaffung

Das Umfeld der Rüstungsbeschaffung hat sich in den letzten Jahren stark verändert.
Sie muss sich auf der einen Seite den Herausforderungen stellen, die sich aus den
Bedürfnissen einer verkleinerten Armee und des Kostendrucks ergeben. Auf der an-
deren Seite steht sie auch unter dem Einfluss der Konzentration im internationalen
Rüstungsmarkt und der technologischen Entwicklung. Schliesslich ist der Fähigkeit
zur Kooperation Rechnung zu tragen. Alle diese Faktoren wirken in Richtung einer
Orientierung an internationalen Standards.

Die Schweiz will ihre Informationsbasis im Bereich der Rüstungstechnologie und
der Beschaffungsverfahren verbreitern, indem sie die Möglichkeiten des bilateralen
Erfahrungsaustausches mit Partnerstaaten im Rüstungsbereich ausschöpft. Dazu ge-
hört auch, dass sie – unter vollständiger Wahrung der Neutralität – den Zugang an
internationale Gremien sucht, die sich mit Rüstungsfragen befassen. Die Schweiz
kann dabei ihre Erfahrung in der Evaluation und im Management von Beschaf-
fungsvorhaben ihren Partnerstaaten zugänglich machen.

Rüstungspolitik, Rüstungsbeschaffung und Rolle der schweizerischen
Industriebasis

Die Rüstungspolitik wird vom Bundesrat bestimmt. Sie regelt zentrale Fragen der
Industriekooperation, der internationalen Zusammenarbeit in diesem Bereich und
klärt die Rolle sowie den Einbezug der schweizerischen Industriebasis.
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Innerhalb des VBS werden die Rüstungspolitik, die Rüstungsbeschaffung und die
Rolle der schweizerischen Industriebasis von der Gruppe Rüstung betreut. Sie erar-
beitet die Grundlagen für Entscheidungen darüber, wie, aus welchen Märkten und
mit welchen Partnern die erforderlichen Rüstungsgüter für die Armee zu beschaffen
sind.

10 Kantone

Die kantonale Mitverantwortung und Mitarbeit sind wesentliche Elemente des
Milizsystems und aus staatspolitischen und wehrpsychologischen Gründen von
zentraler Bedeutung. Die Kantone stärken die Verankerung der Armee in der Bevöl-
kerung, indem sie Bindeglied zwischen der Bevölkerung und der Armee sowie zwi-
schen den Angehörigen der Armee und dem Bund bzw. der Armee sind. Die Armee
XXI hat Auswirkungen auf die kantonale Mitverantwortung, die in angepasster
Form beibehalten wird.

Die kantonale Mitverantwortung kommt vor allem in der Militärverwaltung zum
Tragen. Die kantonalen Militärbehörden übernehmen bzw. behalten im Rahmen von
Leistungsvereinbarungen folgende Funktionen und Aufgaben nach dem Wohnorts-
prinzip:

– Sie sind die militärische Auskunfts- und Kontaktstelle für alle Angehörigen
der Armee, die im betreffenden Kanton wohnhaft sind.

– Sie erfassen die Stellungspflichtigen und führen die Stammkontrolle.

– Sie führen den Orientierungstag zur Rekrutierung, bieten die Stellungs-
pflichtigen zur Rekrutierung auf und wirken bei der Rekrutierung mit, insbe-
sondere im Hinblick auf die Einteilung in den Zivilschutz.

– Sie behandeln die Dienstverschiebungsgesuche der Unteroffiziere und Sol-
daten für Wiederholungskurse.

– Sie sind für die Veranlagung und den Einzug des Wehrpflichtersatzes zu-
ständig.

– Sie erfüllen Aufgaben im Bereich des ausserdienstlichen Schiesswesens und
des ausserdienstlichen Vollzugs des Disziplinarstrafwesens.

– Sie entlassen die Angehörigen der Armee aus der Wehrpflicht.

Die Formationen und Stäbe der Brigaden und Territorialregionen werden, soweit
die Armeeorganisation dies zulässt, nach kantonalen und regionalen Kriterien gebil-
det. Die Führung der Grunddaten der Korpskontrolle erfolgt durch den Bund. Die
Kantone übernehmen für Stäbe und Formationen, die zu ihnen in engerer Beziehung
stehen, besondere Aufgaben und Kompetenzen. Sie werden bei Kommandobeset-
zungen konsultiert; das Besuchsrecht in den Ausbildungsdiensten bleibt bestehen.

Mit den vier Territorialregionenkommandos hat jeder Kanton einen Ansprechpart-
ner für militärische Fragen. Im Stab der Territorialregion ist ausserdem für jeden
Kanton ein Partnerstab enthalten. Im Bereich der subsidiären Einsätze arbeitet dieser
eng mit der kantonalen zivilen Führungsorganisation für Notlagen zusammen.

Im Bereich der persönlichen Ausrüstung vollziehen die Kantone wie bisher im Rah-
men der geltenden Verfassung die Beschaffung der zugewiesenen Ausrüstungsge-
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genstände. Vorbehalten bleiben Änderungen im Rahmen des neuen Finanzausglei-
ches des Bundes. Zur Instandhaltung der persönlichen Ausrüstung sollen für die
Angehörigen der Armee auch weiterhin in allen Kantonen Retablierungsstellen (an-
gegliedert an kantonale oder eidgenössische Zeughäuser) aufrecht erhalten werden.

Die Kantone stellen wie bisher ihre kantonalen Infrastrukturen (Waffen- und
Schiessplätze, Zeughäuser usw.) der Armee zur Verfügung. Zu diesem Zwecke wer-
den mit den betreffenden Kantonen Leistungsvereinbarungen abgeschlossen.

11 Transformation

Die Armee XXI unterscheidet sich grundlegend von der Armee 95. Grosse Teile von
Doktrin, Organisation und Prozessen wurden nicht aus der Armee 95 weiterentwi-
ckelt, sondern auf Grund der Aufträge und der veränderten Rahmenbedingungen neu
konzipiert. Soweit möglich baut die Armee XXI trotzdem auf der Armee 95 auf. Sie
muss nicht völlig neu entwickelt werden, sondern übernimmt jenes, das sich bewährt
hat und den Anforderungen von Gegenwart und Zukunft genügt.

Die Transformation der Armee 95 in die Armee XXI hat einen Beginn und einen
Abschluss. Die Dauer der Transformation ist kurz und überblickbar. Nach ihrem
Abschluss wird die Armee XXI im Rahmen der ordentlichen Abläufe der militäri-
schen Gesamtplanung kontinuierlich weiter entwickelt. Zu diesem Prozess gehört
auch die Korrektur eventueller Mängel, die erst während oder nach der Transforma-
tion erkennbar sind.

Das Transformationskonzept sieht vor, ein Projektteam mit dem Aufbau der Armee
XXI zu beauftragen und diesem sukzessive mehr Mittel zur Verfügung zu stellen,
die von der Armee 95 abgetreten werden. Darum wird letztere bereits vor Überfüh-
rungsbeginn in die Armee XXI schrittweise abgebaut. Mit diesen Vorausmassnah-
men soll die zeitgerechte und friktionsarme Umsetzung der Transformationsziele für
die Armee XXI unterstützt werden. Während der ganzen Dauer der Transformation
ist eine angemessene Grundbereitschaft der Armee für wahrscheinliche Einsätze voll
sicherzustellen; für weniger wahrscheinliche Einsätze ist eine geringere Bereitschaft
aufrecht zu erhalten.

Überführung der Armee 95 in die Armee XXI

       Abbildung 31
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Gleich zu Beginn der Transformation soll möglichst vieles umgesetzt werden, um
die Signal- und Motivationswirkung zu maximieren.

11.1 Grundsätze

Während der ganzen Dauer der Transformation wird die heutige Leistungsfähigkeit
für subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzieller Gefahren
sowie für Einsätze zur Friedensunterstützung und Krisenbewältigung in vollem
Umfang aufrecht erhalten. Die Raumsicherungs- und Verteidigungsfähigkeit wird
vorübergehend reduziert, ohne dass die minimal erforderlichen Fähigkeiten unter-
schritten würden. Die für die Transformation und ihre Vorbereitung notwendigen
Ressourcen (insbesondere militärisches Personal und Finanzen) müssen vorgängig
bereitgestellt werden.

Die personelle Überführung erfolgt als Vorausmassnahme vor der Formierung der
Armee XXI (Bildung der Stäbe und Formationen). Überzählige Verbände und Stäbe
werden in würdigem Rahmen aufgelöst. Nicht mehr dienstpflichtige Angehörige der
Armee werden entlassen oder in die Reserve eingeteilt und später gestaffelt entlas-
sen.

Massnahmen zur Sicherstellung der benötigten Milizkader sowie des militärischen
und zivilen Personals werden prioritär und vor Beginn der Umsetzung ergriffen.
Stellen, die mit militärischem Personal (inkl. Angehörige des Festungswachtkorps)
besetzt sind, werden überprüft. Danach erfolgt die Überführung der Stelleninhaber
in die zweckmässigste Berufskategorie (Berufsmilitär, Zeitmilitär oder ziviles Per-
sonal); für Härtefälle sind sozialverträgliche Übergangslösungen vorzusehen.

11.2 Zeitplan

Die Transformation in die Armee XXI umfasst drei Phasen (Vorbereitung 2000–
2003, Überführung 2004, Konsolidierung ab 2005) und verläuft in mehreren
Schritten. Ein kritischer Erfolgsfaktor ist der Bestand an militärischem Personal;
dieses ist prioritär und in genügender Anzahl zu rekrutieren.

Ab 2002 werden die Vorausmassnahmen zur Armee XXI umgesetzt. Sie dienen da-
zu, zeitgerecht und friktionsarm die Transformationsziele für die Armee XXI umzu-
setzen. Es geht darum, die für die Überführung in die Armee XXI erforderlichen
Ressourcen frei zu setzen und Fehlleistungen im Hinblick auf die Armee XXI zu
vermeiden. Die Rekrutierung und Alimentierung der Stäbe und Verbände wird auf
die Armee XXI ausgerichtet. In der Armee XXI nicht mehr benötigte Funktionen
werden nicht mehr ausgebildet. Schulen und Kurse werden soweit als möglich
zusammengelegt oder sistiert. Am Armeeausbildungszentrum wird die Zahl der
Lehrgänge reduziert. Das dadurch freiwerdende militärische Personal soll für Vorbe-
reitungsarbeiten für die Armee XXI eingesetzt werden. Die ältesten Jahrgänge der in
der Armee 95 eingeteilten Angehörigen der Armee sollen vorzeitig entlassen wer-
den. Die ausbildungsmässigen und administrativen Massnahmen zum Mobil-
machungssystem Armee 95 sollen auf das absolut Notwendige beschränkt werden.
Umschulungskurse sollen auf die Bedürfnisse der Armee XXI ausgerichtet werden.
Durch Verbandszusammenlegungen sollen die Ausbildungsvoraussetzungen für die
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Wiederholungskurse in der Armee 95 verbessert werden. Die Stäbe der Armee XXI
werden soweit gebildet, dass sie die Planungs- und Vorbereitungsaufgaben für die
Armee XXI wahrnehmen können. Die Verantwortung für die Führung von Einsät-
zen und die Sicherstellung des laufenden Ausbildungsbetriebes verbleibt bis Ende
2003 bei den Grossen Verbänden der Armee 95.

2003 soll als Vorausmassnahme die Kaderausbildung am Armeeausbildungszent-
rum angepasst werden. Im Rahmen der Vorausmassnahmen ist der Start einzelner
Kaderlehrgänge (exkl. AAL) in der zweiten Hälfte 2003 möglich. Noch notwendige
Fortbildungsdienste der Truppe finden unter Leitung der Grossen Verbände der
Armee 95 statt. Sie sollen insbesondere für die ausbildungsmässige Vorbereitung
auf die Armee XXI genutzt werden (Umschulungskurse). Alle Offiziere und höheren
Unteroffiziere der Armee absolvieren einen Einführungskurs. Damit werden diese
Kaderangehörigen über ihre neue Aufgabe und Funktion in der Armee XXI sowie
die kommenden Dienstleistungen informiert, was insbesondere die Vorbereitung der
Wiederholungskurse 2004 ermöglicht. Die Arbeiten zur Überführung der Angehöri-
gen der Armee XXI erfolgen mit Schwergewicht in diesem Jahr. Bis Mitte des Jah-
res erhalten alle Angehörigen der Armee eine persönliche Information zu ihrer
neuen Einteilung und der Restdienstpflicht. Die Stäbe und Verbände der Armee 95
werden verabschiedet.

2004 werden alle Grundausbildungsdienste (Rekrutenschulen und Kaderlehrgänge)
nach neuem Ausbildungsmodell im Rahmen der Lehrverbände durchgeführt. Die
Wiederholungskurse erfolgen 2004 nach neuem Modell im Jahresrhythmus und un-
ter Leitung der Brigadenstäbe. Das Mobilmachungssystem der Armee 95 wird durch
das neue System der abgestuften Bereitschaft abgelöst. Die Stäbe und Formationen
der Armee XXI werden gebildet. Die Grundbereitschaft der Stäbe der Stufe Armee
und Teilstreitkräfte (inkl. der Brigaden und Territorialregionen) ist erreicht.

Ab 2005 erfolgt die Konsolidierung der einzelnen Transformationsschritte.

Parallel zu den aufgezeigten Schritten erfolgen Massnahmen zur materiellen und
personellen Überführung sowie zur Anpassung der Infrastruktur (Ausbildungsinfra-
struktur, übrige Infrastruktur) und Verwaltung.
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Zeitplan der Transformation

       Abbildung 32

Kaderlehrgänge  AAL

Fortbildungsdienste
der Truppe 

Stäbe

Vorausmassnahmen

Armee 95 Armee XXI

Abgestufte Bereitschaft / 
Formierung Armee XXI

Inkrafttreten Militärgesetz (spätester Zeitpunkt)

2003 2004 2005 20062000 2001 2002

Über-
führung

KonsolidierungVorbereitung

Rekrutenschulen

Kaderausbildung (exkl. AAL)

11.3 Zielvorgaben für die Jahre 2004 und 2005

Überführungsjahr (2004)

Die Bereitschaft für subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzi-
eller Gefahren sowie für Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und
Krisenbewältigung entspricht den Anforderungen. Für die Raumsicherung und Ver-
teidigung ist eine der Lage angemessene Grundbereitschaft sichergestellt.

Die Grund- und Verbandsausbildung ist erfolgreich, alle Möglichkeiten der Ver-
bandsausbildung werden ausgeschöpft und die Übernahme von Kaderfunktionen ist
aus Sicht der Miliz und des militärischen Personals sowie deren Umfeld attraktiv
(Grundausbildungsdienst und Kaderlehrgänge).

In der Ausbildung sind die Fortbildungsdienste der Truppe erfolgreich, und der Qua-
litätsstandard im Grundausbildungsdienst wird zumindest gehalten.

Erstes Konsolidierungsjahr (2005)

Die Bereitschaft für subsidiäre Einsätze zur Prävention und Bewältigung existenzi-
eller Gefahren sowie für Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und
Krisenbewältigung entspricht den Anforderungen. Für die Raumsicherung und Ver-
teidigung ist eine der Lage angemessene Grundbereitschaft sichergestellt.

Der Bestand an militärischem Personal deckt die Bedürfnisse von Einsatz und Aus-
bildung ab. Der Milizkadernachwuchs ist sichergestellt.
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12 Zeichenerklärung
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